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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten 
Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Ich 

e r ö f f n e die 541. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll  der 540. Sitzung des 
Bundesrates vom 25. April 1991 ist aufgelegen ,  
unbeanstandet geb lieben und gilt daher  a l s  geneh­
migt. 

K I' a n k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des B undesrates Ingeborg Bacher und Dr. S im­
perl .  

E n t s c h u I d i g t haben sich das M itgl ied des 
Bundesrates Anna E lisabeth Haselbach - d ie 
Frau P räsidentin des Bundesrates vertritt die Re­
publ ik  Österreich in New Delhi bei den Trauer­
feiern für den leider ermordeten Raj iv  Gandhi  - ,  
weiters die Mitgl ieder des Bundesrates Guggi, Dr .  
Hummer und Dr.  h .  c .  Mautner Markhof. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen Herrn 
Bundesmin ister für Land- und Forstwirtschaft 
Dipl . - Ing. Fisch ler herzlichst in u nserer Mitte . 
I Allgemeiner Beifall.) 

Fragestunde 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen zur Fragestunde. 

Bevor wir mit der Fragestunde beginnen , ma­
che ich - vor a l lem im Hinblick auf d ie seit der 
letzten Fragestunde in  den Bundesrat neu einge­
tretenen Mitgl ieder - darauf aufmerksam , daß 
jede Zusatzfrage in unmittelbarem Zusammen­
hang m it der Hauptfrage beziehungsweise der ge­
gebenen Antwort stehen muß .  Die  Zusatzfrage 
darf nur  eine konkrete Frage enthalten und darf 
nicht i n  mehrere Unterfragen getei l t  sein.  

Um die Beantwortung aller zum Aufruf vorge­
sehenen Anfragen zu ermöglichen, erstrecke ich 
die Fragestunde - sofern mit 60 Minuten das 
Auslangen nicht gefunden wird - im E inverneh­
men mit dem Herrn Vizepräsidenten Walter 
Strutzenberger erforderl ichenfalls b is  auf 120 M i­
nuten .  

I ch  beginne jetzt - um 9 Uhr 7 Minuten -
mit dem Aufruf der Fragen .  

Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir 
kommen zur 1. Anfrage an den Herrn  Bundesmi­
nister für Land- und Forstwirtschaft. 

Ich bitte den Anfragestel ler. Herrn Bundesrat 
l ng. Johann Penz (Ö VP, Niederösterreich), um 
die Verlesung der Anfrage. 

Bundesrat l ng. Johann Penz: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister !  Meine Frage an Sie lautet: 

224/M-BR/91 

Welche Konsequenzen ergeben sich für die öster­
reichisc h e  La ndwirtschaft aus dem Ergebnis der 
EG/EFTA-Min isterverhandlungen am 12. u nd 
13. Mai 1991 i n  B rüssel'! 

Bundesmin ister für Land- und Forstwirtschaft 
Dip l . - Ing.  Dr. Franz Fischler: Sehr  geehrter Herr 
Präsident!  Meine sehr  geschätzten Damen und 
Herren des Bundesrates! Unsere Verhandlungs­
strategie, d ie wir bei den genannten Verhandlun­
gen in Brüssel im Bereich des Agrarischen zur 
Anwendung gebracht haben, war einerseits auf 
Gegense itigkeit gegründet, zweitens haben wir 
vor al lem versucht. b i lateral zu verhandeln ,  also 
die agrar ischen F ragen aus den muli lateralen Ver­
handlungen zwischen EFTA und EG mögl ichst 
herauszuhalten .  

Ich bin sehr  froh darüber, daß d ieser Grundsatz 
der B ilateral ität und der Reziprozität im Ergebnis 
der Verhandlungen festgeschrieben werden konn­
te . Wir  werden uns daher in Brüssel so wie b isher 
weiterhin i ntensiv um eine tragbare Verhand­
lungslösung für den Agrarsektor bemühen.  

Nachdem wir  die e inseitigen Zugeständ nisse, 
die die EG im Rahmen der sogenannten Kohä­
sionsliste verlangt hatte, abgelehnt hatten, haben 
wir von uns aus e inen Vorschlag eingebracht, der 
i nsbesondere Regelungen im Bereich der Frucht­
säfte sowie im Bereich von Wein ,  Käse und 
Fleischwaren vorsieht. Es wird seh r  darauf an­
kommen, ob wir in  den nächsten Wochen in der 
Lage sind, in diesen Bereichen e inen entsprechen­
den Absch luß  zu erzielen. 

G leichze itig darf nicht unte rsc hätzt werden, 
daß mit diesen Vorschlägen auch für die EG ein 
gewisser Kohäsionsaspekt verbunden ist, der von 
der Substanz her gegen über dem, was die EG von 
sich aus vorgesch lagen hatte. aus EG-Sicht eben­
fal l s  durchaus akzeptabel sei n  müßte. 

E in  weiteres Augenmerk ist auf die bi lateralen 
Verhandlungen bei den sogenannten Verarbei­
tungsprodukten zu richten .  Das ist ein Thema, 
das die EG neu in die Verhandlungen eingebracht 
hat. Da m üssen wir ebenfalls versuchen, e in  aus­
gewogenes Ergebn is zu erzielen u nd eine entspre­
chende Reziprozität zur Anwendung zu bringen.  

Insgesamt kann man feststel len,  daß das anvi­
sierte Abkommen im Rahmen des EWR den 
agrarischen Außenschutz auf jeden Fall n icht in 
Frage stel lt .  D ie EG hat sogar davon gesprochen , 
d ie Landwirtschaft auszuklammern, es hat gehei­
ßen, sie bleibe ausgek lammert. Es wurden und 

541. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 54

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 541. S i tzung - 23. Mai 1991 24955 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Franz Fischler 

werden lediglich punktuell in von uns gewählten 
Bereichen Handelsvereinbarungen mit der EG 
getroffen.  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wird 
eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Ing.  Johann  Penz: Herr Bundesmini­
ster !  Im Fal le der Ratifizierung des EWR-Vertra­
ges bedeutet das auch d ie Übernahme des EG­
Rechtsstandes. Ich frage Sie daher: Welche Aus­
wirkungen sind aufgrund der Übernahme des Ac­
quis Communautaire auf die österreichische 
Landwirtschaft zu erwarten? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Herr 
Bundesmin ister, bitte . 

Bundesmin ister Dipl . -Ing. Dr. Franz Fischler: 
Sehr geehrter Herr Präsident ! Meine Da.!TIen und 
Herren ! Es sind natürl ich aufgrund der Ubernah­
me der EG-Rechtsvorschriften, aufgrund der 
Übernahme des sogenannten Acqu is Communau­
taire auch Auswirkungen auf d ie Landwirtschaft 
zu erwarten .  Ausgeklammert sind ja nur die au­
ßenhandelsrechtlichen Bestimmungen des Agrar­
sektors, sowohl  österreichischerseits als auch EG­
seitig. Auswirkungen durch die Übernahme die­
ser Rechtsvorschr iften sind insbesondere zu er­
warten im Bereich des Betriebsmittelrechtes, also 
im Düngem ittelrecht, Futtermittelrecht, in den 
Tierzuchtvorschriften, Dinge, d ie also das Agrar­
ressort von der Ressortzuständ igkeit her unmit­
telbar betreffe n .  Aber noch wichtiger, würde ich 
sagen, sind jene Auswirkungen, die vor a llem das 
österreichische Lebensmittelrecht betreffen wer­
den, und das hat dann wiederum Rückwirkungen 
auf die Landwirtschaft. Dann s ind auch das Vete­
rinärrecht und d ie füttersanitären Vorschriften 
und eine Reihe von verschiedenen technischen 
Standards bis hin zur Zulassung beispielsweise 
von Traktoren oder Landmaschinen betroffen .  
Schl ießl ich - das ist aus Bundesländersicht ganz  
besonders wichtig - ist natürlich auch das 
Grundverkehrsrecht besonders betroffen .  Grund­
verkehrsrecht und Tierzuchtvorschriften sind 
Ländersache.  Da wird es notwendig sein ,  in den 
Bundesländern entsprechende Maßnahmen zu 
setzen ,  mit denen man allenfalls zu e rwartende 
negative Auswirkungen des Acquis ausgleichen 
kann. 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wird 
eine zweite Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Ing.  Johann Penz: Herr Bundesmini­
ster! Welche Maßnahmen wird die österreich i ­
sche Bundesregierung setzen, um die österreichi­
schen Bauern auf den verstärkten europäischen 
Wettbewerb vorzubereiten beziehu ngsweise auch 
die E inkommensnachtei le ,  die für die österreich i ­
sche Landwirtschaft z u  erwarten sind, auszuglei­
chen? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Herr 
Bundesminister, bitte . 

Bundesminister Dipl . - Ing .  Dr.  Franz Fischler: 
Der Wettbewerb in Europa wird auf jeden Fal l  
schärfer werden, n icht nur durch den al lenfalls 
zustande gekommenen EWR, den Europäischen 
Wirtschaftsraum, sondern vor a l lem auch da­
durch,  daß neue GATT-Bestimmungen zu erwar­
ten sind, und noch mehr natürlich, wenn in weite­
rer Folge eine EG-Integration Österreichs er­
folgt. Wir müssen bei unseren Vorbereitungsar­
beiten a l les tun, um die Wettbewerbskraft der 
österreichischen Landwirtschaft und vor al lem 
auch des nachgelagerten Sektors zu steigern -
das ist auch im Regierungsübere inkommen so 
festgeschr ieben - ,  und wir müssen natürlich  d ie 
Nachteile, die die Landwirtschaft - wie immer 
die Verhandlungen ausgehen mögen - zu erwar­
ten haben wird, auf geeignete Art und Weise aus­
gleichen .  

E in  erster Schritt i n  diese Richtung ist d ie  Auf­
stockung der Förderungsdotation im Agrarbud­
gel des heurigen Jahres um 1 ,5 Mil l iarden Schil­
l ing. Darüber hinaus wurde im 
Koalit ionsübereinkommen vere inbart, daß Ein­
sparungen, die im Marktordnungsbereich getätigt 
werden können, automatisch dan n im Förde­
rungsbereich budgetiert werden dürfen .  

Zum zweiten wurde im Koalitionsübereinkom­
men vereinbart, daß im Jahre 1 992 für das Bud­
get 1 993 neuerlich Verhandlungen geführt wer­
den, wenn bis dah in weitergehende Auswirkun­
gen a us den internationalen Entwicklungen 
besser übersehen werden können.  

Aber zur Wettbewerbsstärkung m üssen dar­
über h inaus insbesondere grö ßte Anstrengungen 
unternommen werden ,  damit das Marketing der 
österre ichischen Landwirtschaft verbessert wird, 
denn nur dan n ,  wenn es uns gel ingt, mit österrei­
chischer Qualität über unsere Grenzen  hinaus be­
kannt zu werden, und wenn  es uns gel ingt, öster­
reichische Qual itätsprodukte, Qual itätslebensmit­
tel i nternational entsprechend zu vermarkten und 
auch international anerkannte Marken zu kreie­
ren ,  werden wir auch unsere Chancen ,  die wir ha­
ben, wahrnehmen können. 

Vizepräsident Or. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nunmehr zur 2. Anfrage an den Herrn 
Bundesmin ister für Land- und Forstwirtschaft. 

Ich b itte den Anfrageste ller, Herrn Bundesrat 
Erhard Meier (SPÖ, Steiermark), um die Verle­
sung der Anfrage. 

Bundesrat Erhard Meier: Sehr geehrter Herr 
Min ister! Am 1 2 . Dezember hat der Nationalrat 
das B u ndesgesetz zur Errichtung der Austro­
Mi lchexportabwicklungsges .m.b .H.  beschlossen .  

541. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 54

www.parlament.gv.at



24956 Bundesrat - 541. S itzung - 23. Mai 1991 

Erhard Meier 

Der Bundesrat hat dieses Gesetz am 21. Dezem­
ber behandelt . Im damal igen Ausschuß für Land­
und Forstwirtschaft war kein zuständiger Beam­
ter anwesend,  sodaß Detailfragen n icht behandelt 
werden konnten. Nun ist mit Jahresbeginn 199 1 
die AMEA ins Leben gerufen worden.  H iezu ste I­
le ich folgende Anfrage: 

230/M-BR/91 

Hat die AMEA (Austro-M i lchexportabwick­
lungsgesel lschaft m.b.H.) hisher die in sie gesetzten 
Erwart u ngen erfü l l t? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesm inister. 

Bundesminister D ipl. - Ing.  Dr. Franz Fischler: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren !  Die 
AMEA wurde, wie zitiert, mit  e inem eigenen 
Bundesgesetz eingerichtet. Es wurden ansch lie­
ßend sofort nach erfolgter Ausschreibung die ent­
sprechenden persone l len  Besetzungen vorgenom­
men. Sie hat im Februar 1 99 1  i h re Tätigkeit auf­
genommen.  In der Zwischenzeit hat die AMEA 
ein Arbeitsprogramm für zwe i  Jahre vorgelegt, 
für die Jahre 1 99 1  und 1 992,  das auch mit dem 
U nternehmensgegenstand i m  Eink lang steht, der 
in einem Gesel lschaftsvertrag auf privatrechtl i­
eher Basis festgelegt worden ist. 

Die Haupttätigkeiten sind: die Prüfung und 
Abwicklung der Erstattungsansprüche gemäß der 
neuen Sonderrichtl in ie des B undesmin isteriums 
für Land- und Forstwirtschaft, d ie Auskunftser­
te i lung und der Parteienverkehr über Inhalt der 
Sonderricht l inie bezügl ich der Erstattungssätze 
- sozusagen die Beratung der Exporteure - ,  
darüber hinaus geht es um Marktempfehlungen 
und Information eier Erstattungswerber durch pe­
riodische Veranstaltungen  von Workshops. 
Sch l ießl ich ist eine Aufgabe der AMEA die lau­
fende Beobachtung, Beurtei lung und Berichter­
stattung über die Markt- und Pre isentwicklung 
auf den Absatzmärkten an das Ressort. 

Weiters sind ihr die Gest ion ierung des Treu­
handkontos übertragen ,  die entsprechende mo­
natl iche Rechnungslegung an das Bundesministe­
r ium für Land- und Forstwirtschaft, d ie liefe­
rung von E ntscheidungsgrundlagen zur Erstat­
tungsfestsetzung an das Bundesminister ium für 
Land- und Forstwi rtschaft, die Erste l lung von 
P roduktplänen für den Export laut den Marktpla­
nungen des Milchwirtschaftsfonds, dann d ie Er­
ste l lung von Exportplänen in  Koordination mit 
den Exporteuren, dann die Errichtung, Instand­
haltung und Pflege e ines a ktualisiert�n Daten­
banksystems und e ine  entsprechende Offentlich­
keitsarbeit. 

Insgesamt wurde d ie F irma also gegründet, um 
eine effiz iente Institution für die Exportförde­
rung im Bereich der Mi lch-und Mi lchprodukten-

exporte zu schaffen .  Mit  der Gründung dieser 
AMEA steht dem Bund nunmehr eine von der 
Exportwirtschaft unabhängige Erstattungsab­
wicklungsstel le - vergleichbar mit ähnl ichen 
Einrichtungen i n  den Europäischen Gemein­
schaften - zur Verfügung. Bisher jedenfal ls hat 
die AMEA die in s ie gesetzten Erwartungen vol l  
erfüllt .  

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wird 
eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Erhard Meier: Wer wurde mit eier 
Geschäftsführung der AMEA betraut, nachdem 
diese Stel le  ausgeschrieben worden war? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Herr 
B undesminister,  b itte . 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Franz Fischler: 
Die Besetzung des Postens des Geschäftsführers 
erfolgte i m  E invernehmen mit dem Bundesmini­
sterium für Finanzen.  Es wurde Herr Dr. Sume­
reder als Geschäftsführer bestellt . 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wird 
eine zweite Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesr�t Erhard Meier: Welche Änderungen 
könnte d ie Schaffung eines Europäischen Wirt­
schaftsraumes für den Export österreichischer 
Milchprodukte im Aufgabengebiet der AMEA er­
bringen? 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: B itte , 
Herr Bundesminister. 

Bundesminister D ipl . - Ing. Dr. F ranz Fischler: 
Wenn es zu einer EG-Integration kommt und 
wenn wir die EG-Agrarmarktordn ung überneh­
men m üssen, dan n  müssen wir selbstverständlich 
unsere Exporte nach den EG-Vorschr iften abwik­
kein .  

Die EG hat derzeit für d ie Abwick lung derarti­
ger Exporte, vor al lem für die Festlegung und 
Abrechn ung von Erstattungen, eigene Erstat­
tungsstel len e ingerichtet, und die AMEA könnte 
dann durchaus auc h  als eine solche Erstattungs­
stelle fungieren .  So gesehen ist die Tatsache, daß 
wir d iesen Weg beschritten haben ,  auf jeden Fa l l  
auch bereits in  Richtung EG vorausgedacht. 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wir ge­
langen  nunmehr zur 3. Anfrage an den Herrn 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft. 

Ich ersuche den Anfragesteller, Herrn Bundes­
rat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien), um die Ver­
lesung der Anfrage. 

Bundesrat Mag. John  Gudenus: Herr Minister !  
Meine A nfrage lautet: 
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Mag. John Gudenus 

222/M-BR/9l 

Wann werden Sie d ie Kennzeichnungspfl ich t  für 
Produ kt.� aus Massentierha ltung einfü h re n. wie sie 
vo n FPO-Ahgeordneten im Nationalrat bereits am 
28. 1 1 . 1989 beantragt wu rde'! 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesmin ister .  

Bundesmin ister Dipl . - Ing. Dr .  Franz Fischler: 
Sehr geehrter Herr Bundesrat! Meiner Meinu ng 
nach ist es im Marketing und in der Werbung 
grundsätzlich günstiger, wenn man gewisse Pro­
dukte n icht diskrimi niert, was ohnedies aufgrund 
der Gesetzeslage schwer möglich ist, sondern 
wen n  man die positiven E igenschaften von P ro­
dukten hervorhebt. So gesehen geht es aus meiner 
Sicht primär darum, daß man Produ kte , d ie  aus 
besonderen Haltungsformen stammen, a lso bei­
spielsweise Bioware und dergleichen, besonders 
kennzeichnet und die dafür notwend igen gesetzli­
chen G rundlagen  schafft. 

Insofern stimme ich also mit der h inter I h rer  
Frage stehenden Absicht überein, daß wir beson­
dere Haltu ngsformen auch durch eine besondere 
Kennzeichnung hervorheben sollen .  E ntschei­
dend ist  jedoc h ,  daß es k lare Defin itionen gibt. Es 
nützt d ie beste Kennzeichnung nichts, wenn  der 
Konsument dadurch nicht Klarheit bekommt und 
wen n vor al lem nicht gleichzeitig auch e ine wirk­
lich funktionierende Kontro lle mögl ich ist. 

E ine Kontrolle muß aber n icht unbedingt al lein 
durch staatlic�e Organe durchgeführt werden. 
Bei unseren Uberlegungen,  die wir im  Ressort 
d iesbezüglich angestellt haben, gehen wir davon 
aus, daß es auch möglich wäre, zum Beispiel be­
stimmte Vereinigungen  mit gewissen Kontroll­
aufgaben zu autorisieren, wie das beispielsweise 
im Bereich der b iologisch produzierenden Betrie­
be - wenn  Sie an den Demeter-Bund oder an 
andere ähnl iche Einrichtungen denken - bere i ts 
der F aH ist. 

Jedenfalls wird darauf zu achten se in ,  daß wir 
mit den Maßnahmen, die wir in  Österreich set­
zen ,  insofern EG-konform vorgehen ,  als d ie EG 
vor e in iger Zeit eine neue Richtlin ie herausge­
bracht hat, und nach dieser Richtl in ie wird ab 
1 992 verlangt werden, daß biologisch produzierte 
Produ kte nur mehr dan n  eingeführt werden dür­
fen - beispielsweise aus D rittländern in  d ie EG 
-, wen n  deren Herste l lung auf e iner gesetzl ichen 
Basis beruht. Daher müssen wir also in  Österreich 
einen Schritt we iter gehen. 

Ich habe vor einiger Zeit e ine Novel le zum 
Qualitätsklassengesetz zur  Begutachtung ausge­
sandt. Leider wurde es von e inigen Stel len eher 
negativ gesehen, daß wir i n  Österreich e ine D i ffe­
renzierung der Agrarprodukte nach der Hal­
tungsform und nach der Herstel lungsform vorzu-

nehmen versuc hen. I nsbesondere wurden von 
verschiedenen Konsumentenvertretern eher ab­
lehnende Ste l lungnahmen abgegeben. Wir haben 
in der Zwischenzeit verschiedene Verhandlungen 
geführt, und ich hoffe, daß es möglich sein  wird , 
in nächster Zeit einen derartigen Gesetzentwurf 
in den Ministerrat einzubringen. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wird 
eine Zusatzfrage gewü nscht? - Bitte . 

Bundesrat Mag. John  Gudenus: Herr Minister! 
Die Frage sch l ießt sich an das an, was Sie zum 
Sch luß  gesagt haben. Wann ist also mit e iner Re­
gierungsvorlage zum Qual itätsklassengesetz zu 
rechnen? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Herr 
Bundesmin ister, bitte . 

Bundesminister D i  pI .  - lng. Dr. F ranz Fischler: 
Wie schon gesagt, das Begutachtungsverfahren 
für eine Novelle des Q ual itätsk lassengesetzes ist 
abgeschlossen ,  und die Vorbereitungen zur Ein­
bri ngung in  den Ministerrat s ind vol l  im Gange .  
Ich rechne damit ,  daß wir bis zum Sommer soweit 
sei n  können .  

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wird 
eine zweite Zusatzfrage gewünscht? - Bitte . 

Bundesrat Mag. John Gudenus: Herr Minister !  
Wie werden  Sie im Zuge des EWR-Durchmar­
sches Ihres Ministerkol legen und Parteifreu ndes 
Sch üssel für d ie in I h ren  Inseraten angekündigten 
landwirtschaft l ichen Qualitätsproduktionen die 
entsprechenden Kennzeichnungen e inführen 
können, wen n  Sie die Geflügelnorm der EG, a lso 
das europäische Einhe itshuhn ,  übernehmen müs­
sen? 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Herr 
Bu ndesminister .  

Bundesminister D ipl . - Ing.  D r. Franz Fischler: 
Das ist e ine Fehlmeinung. Wir müssen kein eu­
ropäisches - wie haben Sie gesagt? (Bundesrat 
Mag. lohn G u d  e n u s: Einheitshuhn.') - Ein­
heitshuhn, E infal lslosigkeitshuhn, hätte ich bei­
nahe gesagt, überneh men .  Alle d iesbezüglichen 
Normen der EG, vor a l lem al le lebensmittelrecht­
l ichen Normen, sind Mindeststandards. Es bleibt 
uns überlassen ,  ob wir strengere Standards zur 
Anwendung br ingen oder nicht. 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nunmehr zur 4. Anfrage an den Herrn 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft. 

Ich ersuche den Anfragestel ler ,  Herrn Bundes­
rat Dr. Mi lan Unzer (ÖVP, Burgenland), um die 
Ver lesung der Anfrage. 
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Dr. Milan Linzer 

Bundesrat Dr. M i lan Linzer: Herr Bundesmi ni­
ster !  Meine Anfrage lautet: 

225/M-BR/91 

Welches Ergebnis haben die Gespräche mit den 
B undesländern zur kommenden Wei ngesetz-Novel­
le gebracht'? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: B itte, 
Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl .-Ing. Dr. Franz Fischler: 
Die Gespräche, die wir zuletzt mit den weinbau­
treibenden Ländern und mit dem Bu ndesmin iste­
rium für Fina nzen und den Sozialpartnern  ge­
füh rt haben, haben am 1 5 . Mai dieses Jahres statt­
gefunden. Ergebnis war, daß eine Weingesetzno­
velle noch vo r dem Sommer ins Parlament 
e ingebracht werden sol l. Wesentliche Elemente 
dieser Weingesetznovel le sollen se in,  daß wir  e ine 
Mengenbeschränkung, und zwar für d ie Menge 
des Weines, der  pro Jahrgang, pro Hektar in Ver­
kehr gebracht werden darf, einführen wollen. 

Ein zweiter Schwerpunkt d ieses Gesetzes wird 
sein,  daß wir versch iedenen Verbrauchertrends 
Rechnung tragen und beispielsweise alkoholredu­
zierte Weine oder den sogenannten Clan!. also 
Wei ßweine, d ie aus Rotweintrauben gepreßt wer­
den, oder Weine auch aus biologisch produzier­
ten Trauben rege ln und zulassen werden .  

Weiters sol l  das Gesetz auch Best immungen für 
Qualitätsapfe lmost oder Qualitätsobstmost ent­
halten, und sch l ie ßlich so l l  es auch eine soge­
nannte Entkriminalisierung bei verschiedenen 
Best immungen in der Weise geben, daß nicht au­
tomatisch bei Vergehen gegen gewisse Bestim­
mungen ein Gerichtsverfahren anhängig wird. 
sondern daß gewisse Dinge auch im Verwaltungs­
bere ich abgehandelt werde n  können. 

Und sch lie ß l ich  ist vorgesehen,  auch unter­
sch iedliche Bestimmungen für Tafelwein und 
Qual i tätswei n  bei bestimmten Grenzwerten e in­
zuführen. 

Vizepräsident  Dr .  Herbert Schambeck: W ird 
e ine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat D r. M ilan Linzer: Herr Bundesmini­
ster !  Welche Maßnahmen zur Entlastung des 
österreichischen Weinmarktes sind geplant? 

Vizepräsident  Dr .  Herbert Schambeck: Herr 
Bundesminister. 

Bundesmin ister Dipl . - Ing. Dr. Franz Fischler: 
Es laufen derzeit eine Reihe von Maßnahmen 
noch aus dem Vorjahr, und weitere Maßnahmen 
s ind für das Jahr 1 99 1  geplant. Insgesamt haben 
wir in der Weinkommission seit dem vorigen Jahr 
folgende Maßnahme n  durchgeführt: 

E ine Tafelweindesti l lationsaktion über 
864 000 Liter, dann eine zweite solche Aktion mit 
rund 3,5 Mi l l ionen Litern, weiters e ine Qualitäts­
weininterventionskaufaktion mit 592 000 Litern, 
e ine zweite solche Aktion mit 1 ,5 Mi l lionen Li­
tern ,  e ine Prädikatswein interventionskaufaktion 
von rund 250 000 Litern . eine Tafelweinverspri­
tungsaktion mit 6,4 Mil l ionen Litern und in einer 
zweiten Tranche dann noch 34,5 Mi l lionen Liter, 
weiters eine Traubensaft- und Traubendicksaftak­
tion mit über 4 Millionen Litern , e ine Leseguta k­
tion mit über 15 Mill ionen Litern,  e ine Weintrau­
ben-Vertragsaktion mit über 7,5 Mil l ionen Li­
tern,  eine Weinexportförderungsaktion von 
1 0  Mil l ionen Litern und eine Sperrlageraktion 
von 1 3  Mi l l ionen Litern; i nsgesamt also 62 Mil­
l ionen Liter .  

Für das heurige Jahr sind e ine zusätzl iche 
Sperrlageraktion und eine Exportförderungsak­
tion für insgesamt 25 Mi l l ionen Liter geplant. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wird 
eine zweite Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

B undesrat Dr .  M ilan Linzer: Herr Bundesmini­
ster !  Geben Sie bitte einen Überb l ick über die Tä­
tigkeiten der österreichischen Weinmarketingge­
sel lschaft. 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Herr 
Bundesminister. 

Bundesminister Dip l.-Ing. Dr. Franz Fischler: 
Die österre ich ische Weinmarketinggesel lschaft 
wurde, wie schon der Name sagt. e ingerichtet, um 
den Absatz des österreichischen Weines im In­
und Ausland zu verbessern. 

Es wurde eine ganze Reihe von konkreten Tä­
tigkeiten für das heurige Jahr in Aussicht genom­
men .  

Erstens: Die  Gestaltung und Umsetzung der 
neuen Werbekampagne, d ie Ihnen ja b�.kannt se in 
wird.  Es geht darum, die Boutei lle aus Osterreich , 
a lso die hochwertigste Verpackungseinheit, in 
den Mittel punkt zu rücken.  Dadurch so l l  auch 
e ine Änderung des Verbraucherverhaltens er­
reicht werden,  a lso der Trend hin zum Qual itäts­
wein verstärkt werden. 

Zweitens: Es geht u m  die Stärkung der zu­
kunftsträchtigsten Vertriebszweige für den öster­
reichischen Wein. das sind Lebensmitte leinzel­
handel und Gastronomie. In d iesem 
Zusammenhang wird e ine Reihe von Seminaren 
durchgeführt, werden Module e ntwickelt, um 
entsprechende Verkaufsförderungsaktionen ma­
chen zu können. I nsbesondere in der neu e inge­
richteten österreichischen Weinakademie wird 
eine Reihe von Personalschu lungen durchgeführt 
werden. 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Franz Fischler 

Dritter Punkt ist eine G rundlagenstud ie, um 
derzeit brachliegende oder noch zu wen ig  ausge­
nützte Marktpotentiale ebenfal ls  ersch l ießen zu 
können. Da geht es vor al lem in Richtung 
G'spritzter - der G'spritzte sol l  sozusagen im­
mer Saison haben - ,  um den österreich ischen 
Landwei n, um den Aperitif- und Dessertwein, 
und vor allem geht es darum, zu untersuchen, ob 
kleinere Verpackungsei nhe iten, zum Beispiel 
eine halbe Bouteil le. besondere Verkaufschancen 
haben. 

Vierter Punkt:  Es geht um die Konzentration 
und Ausrichtung der Weinwirtschaft auf die Prä­
dikatsweine und den Grünen Veltl iner, a lso zwei 
typisch österreich ische Produktionszweige. 

Fünfter Punkt: Wie gesagt, es wurde vor kur­
zem die österreich ische Weinakademie gegrün­
det, die ebenfalls eine Reihe von Aufgaben inner­
halb des österreic hischen Weinmarket ingkonzep­
tes wahrnehmen sol l .  Dies beginnt bei der ver­
schiedenartigen Ausbi ldung von Verkaufsper­
sonal und geht bis hin zu einer nationalen 
Konsumentenschule, also zur  Ausbi ldung des 
österreichischen Weinkenners, wenn Sie so wol­
len, und zu verschiedenen PR-Maßnahmen. 

Schließlich - sechstens - geht es darum. auch 
wieder den Salon der österreichischen Weine 
durchzuführen. Dieser soll heuer in einer etwas 
anderen Art und Weise präsentiert werden. 

Letztl ich geht es darum, daß man im weinwirt­
schaftsinternen Bereich eine Reihe von Maßnah­
men setzen will. um eine bessere strategische 
Ausrichtung der Weinwirtschaft auf die künftigen 
Anforderungen des EG-Binnenmarktes zu errei­
chen, das betrifft insbesondere d ie neuen Ge­
meinschaftsmarken . Beispiele sind da der Panno­
n ische Reigen, Feenhaube, Matth ias Corvinus, 
V inea Wachau. Blaufränkisch ,  Landgrüner und 
viele andere. Diese lokalen und regionalen Initia­
tiven sol len verstärkt und in ein Gesamtmarke­
ting entsprechend eingebaut werden. 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Die 
Frage 5 entfällt, da Herr Bundesrat Dr .  Leopold 
Simperl nicht anwesend ist. 

Wir  gelangen daher nunmehr zur 6. Anfrage an 
den Herrn Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft. 

Ich ersuche den Anfragestel ler, Herrn Bundes­
rat Dr.  Hans Wöck inger (Ö VP, OberösterreichJ, 
um die Verlesung der Anfrage. 

Bundesrat Dr. Hans Wöckinger: Seh r  geehrter 
Herr Bundesminister!  Meine F rage lautet: 

226/M-BR/91 

We lche Zielsetzu ngen verfolgen Sie mit der Um­
gesta l t u ng der Agrarförderung? 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl . - Ing.  Dr. Franz Fischler: 
Die Zielsetzungen der Umgestaltung der Agrar­
förderung leiten sich aus den aktuellen Aufgaben 
meines Ressorts ab:  

erstens: hochwert ige Lebensmittel und Roh­
stoffe sicherzustellen; 

zweitens: die Kultur- und Erholungslandschaft 
zu erhalten; 

dri ttens: die natürl ichen Lebensgrundlagen Bo­
den , Wasser, Luft zu sichern und sch l ießl ich die 
entwick lungsschwachen ländlichen Gebiete zu 
stärken. 

Dies ist nur mit e inem Bündel von Maßnahmen 
mögl ich, wobei die Schwerpunktsetzung in die­
sem neuen Maßnahmenbündel auf eine Diskus­
sion beziehungsweise auf die Erarbeitung dieser 
Schwerpunkte gemeinsam mit den österreichi­
schen Landwirten zurückzuführen ist .  Es wu rden 
insgesamt an d ie tausend österreich ische Land­
wirte i n  d ie Vorbereitungen eingeschaltet. I n  ei­
nem jewei ls zweitägigen Seminar haben die Bau­
ern nach einer systematischen Vorgangsweise von 
sich heraus gesagt, wie sie die Schwerpunkte se­
hen. welche Schwerpun kte sie sich erwarten, und 
d iese Schwerpunkte wurden dann auch im neuen 
Regierungsübereinkommen festgesch rieben. 

Es s ind das i nsgesamt sechs Schwerpunkte: 

Ausweitung der D irektzahlungen; 

Produktionsumlenkung, also weg von der 
Übersch u ßproduktion hin zu den verschiedenen 
Alternativen sowohl  im pflanzl ichen als auch im  
tierischen Bereich; 

Marktersch l ießung, Verarbeitung und Marke­
ting, also die Weiterentwicklung und Stärkung 
der bäuerlichen Betriebe und der Vermarktungs­
formen auf verschiedenste Art und Weise, vom 
Direktvermarkter b is zu den gängigen großkana­
l igen Vermarktungsformen; 

betr iebliche und infrastrukturel le Grundaus­
stattung, also die klassische Investitionsförderung; 

Förderung von Produktionsweisen zur Siche­
rung der Lebensgrundlagen; 

Bi ldung, Beratung und Forschung.  
Bei  a l l  diesen Schwerpunkten muß natürl ich 

die österreichische Agrarstruktur mitberücksich­
t igt werden.  Es geht darum,  auch den kleineren 
österreichischen Betrieben eine Chance zu geben 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Franz Fischler 

und das vernünftige M itei nander  zwischen Voll- ,  
Zu- und N ebenerwerbsbetrieben aufrechtzuer­
halten .  E ine einseitige Förderung nur der Voll­
oder nur  der Nebenerwerbsbetriebe lehne  ich ab. 
Wir bemühen uns sehr, zu e iner ausgeg lichenen 
Vorgangsweise zu finden. 

V izepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wird 
eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Or. Hans '\rVöckinger: Herr Bundes­
m inister !  W ie beabsichtigen Sie,  die Förderungs­
nahme Direktzahlungen in den benachteil igten 
Gebieten außerhalb der Berggebiete zu gestalten? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Herr 
Bundesminister, bitte. 

Bundesmin ister Dip l . -Ing. D r. Franz Fischler: 
Wir haben vor zwei Jahren begonnen, auch in den 
sogenannten "sonstigen benachtei l igten Gebie­
ten" D irektzah lungen einzufü h ren .  Diese sonsti­
gen benac htei l igten Gebiete sind vorwiegend Ge­
b iete e ntlang der früheren G re nze am E isernen 
Vor hang, a lso besonders entwicklungsschwache 
Gebiete . Es wurde e ine neue Gebietsabgrenzung 
vorgenomme n, wobei alle zur Verfügung s.!ehen­
den Daten ,  U nterlagen und P lanungen - OROK 
und verschiedene Ressortplanungen - herange­
zogen wurden .  D ie Förderung i n  diesen Gebieten 
basiert e inerseits auf verbesserten Förderungsbe­
dingungen im Bereich der Investitionen und an­
dererseits auf der E inführung d ieser D irektzah­
lungen ,  wobei wir hier im wesentl ichen an die 
Förderung in  der Bergbauernzone I anknüpfen 
wollen.  Wir haben ja auch im Koalitionsübere in­
kommen festgeschrieben, daß gerade die Berg­
bauernförderung und d ie Förderung in benach­
tei l igten Gebieten e ine Aufgabe ist, die sich an 
a l le Gebietskörpersc haften wendet. Es wurde da­
her auch vereinbart, daß d iese Förderung im Ver­
hältnis Bund zu Ländern 1 : 1 finanziert wird, 
wobei der B u nd i n  Abstimmung mit dem Berg­
bauernzuschuß  die Grundbeträge l iefert und bei­
steuert und die Länder in  erster Linie F lächenbei­
träge bezah len .  

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nunmehr zur 7. A�frage: Herr B undesrat 
Mag. Herbert Bösch (SPO , VorarlbergJ an den 
Herrn Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft. 

Ich ersuche den Anfragesteller um die Verle­
sung seiner Anfrage. 

Bundesrat Mag. Herbert Böseh: Herr B undes­
min ister, meine Frage lautet: 

232/M-BR/91 

Wie stehen S ie zu der Tatsache, daß in sechs B un­
desländern derzeit die Mitglieder der Landwirt­
schaftskammer-Vollversammlung teilweise nur 
ernannt anstatt direkt gewählt werden'! 

Vizepräsident Or .  Herbert Schambeck: B itte, 
Herr Bundesminister. 

Bundesmin iste r  Dipl . - Ing.  Dr. Franz Fischler: 
Herr Präsident !  Meine seh r  geschätzten Damen 
und Herren !  Wie S ie wissen ,  fällt die gesetzliche 
E inrichtung von Landwirtschaftskammern gemäß 
Artikel 15 des B undes-Verfassungsgesetzes ja 
n icht in die Zuständigkeit des Bundes, sondern 
ausschl ießl ich in die Zuständigkeit der Länder, 
und zwar sowohl  was die Gesetzgebung als auch 
was die Vollziehung anlangt. Es ist daher aus mei­
ner Sicht e ine E influßnahme von seiten des Bun­
des und auch von seiten des Bu ndesm inisters für 
Land- und Forstwirtschaft in d iesem Bereich 
n icht opportun.  Gerade in e iner Zeit, i n  der so 
viel über Föderalismus d iskutiert wird, scheint es 
mir wichtig zu sein ,  daß jede Gebietskörpersc haft 
die ihr übertragenen Aufgaben in erster Linie 
wahrnimmt. 

Vize präsident Dr .  Herbert Schambeck: Wird 
e ine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte . 

Bundesrat Mag. Herbert Böseh: Herr Bundes­
minister !  Halten Sie den derzeit bestehenden un­
demokratischen Zustand in  den Landwirtschafts­
kammern für weiterhin tragbar? 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesmin ister. 

Bundesminister Dipl . -Ing. Dr. Franz Fischler: 
Ich kann das von mir dazu Gesagte nur noch ein­
mal wiederholen :  Es ist n icht Aufgabe von Bun­
desorganen, den Ländern mit  Empfeh lungen 
dien l ich zu sein .  Gerade i n  der Länderkammer 
scheint es  mir  wichtig zu sein, darauf h inzuwei­
sen, daß die Autonomie der einzelnen Gebiets­
körperschaften gewahrt werden sollte. Ich glaube, 
daß die Länder durchaus Gründe haben werden, 
warum sie die entsprechenden Regelungen - die­
se sind ja in vielen Punkten von Bundesland zu 
Bundesland unterschiedl ich - so treffen .  

Vizepräsident Or.  Herbert Schambeck: Wird 
e ine Zusatzfrage gewünscht? - Nein .  

Wir gelangen nunmehr  zur  8 .  Anfrage: Herr 
Bundesrat Mag. Georg Lak ner (FPÖ,  Salzburg) 
an den Herrn Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft. 

Ich ersuche den Anfragestel ler um die Verle­
sung sei ner Anfrage. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Herr Min ister !  
Meine Frage lautet: 

223/M -BR/91 

Wie lautet Ihre Stellungnahme zur Joint Declara­
tion vom 14. 5 .  1991 des M inistertreffens zwischen 
EG. ihren M itgliedstaaten u nd den Ländern der 
EFTA? 
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Vize präsident Dr .  Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesminister. 

Bundesmin ister Dipl . - Ing.  Dr .  Franz Fischler: 
Die Joint Declaration, die Sie h ier anführen ,  ist 
eigentlich die gleiche, d ie im Zusammenhang mit 
der Anfrage des Herrn Bundesrates Penz zu Be­
ginn der heutigen F ragestunde angesprochen 
worden ist. Ich darf also meine Beantwortung 
kurz halten. Ich darf noch e inmal auf die Schwer­
punkte dieser Dek laration h inweisen,  wo es hei ßt :  
Der Agrarhandel soll k ünftig auf der Basis der 
Gegenseitigkeit und der Ausgewogenheit weiter 
l iberal isiert werden. Über E inzelheiten ist zu ver­
hande ln .  

Die  EFT A-Staaten sol len ab 1 993 für  e ine  Re i­
he von Produkten, die von besonderem I nteresse 
für die weniger entwicke lten Regionen der Eu­
ropäischen Gemeinschaften sind, die Zölle aufhe­
ben oder senken .  

Die Übernahme des Gemeinschaftsrechtes im 
veter inären und  phytosan i tären Bereich und d ie  
Liberal isierung des Agrarhandels mit 1 .  1 .  1 993 
durch gege nseitige bi laterale Abkommen zwi­
schen der EG und den e inzelnen EFT A-Staaten 
sind e in  weiterer Schwerpunkt .  Unser besonderes 
Interesse gilt da den Produktgruppen Käse, Wein,  
Fruchtsäfte und F leischwaren . 

Ergänzend darf ic h noc h anführen , daß wir  
auch danach trachten ,  daß das an s ich bereits pa­
raph ierte EG-Rinderabkommen, das wir anstre­
ben ,  in der neuen Form nach Mögl ichkeit in die 
EWR-Best immungen übernommen werden wird . 

Vizepräsident  Dr.  Herbert Schambeck: Wird 
eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Für  d ie  Dupl i ­
zität kann ich n ichts. Kollege Penz tr itt i n  letzter 
Zeit so oft i n  fre ihe it l iche Fußstapfen .  - Aber 
nun zu meiner Frage. 

I m  Punkt 1 4  ist die Rede von - Sie haben es 
bereits zitiert - "abolishing trade barriers resul­
ting from veterinary and phytosanitary regu la­
tions" , also von der Aufhebung der Beschränkun­
gen in veterinärer und pflanzl icher Hinsicht; das 
darf ich erklärend h inzufügen .  

Herr  Bundesminister! Meine Frage ist nun: 
Welche Gesetze und Verordnungen werden auf­
grund dieser Bestim mung n icht mehr vollzieh bar 
se in? 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesminister.  

Bundesminister Dip l . - Ing. Dr. Franz Fischler: 
Da muß man von der Z uständigkeit ausgehen.  
Das Veterinä rwesen ressortiert bekanntlich n icht 
zum Landwirtschaftsministerium, sonde rn dafür 

ist der Bundesminister für Gesundheit zuständig. 
Für die Tierzuchtbestimmungen,  die auch unter 
d iesem Begriff im gegenständlichen Vertragskon­
text beziehu ngsweise Erklärungskontext mit ent­
halten sind, sind die Länder selber zuständig. Für 
den phytosan itären Bereich ist zum größten Teil 
d ie Zuständigkeit im Agrarressort gegeben .  

Es  gibt i nsbesondere im  veterinären Bereich 
noch e in ige offene Fragen, d ie noch nicht ausver­
handelt s ind . Daher ist e ine endgült ige Beurtei­
lung in d iesem Bereich zum gegenwärtigen Zeit­
punkt gar n icht mögl ich. Wir legen jedenfal ls 
größten Wert darauf, daß wir  unsere Standards, 
d ie wir derzeit haben ,  beibehalten können sollen. 
Es wird d ie endgült ige Be urte i lung von den noch 
zu führenden Verhandlungen abhängen .  

Es ist d iesbezüglich auch in  der Öffentl ichkeit 
e in  Mißverständnis immer wieder gegeben, das 
aufzuklären ist: Es sol l  im Sommer, a l lenfalls im 
Juni, zunächst e inmal nur ein Vertragsentwurf 
paraphiert werden .  E rst dann werden in weiteren 
Verhandlungen Detai lfragen zu k lären sein .  E in  
Abschluß des Vertrages, e ine Unte rzeich nung des 
Vertrages ist wahrscheinl ich erst gegen Ende des 
Jahres möglich.  Dann muß der gesamte Vertrag 
in den parlamentarischen Gremien noch ratifi­
ziert werden .  Erst dann ist der Vertrag rechtskräf­
tig. Es wird also noch Gelegenheit geben ,  auf ver­
schiedenste Art und Weise die Verhandlungen 
über den EWR auch von seiten der Parlamenta­
rier und somit  des Bu ndesrates zu bee influssen .  

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wün­
schen Sie e ine we itere Zusatzfrage? - Bitte. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Herr Bundes­
min ister !  Sie se lbst haben gesagt, daß sehr viele 
Fragen noch auszuverhandel n  sind. Daher meine 
F rage: Werden Sie zusätzl iche Informationen 
über die EWR-Verhandlungen,  die Sie von Mini­
ster Schüssel bekommen, i nsbesondere was d ie 
Landwirtschaft betrifft, an den Bundesrat wei ter­
geben? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Herr 
Bundesminister. 

Bundesminister D ip l. - Ing. Dr. Franz Fischler: 
Soweit Sie e in  Interesse an zusätzl ichen Informa­
tionen haben, möchte ich darauf aufmerksam ma­
chen :  Wir haben erst vor kurzem eine Informa­
tion neu ausgearbeitet. Ich bin gerne bereit, den 
M itgl iedern des Bundesrates e ine Information, 
was die agrarischen Fragen im Zusammenhang 
mit dem EWR betrifft, in entsprechender Anzahl 
zukommen zu lassen .  

Vizepräsident D r .  Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nunmehr zur 9.  Anfrage: Frau Bundesrä­
t in  Agnes Schierhuber (ÖVP, Niederösterreich) 
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an den Herrn Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft. 

Ich ersuche d ie Frageste l lerin um d ie Verlesung 
ihrer Anfrage. 

Bundesrätin Agnes Schierhuber: Herr Bundes­
minister !  Seit v ielen  Jahren wird von österreichi­
schen Bauern die Forderung nach e iner großflä­
ch igen Produktion von biogenen Rohstoffen er­
hoben .  Meine Frage daher an Sie: 

227/M-BR/91 

We lche konkreten Mögl ichke ite n sehen Sie der­
zeit zum verstär kte n Ei nstieg der österre ic h isc hen 
Land- und Forstwir tsc haft in die Rohstoffproduk­
t ion für industr ie l le Zwecke hezieh ungsweise zur 
Gewi nnung von Energie? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesminister .  

Bundesm inister Dipl . - I ng.  Dr .  Franz Fischler: 
Da gerade die N utzung von B iomasse für energe­
tische Zwecke und auch für techn ische und indu­
str iel le Zwecke einen der Schwerpunkte und 
gleichze itig eine der Zukunftschancen der öster­
reich ischen Landwirtschaft darste l len. widmet 
sich mein Ressort schon seit e in igen Jahren die­
sem Thema in besonderer Weise . Es wurde in  den 
vergangenen Tagen eine Rei he von Forschungs­
projekten und von Untersuchungsarbeiten auch 
in unseren Bundesanstalten in  Auftrag gegeben,  
um die Mögl ichkeiten ,  d ie s ich für Österre ich  bei 
einem E instieg in die Biomasseproduktion bieten, 
besser abklären zu können. 

Auf dem Sektor energetische N utzung der Bio­
masse, etwa in Form der Biomasseheizanlagen 
und der Biomassenahwärmeversorgungsan lagen, 
ist d ieser E instieg auch in der Praxis bereits voll 
im Gange. Es wurden in den letzten zehn Jahren 
in  Österreich über 8 000 Hackschnitzelheizan la­
gen bis 1 00 kW, 1 400 Anlagen zwischen 1 00 und 
1 000 kW und 1 80 Anlagen mit über 1 000 kW 
insta l l ie rt. Man ersieht daraus. daß d iese Entwick­
lung mit Riesenschr itten vorangeht und daß wir, 
wen n man einen internationalen Vergleich ziehen 
würde, diesbezüglich durchaus führend in ganz 
Europa sind. 

Zweitens: die Errichtung von Biod ieselanlagen, 
a lso biogene Tre ibstoffe. Da wurde eine Anlage 
bere its fertiggestellt, und zwar e ine industrielle 
Anlage in  Aschach,  mit e iner Produktionsmenge 
von 1 0  000 bis 1 5  000 Jahrestonnen, was 1 0  000 
bis 1 5  000 Hektar Raps- und Ölfruchtfläche ent­
spricht. Eine zweite solche Anlage sol l  in Bruck 
an der Leitha err ichtet werden, und zwar in einer 
ähnl ichen Dime nsion. Darüber h i naus wurden 
bäuerl iche Anlagen  geschaffen in  Asperhofen,  in 
Güssing und in Mureck mit e ine r  Gesamtverar­
beitungskapazität von etwa der Menge der ÖI-

früchte, die auf 500 bis 1 500 Hektar - jewei ls 
pro Anlage - wachsen .  

Drittens: E ines der Schlüsselprojekte fü r  die 
Zuk unft ist das Äthanolprojekt ,  bekannt unter 
dem Terminus "Austroprotprojekt" . Dieses Pro­
jekt sieht d ie E rzeugung von 1 00 000 Tonnen Al­
kohol aus landwirtschaft l ichen Grundstoffen ver­
sch iedener Art vor, und d ieser Alkohol sol l  zur 
Beimischung zu Benzin verwendet werden, also 
gewissermaßen als Additiv .  E ine Entscheidung 
über dieses Projekt ist insbesondere auch deshalb 
wichtig, wei l  die ÖMV bereits erklärt hat, daß sie 
mit 1 .  1. 1 993 aus der Produktion von verbleitem 
Benzin ganz aussteigen will . und daher natürl ich 
jetzt schon die entsprechenden Vorbere itu ngen 
treffen muß,  damit dann zum gegebenen Zeit­
punkt die notwendigen Ersatzadd itivs zur Verfü­
gung stehen .  Wenn es n icht zur Errichtung der 
.. Austroprotan lage" kommt. dann ist die OMV 
gezwungen, e ine Ersatzi nvestit ion vorzunehmen,  
be i  der dann neue Additive nicht aus  biogenen 
Grundmaterial ien hergestel l t  werden, sondern 
erst wieder aus Erdölderivaten ,  und trotzdem 
müßten zusätzlich etwa 500 Mil l ionen Schi l l ing 
von der ÖMV investiert werden .  Es gibt a lso viele 
Gründe, die e ine Entscheidung über das . ,Austro­
protprojekt" dr inglich machen. 

Und schl ießl ich wurde auch in  anderen Berei­
chen, etwa Anlage von Energieholzflächen,  Nut­
zung von Zephirpflanzen ,  eine Reihe vo n P i lot­
versuc hen durchgeführt. 

V izepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wird 
eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte . 

Bundesrätin Agnes Schierhuber: Herr Mini­
ster !  Was tun Sie in I h rem Ressort konkret i n  
Richtung biogene Energie? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesmin ister. 

Bundesminister D ipl . -Ing. Dr .  Franz Fischler: 
Es geht n ic ht darum,  sozusagen den anderen zu 
predigen, sondern man muß selber auch ,  wenn 
man davon überzeugt ist, daß das der  r ichtige 
Weg i n  d ie Zukunft ist, e inen Beitrag leisten .  Wir 
s ind im Bereich des Ressorts gerade dabe i ,  e inen 
Umbau vorzunehmen, und zwar in  der Höheren  
landwirtschaftl ichen B undeslehranstalt i n  St. F lo­
rian. Es wird dort eine Hackschnitze lheizan lage 
eingebaut werden .  Eine abschli eßende Prüfung 
der näheren Details ist soeben im Gange . 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wird 
eine zweite Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrätin Agnes Schierhuber: Herr B undes­
minister !  Welche Förderungen sieht das Bundes­
minister ium für Land- u nd Forstwirtschaft i n  d ie­
sen Bereichen vor? 
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Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Bitte. 
Herr Bundesminister .  

Bundes m i nister D i p l . -Ing.  Dr.  Franz Fischler: 
Die Alternativenförderung für das Jahr 1 99 1  ist 
mit insgesamt 1 490 M i l l ionen Sc hi l l ing im B u n ­
desb udget veranschlagt. Davon entfal le n  auf d ie  
Rapsförderung 597 M i l l ionen.  auf  die So nnen­
blumenförde rung 309 Mi l l ionen,  auf d ie Körner­
erbse 1 73 M i l l ionen, auf die Ac kerbohne 60 M i l ­
l ionen, a u f  d ie Sojabo hne 23 1 M il l ionen,  auf d ie 
Klei nalternativen 22 M i ll ionen und auf die G r ü n ­
brache 98 M i l l io nen Sch i l l ing .  

Darüber h i naus werden I nvestitionszusc hüsse 
und Z i nszuschüsse zu begü nstigten Kred iten für 
d ie Err ichtung von Biomassenahwärmeversor­
gungsan lage n und von B iod ieselanlage n gewäh rt. 
Im Jahre 1 990 wurden - um einen Vergleich z u  
haben - 30 P rojekte mit insgesamt 37 M il l ionen 
Sch i l l ing gefö rdert. Im Jahr 1 99 1  sind fü r diesen 
Bereich 60 M i ll ionen Sc hi l l ing veransc hlagt. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen n u n mehr zur 10 . Anfrage an den Herrn 
Bundesm i nister für La nd- und Fo rstwirtschaft. 

Ich ersuche die Anfragestel lerin ,  F rau Bundes­
rätin Edith Paischer (SPÖ, OberöscerreichJ .  u m  
die Ve rlesung i h rer Anfrage. 

Bundesrätin Edith Paischer: Herr Bundesm i n i ­
ster!  M e i n e  F rage: 

233/M-BR/91 

In welcher Form ist eine Entschädigung für d ie 
Österre ich isc hen B undesforste durch d ie nur mehr  
naturnahe Bewirtschaftung von rund 
1 1 7 000 Hektar an Besi tzungen im Rah men der 
Schaffung von Nationalparks erforder l ic h ?  

Vizepräsident D r .  Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr B u ndes m i nister .  

Bu ndesm i nister Dipl . -Ing. Dr.  F ranz Fischler: 
Herr Vizepräsident !  Meine Damen und Herre n !  
Geschätzte Frau Abgeo rd nete ! Zu d e r  v o n  Ihnen 
genannten F lächenzah l  darf ich z u nächst einmal  
folgendes ausführen:  

Der Antei l  des Staatsgrundes an den berei ts 
jetzt bestehenden Nationalparks in den Hohen 
Ta uern und i n  den Nockbe rgen in Kärnten be­
trägt 29 1 8 1  Hektar.  Der Ante i l  an  der Gesamt­
fläche d ieser bestehenden Nationalparks beträgt 
rund ein V ierte l .  

Außerdem gibt  es  d rei  proje ktierte Natio nal­
parks. einen i n  den Donauauen ,  einen i n  den 
oberösterreic h ischen Kalkalpen u nd einen i n  den 
Kalkhochalpen in Salzburg. Gemäß d e n  derzeit 
vor liege nden Planungen, die sich selbstverständ­
lich noch ändern können, beträgt die B undesfor­
stefläche i n  d iesen dre i  Nationalparks al le i n  
1 1 2 300 Hektar. Das entspricht fast zwei D ritte l n  

der gesamte n F läche d ieser dre i  geplanten Natio­
nalparks.  

V i zepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wird 
eine Zusatzfrage . . .  

Bundesm in ister Dipl . -Ing. Dr.  F ranz Fischler: 
Da mit haben wir erst die F lächenfrage beantwor­
tet. 

Zur Beantwo rtung I hrer eigentlichen Frage: 
Gemäß den Best immunge n des Bu ndes-Ve rfas­
sungsgesetzes sind, wie Sie wissen ,  der Natur­
sc hutz und damit a uc h  die Errichtung von Natio­
nalparks Landessache. Entsc häd igu ngsfragen sind 
daher nac h  Ma ßgabe der e i nschlägigen Best im­
mu ngen in den Landesnatu rschutzgesetzen bezie­
hu ngsweise in den National parkgesetzen zu re­
geln.  

Werden in  e inen solchen Nationalpark Bu n des­
flächen, also auch F lächen der Österreic hischen 
Bundesforste, ei nbezogen, dann gelten selbstver­
ständ lich fü r diese Flächen die gleichen rec htli­
chen Bestimmungen wie für jene der anderen, 
privaten Gru ndeigentümer. Es müssen die ent­
sprechenden ve rmögensrechtlichen Nachtei le ab­
gegolten werden .  

In diesem Zusam menhang darf ich auch a u f  das 
Arbeitsübereinkommen der Bundesregierung 
hi nwe ise n ,  in dem festgesc hrieben ist, daß ge­
meinwi rtschaftIiche Leistun gen der Österreich i­
sc hen B undesforste wi rtsc haftlich ane rkannt, also 
entschädigt werden müsse n,  um eine gewi nn­
orientierte Führung des Betriebes n icht zu ge­
fährde n.  

Absch ließend möchte ich noch darauf h i n wei­
sen ,  daß sich die Bundesforste b isher i m mer 
grundsätzlich bereit erklärt habe n, Fl ächen i n  Na­
tionalparkprojekte einzubringen.  Dabei so l l  es 
auch b leiben. Aber sc hon aufgrund der bestehen­
den Gesetzeslage d ü rfen d ie Bundesforste gar 
nicht auf ihre E ntschädigungsa nsprüche verzich­
te n.  

Schl ie ßl ich wäre es aus beschäftigungspo l iti­
schen u nd auch aus anderen - etwa aus ökologi­
sc hen - Überlegu ngen d u rchaus angebracht u n d  
sinnvo l l ,  wenn die  Österreich ischen Bu ndesforste 
in die P lanung und in den Betrieb der Öste rrei­
chischen Nationalparks i n  Zukunft stärker ei n be­
zogen würden .  

Vizepräsident D r .  Herbe rt Schambeck: Wird 
eine Zusatzfrage gewünsch t? - Bitte . 

Bundesrätin Edith Paischer: Herr Minister !  Sie 
haben bereits d ie Nationalparks Hohe Ta uern, 
Kalkalpen, Donau-March-Thaya-Auen a nge­
führt. Haben Sie zahlenmäßig den z u  erwarten­
den Gewin nentgang bei d iesen ei nzelnen Natio­
nalparks i m  Detai l  quantifiz iert? 
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Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Herr 
Bundesmi ni ster, b itte. 

Bu ndesm i n ister Dipl . - Ing. Dr. F ranz Fischler: 
Frau B undesrät in !  E i ne zah lenmäßige Detai l ­
quantifiz ierung ist  derzeit noch gar  n icht  möglic h ,  
da zunächst einmal jene Auflagen feststehen m üs­
sen ,  die für ein Nationalpa rkgeb iet erforde rl ich 
sind.  Solange d ie Länder kei ne Nationalparkge­
setze besch lossen haben, kann auch e ine Bewer­
tung von A uswi r k u ngen, von al lfäll igen Beein­
trächtigungen nicht vorgenommen werden . Ent­
sprechende Gesetze s ind daher abzuwarten. 

Vi zepräsident Dr .  Herbert Schambeck: W i rd 
e ine zweite Zusatzfrage gewünscht'? - Bitte. 

Bundesrät in  Edith Paischer: Herr M in iste r! I n  
welchem Ausmaß sol l das Personal der Bundes­
forste in d i e  Pflege der Natio nalparks e i ngebun­
den werden? 

V izepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Bi tte, 
Herr Bundesmi n ister .  

Bundesm in ister D i pl . - Ing.  Dr.  Fran z Fischler: 
I n  d iesem Z usammenhang habe ich an den Vor­
stand der Österreichischen Bu ndesforste den 
Auftrag e rtei lt, mit den jewe i l igen Lände rn,  in  de­
nen so lche Natio nalparks eingeric htet werden so l­
len, Verhand lungen zu füh ren , sodaß e ine best­
mögliche Einbind u ng der Mitarbeiter der Öste r­
reichischen Bundesforste in d ie Verwaltung und 
Fü h rung von Nationalparks möglich ist. 

Vizepräsident D r .  Herbe rt Schambeck: Ich be­
grüße den i m  Hause e rschienenen Herrn Bu ndes­
min ister für  W issenschaft und Forschung Dr. Er­
hard Busek herzl ich.  (Allgemeiner Beifall. ) 

Wi r gelan gen n un mehr z u r  1 1 . Anfrage : Herr 
B undesrat P ramendorfer (Ö VP, Oberösrerreich) 
an den Herrn B undesm i n ister. 

Ich ersuche den Anfragestetler um d ie Verle­
sung der Anfrage. 

Bundesrat Hermann Pramendorfer: Herr B u n­
desminister !  Meine F rage lautet : 

228/M-BR/91 

Welch e  Sch werpu nkte s ind bei den forst l ic hen  
Förderungsmaßnah men im J a h r  1991 vorgesehen'! 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: B itte, 
Herr Bundesmi n iste r. 

Bundesmi nister D ipl . - Ing.  Dr.  Franz Fischler: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren!  
Schwerpunkt - das entspricht dem Regierungs­
übereinkom me n  - bei der Förderung ist zuerst 
e inmal d ie Schutzwaldsa n ierung. Gerade in ei­
nem Geb irgsland wie Österreich muß alles daran­
gesetzt werden ,  daß d ie Schutzfun ktion des Wal ­
des erhalten bleibt .  I mmerhin  ist ein D rittel des 

österreichischen Waldes Schutzwald. u nd es ist 
auf i nsgesamt fast 500 000 Hektar d ie Schutz­
funktion in  Frage gestel lt. das hei ßt ,  bei 
500 000 Hektar Wald m üssen d r ingend Sanie­
rungs- ,  Waldverj ü ngungs- und sonstige Maßnah­
men d u rchgefüh rt werden .  Es ist  daher i n  der 
forstl ichen Schwerpunktsetzung die  Schutzwald­
sanierung Thema N ummer e ins für die Zukun ft .  

Ein zweiter Schwerpunkt bei der  forstl ichen 
Förder u ng des Jahres 1 99 1  bildet d ie Wiederauf­
forstung der im Jahre 1 990 entstandenen Schad­
flächen, die auf Stürme im Vorjah r  z urückzufüh­
ren sind.  Immerhin ist  bei  d iesen Stürmen eine 
Schadholzmenge von insgesamt 6,7  M i l l ionen 
Festmetern angefal le n ,  davon al le in  3 M i l lionen 
Festmeter in Oberösterreich.  Die Schadfläc he be­
trägt i nsgesamt etwa 23 000 Hekta r, und es geh t  
jetzt darum, eine entsprec hend rasc h e  W iedera uf­
forstu n g  in die Wege zu leiten.  

Für diese Maßnahmen we rden i m  heurigen 
Jahr 4 1  Mi l l ionen Sch i l l i ng an Bundesm itte l n  z u r  
Verfügung gestellt. Darü ber hinaus ist durch d ie­
se riesigen Schadholzmengen auch ein erhö hter 
Befall d u rch Forstschädl i nge aufgetreten,  sodaß 
auch d iesbezügl ic h entsp rechende Forstsch utz­
maßnahmen gesetzt werde n müsse n .  Auch dafür 
werden Förderungsm ittel i m  heurigen Jahr z u r  
Verfügung gestel lt. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: W i rd 
eine Z usatzfrage gewünscht? - B itte .  

Bundesrat Hermann Pramendorfer: Herr B un­
desminister!  Insbesondere die Schadfläc he n ,  ver­
ursac ht durch die Stu rmkatastrophe i m  Bu ndes­
land Obe rösterreic h ,  l iegen großtei ls  in Seehöhen 
unter 600 Metern. Es d rängt s ich daher d ie Frage 
auf, we lche Förderungsric htl in ien  vo rgesehen 
sind, damit eine standortgerechte W iederauffor­
stung gewähr leistet wird .  

Vizepräsident Dr.  He rbert Schambeck: Bitte, 
Herr B undesminister. 

Bundesminister Dipl . - I ng. Dr. Franz Fischler: 
D ie Aufforstung mit standortgerech ten Hölzern 
ist tatsächlich e ines der ze ntralsten Anl iegen ,  d ie 
sich i m  Z usam men hang m it den Wiederauffor­
stungsma ßnahmen ergeben. Wir haben daher 
auch dem i n  der Förderung Rec h n u n g  getragen 
und haben eine neue D ifferenzie r u n g  vorgenom­
men:  G rundsätzl ich werden für Aufforstu n gs­
maßnahmen 5 500 S pro Hektar bezah lt; weiters 
gibt es e i nen e igenen Zuschlag für M ischwaldauf­
forstungen, also für Nadel-Laub-M ischbestände, 
von 9 500 S .  

Weiters gibt es  folge ndes Anl iegen:  Bei d iese n  
Aufforstungen sol len Edelhölzer besonders be­
r ücksichtigt werden ,  also insbesondere E ichen , 
Kirsc hen,  Eschen, Ahorn,  Linden ,  N u ß  und so 
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weiter. Für d iese Maßna h men kö nnen pro Hektar 
i nsgesamt 1 4  mal 500 S z u r  Verfügung gestel l t  
werden .  

V i ze präsident Dr. Herbert Schambeck: W i rd 
eine zweite Zusatzfrage gew ünscht? - Bitte. 

B u ndesrat Hermann Pramendorfer: Herr Bun­
desmi nister !  Seit  wann ist  der WaIdentwick l ungs­
plan fertiggeste llt, und zu welc hen forstpo lit i­
schen Entscheid ungen w i rd di eser herangezoge n? 

Vi zepräsident Dr. Herbert Schambeck: B itte. 
Herr Bundesmin ister. 

B u ndesm i nister Dip l . - Ing.  Dr. F ranz Fischler: 
Der Waldentwicklungsplan stellt  wirkl ich eine 
Novität dar. An sich wurde i m  Kap itel "Forstl iche 
Rau m p lan u ng" bereits im Forstgesetz 1 975 d ie 
Erstel lung ei nes Waldentwicklungsplanes in Aus­
sicht genommen.  Es w u rde seit n un mehr zehn 
Jahren daran gearbeitet; seit wen igen Wochen 
l iegt der Waldentwic k l u ngsplan für Österreich 
vor. 

D ieser Plan stellt insofern e ine Novität dar. als 
es e ine derart flächendeckende Funk tionspla n u ng 
des Waldes n i rgends auf der Welt sonst gibt. Dies­
bezüglich s ind wir fü hrend - wieder ein mal - ,  
und es gibt bereits jetzt gro ßes I nteresse anderer 
europäisc her Staaten. auch au ßereuropäischer 
Staate n,  daran, wie wir in  Öste rreich in d iese m 
Bereich vorgegangen sind.  

D iese r Waldentwick l u ngsplan ste l lt eine wichti­
ge E ntscheid ungsgrundlage, eine wichtige H i lfe 
für Forstsac hverständige dar.  Er wird insbeso nde­
re dafür herangezogen,  um zum Beispiel  feststel­
len zu können , we lche Schadwir k u ngen in  wel­
chen Wäldern Österreichs vo rhanden sind , wei­
ters: welche Waldfunktionen Vorrang haben, die 
N utz-,  d ie Sch utz-, d ie E r holu ngs- oder d ie Wohl­
fahrtsfu nktion? 

Sch l ie ßl ich wird dieser Plan vor a l le m  auch für 
E ntscheidunge n herangezogen ,  wen n  es etwa dar­
um geht, regionale Schutzwaldsanierungspro­
gram me zu erstellen, Prioritäten i n nerhalb d ieser 
Sch utzwaldsanierungsprogra m me festzulegen. 
u nd we nn es weiters d a r u m  geht,  waldbau l ic he 
Maßnahmen, auch Förderungsma ßnahmen, fest­
zu lege n .  Bei Förclerungsrichtl in ien so l l  k ü nftig 
d ieser Waldentwicklungsplan herangezogen wer­
den. 

Wie Sie wissen ,  haben wir ja auch in die Förde-
. rungsbest immungen a ufgeno mmen ,  daß bei­

spielsweise der Wildb estand regu liert werden 
m u ß ,  wen n  eine Schutzwaldsanierungsmaß na h me 
gesetzt u nd vor allem gefö rdert werden sol l .  Auch 
in d iesem Zusammenhang bietet der Waldent­
wic k l ungsplan e ine Basis h iefür.  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen n un mehr zur 1 2 . Anfrage: Herr B undesrat 
Farthofer (SPÖ, Niederösterreich ) an den Herrn 
B u ndes m i nister. 

Bitte, Herr Bu ndesrat. 

Bundesrat Erich Farthofer: Herr Bu ndesm ini­
ster!  Meine Frage lautet: 

234/M-BR/91 

Wurden von I h rer Seite berei ts Schri tte zur 
Durchsetzung eines einheit l ichen österreic h isc hen 
Bodensch utzes im Rah men von Arti­
kel- I Sa-Verträgen gesetzt? 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesmi nister.  

Bundes m i nister Dipl . - Ing. Dr.  Fran z  Fischler: 
In der Kompetenzverteilung zwische n dem Bund 
und den Ländern b i lden die Angelegenheiten des 
Bodensch utzes eine Querschnittsmaterie, das 
hei ßt, soweit nicht e inzelne Bundeskompetenzen 
Anknü pfungspunkte für  Bodensch utzregelungen 
bieten, fal len die Angelege nheiten des Boden­
schutzes i n  Gesetzgebung u nd Vollzieh ung in  d ie 
Kompetenz der Länder. 

E ine n solchen Anknü pfungspunkt bietet der 
Kompeten zbestand Forstwesen für die Wald bö­
den.  Durc h  die Best immungen des Forstgesetzes 
ist der Bodenschutz im Hi nblick auf Wa ldböden 
bere its derzeit  österreichweit e inheitl ich geregelt.  

Der Schutz landwirtschaft l ich gen utzter Böden 
fäl lt .  was Gesetzgeb u ng und Vollziehung betrifft, 
in d ie Länderkompetenz. Die einzelnen Bundes­
länder haben tei lweise Gesetze erlassen ,  in  denen 
insbesondere die Ausbringung von Klärschla m m  
auf landwirtschaftl ichen Böden geregelt ist. Der 
B u nd hat auf d iesem Gebiet keine Kom petenz,  
auch n icht  zum Abschluß e i ner Arti­
kel - 1 5a-B-VG-Vereinbarung. Es gibt ke ine Bun­
deskom pete n z  zur Verein he it l ichung des Landes­
rec htes. Daher wurde n seitens des B undesm i n i­
steriums für Land- u nd Forstwirtschaft auch kei­
ne Schritte zur Durchsetzung eines e inhe itlichen 
österreichisc hen Bodenschutzes im Rah men eines 
Artikel- 1 5a- B-VG-Vertrages gesetzt. 

Es wurden jedoch i m  Auftrag des B undesmini­
steriums für Land- u nd Forstwirtschaft eine Bo­
denschutzkonzeption ,  also e ine Bodenzustands­
analyse, und Konzepte für den Bodenschutz in  
Österreich,  Grundlagen u nd Empfehlungen für 
d ie Bodensc hutzplan u ng, erstellt, die für alle legi­
stisc hen Überlegungen auf diesem Gebiet eine 
fach liche Gru ndlage darstel len können. 

Das Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft hat darüber h i naus eine Arbeitsgruppe 
eingerichtet, die al le von den Ländern z u  erhe­
benden Bodenzustandsdaten in vergleichbarer 
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Form speichert u nd verfügbar hält. Das ist das 
sogenannte Geoi nformationssystem .  Weiters 
wurde in  der B undesanstalt für Bode nwirtschaft 
der Fac hbeirat für Bodenfruchtbar keit  und Bo­
denschutz ei ngerichtet, der la ufend Grundlage n ­
arbeiten für e ine ordnu ngsgemäße Bewi rtschaf­
tung erbringt. 

V i zepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wird 
eine Zusatzfrage gewü nscht? - B itte. 

B u ndesrat E rich Farthofer: Herr Bundesm i n i­
ste r !  We rden Sie i m  Zuge der Arti­
kel I Sa-Verträge a uch Leistu ngen des Bundes, 
wie zum Beispiel  Durchfüh rungen von Bodenun­
tersuchungen, anbieten? 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: B itte, 
Herr Bundesmi niste r. 

B undesminister Dipl . - Ing. Dr. F ranz Fischler: 
Die Durc hführung von Bodenuntersuchu ngen 
wird jetzt bereits in gro ßem U mfang angeboten .  
D e r  allergrö ßte Tei l  d e r  Boden u ntersuchungen,  
d ie in  Österreich durchgeführt werden, wird von 
den Bundesanstalten ge macht. 

V izepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wird 
eine zweite Zusatzfrage gewünscht? - Bi tte . 

B undesrat Erich Farthofer: Herr Bundesmini­
ste r!  Welche Maßnahmen gedenken S ie bezüglich 
Bodenschutz a n  verkehrsreichen Straßen zu set­
zen ?  

B undes m i nister Dipl . - Ing. D r .  F ranz Fischler: 
Bezüglich Bodenschutz an verkehrsre ichen Stra­
ßen habe ich vor u ngefähr einem halben Jahr eine 
Arbeit in  Auftrag gegeben ,  die demnächst fertig 
sei n  wird, in der wir eine eingehende Analyse der 
Auswirk u ngen des Verkehrs auf die angrenzen­
de n Grundstücke d urchgeführt haben ,  i nsbeson­
dere natürl ich der Bleibe lastung ode r auch der 
Belast u ng durc h  zykl ische Verbi ndunge n wie 
Benzol und dergleichen .  Wie gesagt: Das Ergeb­
nis  d ieser U ntersuc hungen wird dem nächst a uch 
der Öffentl ichkeit vorgeste llt werden,  und wir  
werden anschl ießend daran weitere Überlegu n­
gen ableiten, welche zusätzl ichen Maßnahmen zu 
setzen sei n  werden. 

Bei d ieser Gelegenheit möchte ich aber noch 
e i nmal darauf h inweise n :  Meines E rachtens geht 
es h ier pr imär darum, d ie Ursachen zu bekämp­
fen und vor al lem möglic hst rasch e i nen Ausstieg 
aus dem verb leiten Benzin zu schaffe n .  Ich b i n  
darüber eigentl ich seh r  froh,  daß d i e  ÖMV ange­
k ü nd igt hat,  d iesen Ausstieg bereits i n  eineinhalb 
Jahren durchzuführen.  Es wird aber - wie gesagt 
- auch notwendig sei n ,  zu ve rhi ndern, da ß wir 
n icht  d urch Additivs neue Probleme bekommen, 
u n d  dafür Sorge zu tragen ,  daß die Benzinzusätze 
der Z u ku nft von der U m weltseite her völl ig un­
problematisch sein sollten. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen n u n mehr zur 1 3 . Anfrage - das ist die 
Frage Nr. 229/M - an den Herrn Bundesminister 
fü r Land- und Forstwirtschaft . 

Ich ersuche den Anfragestel ler,  Herrn B undes­
rat Ing. Alfred Wah l  ( Ö VP. Sceierrnark ) ,  um die 
Verlesung seiner Anfrage. 

Bundesrat Ing. Alfred Wahl: Sehr gee hrte r 
Herr Bundesminister!  Meine F rage lautet: 

229/M-BR/91 

Welche kon kreten Maßna h me n  zur Sicheru ng 
der österreich ischen Tr inkwasserqual i tät  wurden 
allf Basis der Wasserrec htsgesetz-Nove l le 1 990 he­
reits durchgeführt? 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bu ndesminister .  

Bundesm in ister Dipl . - Ing.  D r .  Franz Fischler: 
Herr Präsident! Meine sehr gee h rten Damen und 
Herren !  An sich ist die S ic herung der Trinkwas­
serqual ität, d ie auf dem öste rreichisc he n Lebens­
m ittelrecht basiert, eine Angelege n heit des Bun­
desministers für Gesund heit. 

I m  Rahmen der mir auf Grundlage des Wasser­
rechtsgesetzes u nd i nsbesondere auf G rundlage 
der Nove l le 1 990 gegebenen Möglichkeiten sind 
nachstehende unterstü tzende M a ßnahmen zum 
e i nen Tei l  bereits durchgefü hrt worden ,  zum an­
deren Tei l  in Aussicht genommen.  

Es  geht um die  Verbesserung der  Best immun­
gen h insichtlich der Wasserversorgung bei  der 
Festlegung von Sch utz- und Schongebi eten für 
Wasserversorgu ngsan lagen und um die Sicherung 
der künftigen Wasserversorgung.  Weiteres geh t  
e s  um d ie Erlassung e i ner Grundwasserschwellen­
wert-Verordn u ng in den nächsten Wochen,  die es 
den Landeshauptmännern ermöglicht, Grund­
wassersan ierungsgebiete festzu legen und Sanie­
rungsmaß nahmen anzuordnen.  Damit sol l  lang­
fristig eine den Anforderungen der Tri n kwasser­
versorgung entsprechende Rohwasserqualität si­
chergestel lt  werden .  I m  S i n ne der integra len 
F unktion der Wasserwirtschaft dienen die Maß­
nahmen auch zur Verbesserung der Qual ität der 
Fl ie ßgewässer u nd indi rekt auch der Sicherung 
der Trinkwasserqualität. 

I n  diese m Zusammenhang ist auf die E rlassung 
der a llgemeinen E missionsverord n u ng und der 
fünf branchenspezifischen Emissionsvero rdnun­
gen h i nzuwe isen,  d ie a m  1 3 . April  1 99 1  in Kraft 
getreten sind.  Diese Verord n ungen lösen für 
kommunale Abwasseranlagen und wichtige be­
triebliche Em ittenten u n m ittelbar tiefgreifende 
Anpassungs- u nd Sanierungsverpfl ichtungen aus. 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wird 
e ine Zusatzfrage gewünsc ht? - B itte. 
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Bu ndesrat I ng. Alfred Wahl: Herr B undesmin i ­
ster !  Der enorm ste igende Wasserverbrauch ist 
la ngfristig besorgniserregend . Welche Mögl ich­
keiten e ines sorgsamen Umganges m i t  Wasser, 
das Tri n k wasse rqual ität aufweist, sehen S ie? 

Vizepräsident Dr. Herbe rt Schambeck: Bitte, 
Herr Bundes m i n ister .  

B undesminister D i pl . - Ing.  Dr .  Franz Fischler: 
Wir sind in Österreich in der glückl ic hen Lage . 
daß wir, was Trin kwasser an langt, keine Not z u  
leiden habe n .  Möglicherwe ise hängt das auc h da­
mit zusamme n ,  daß wir eige ntlich relativ locker 
mit  unseren Trinkwasserresso urcen umgehen. 

Ich halte a lso seh r  viel davon ,  daß - wo immer 
d ies möglich  ist - m it d iesen Trin kwasserres­
sourcen sparsam u mgegangen w i rd. E i ne Mög­
l ichkeit des Sparens sehe ic h i nsbeso ndere im Be­
reich der I nd ustrie u nd des Gewerbes, und zwar 
dort, wo Trin k wasser für Zwecke verwendet wird, 
wo ohne weiteres a uc h  Brauc hwasser den glei­
chen Dienst tun würde, i nsbesondere we n n  es n u r  
um Kühlen oder a ndere derartige Dinge ge ht. wo­
für große Wasserme nge n in Österreich aufgewen­
det werden. 

Eine zweite Möglich keit zum Spa ren sehe ich 
bei jede m ei nzelnen B ü rge r i n  diesem Lande . Es 
ist  durchaus auch möglich,  i m  Haushalt bei  ma n ­
c h e n  Angelege n heiten wassersparend vorzuge­
hen. Man kann ja auch an d i versen Pickerln a n  
diversen Orten i m  Parlament feststel len,  daß 
auch h ier im Parlament Ma ßnahmen in d iese 
Richtung gesetzt werden.  Aber eine besondere 
Bedeutung scheint  mir  auc h darin z u  l iegen, daß 
wir entsprec hend Vo rso rge treffen ,  n icht nur was 
den Tri nkwasserverbrauch betrifft, sondern d a ß  
w i r  auc h unsere Trin kwasse rresso u rcen i ntakt 
halten, s ie vor Belastu ngen sch ützen u nd frühze i ­
tig u n d  ausreichend Maßnahmen setzen.  damit 
die Belastu nge n  unse res Tr inkwassers nicht ein 
Ausmaß annehmen,  daß die  Trin kwasserqual ität 
ver lorengeht.  

I n  d iesem Zusa m me nhang haben wir  uns mit 
der Wasserrechtsgesetz-Novelle 1 990 e in  hohes 
Ziel gesetzt. In dieser Novel le  ist de facto veran­
kert, daß wir das Ziel h aben - da u nterscheiden 
wir uns eben von den anderen Nachba rstaaten i n  
E uropa - ,  die gesamten Grundwasserressourcen 
i n  Trinkwasserqualität zu er halten u n d  dort, wo 
die  Trin kwasserqual ität verlorengegangen ist, d ie­
se wiederherzustel le n .  

V izepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wird 
eine zweite Zusatzfrage ge wünscht? - Nein .  

Wir gelangen n u n mehr zur 1 4. Anfrage an den 
Herrn Bundesmi n ister für Land- und Forstwirt­
schaft. 

Ich ersuche die Anfragestel leri n ,  F rau B u ndes­
rät in  Helga Markowitsch (SPÖ, NiederösterreiclO , 
um die Verlesung i h rer Anfrage. 

Bu ndesrät in  Helga Markowitsch: Herr Bundes­
m i n ister !  Meine Anfrage lautet: 

235/M-BR/91 

Warum möc hten S ie e n tsprec hend dem n e u e n  
Agrarförderu n gsko nzept i n  Zuku nft von der  be­
wä h rte n Aufgahe nte i l u ng, daß der B u nd m it dem 
Bergbauernzusc huß die Bes iede l u ng u nd die Lä n­
der mit Fläche nprä m i e n  d ie Bew ir tschaft u ng för­
dern. abge hen'? 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: B itte, 
Herr Bundesmi n ister. 

Bundesmi nister Dipl . - In g. Dr. Franz Fischler: 
Die Förderung der landwirtschaftl ichen Betriebe 
in den benac hte i ligten Regionen zur Wahrneh­
mung der vielfältigen Aufgaben der Landwirt­
sc haft wird heute e igentl ich europaweit als vor­
dri nglich erkannt u nd auch anerkannt,  und sie ist 
übe rdies von der GATT-U ruguay-Runde als not­
we ndig anerka n nt worden .  

Ergebnis einer grund legenden öste rreichwe i ten 
Diskussion war d ie Erkenntnis, daß d ie bisherige 
Gestaltung der D irektförderung im Bergbauern­
gebiet auf zusätzl iche Parameter abgestützt wer­
den so l lte. Be i weiter ste igenden Förderu ngszu­
we ndunge n sol l ten über d ie bisherige n  Kriterien 
der Vergabe h i naus me h r  u nd me h r  auch jene 
Leistungen der Betriebe abgegolte n werden, d ie 
den m u ltifun ktionalen Aufgaben insgesamt ge­
recht werden u nd den betriebsindividuel leren u n ­
tersc h iedlichen Gegeben heiten besser e ntspre­
chen.  

In d iesem Zusammenhang wird auch auf d ie 
derzeit im Gang befindl iche Grundlagenarbeit 
hi ngewiesen,  n ach der ja in Zuku nft n icht mehr 
so wie derzeit die v ier E rsc hwerniszonen z u r  Be­
urteilung der E rschwer nisse herangezoge n wer­
den sollen,  sondern nac h  der d ie E rsc hwernisse 
auf den Einzelbetrieb betriebsi ndividue l l  abge­
st immt erhoben werden sollen .  

Zur Stützung und Erhaltung der  noch fun k tio­
n ierenden und bewährten Infrastru kturen i m  
Berggebiet m u ß  daher aus meiner S icht das Sy­
stem weiterentwickelt werden.  Die Aufte i l u ng der 
F inanzierung dieser Förderungsma ßnahmen ist 
eine Frage, die in Verhandlungen noch gek lärt 
werden muß.  

Zusammenfassend: M i r  geht es  darum.  die Lei­
stungstangente zur Abgeltung der überwirtschaft­
l ichen Leistungen stärker ode r überhaupt i ns 
Sp iel z u  bri ngen und die Sozialtangente i m  b ishe­
rigen U mfang aufrechtzue rhalten.  Es sol l  ja n ie­
mand schlec htergestellt werden . In den Bergbau-
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ernzuschüssen sol l  e ine Ausgewogenheit auch in­
nerhalb der Erwerbsarten erzielt werden, es sol l  
a lso nicht nu r  Zuschüsse fü r  die Nebenerwerbs­
betriebe oder nur für d ie Vol lerwerbsbetriebe ge­
ben, sondern sie sol len für a l le ,  entsprechend ab­
gestimmt, erweitert werden ,  und vor al lem so ll 
ein Übergang geschaffen werden, um rechtzeitig 
mit dem neuen System, das ja in Aussicht genom­
men ist und an dem ja schon seit e inigen Jah ren 
gearbeitet wird, diesen Übergang entsprechend 
meistern zu können . Und selbstverständl ich -
und das ist auch durchaus wichtig und e in gro ßes 
Anl iegen von mir - bedarf es auch i n  Zukunft 
des Zusammenwirkens von Bund und Ländern in 
der Bergbauernförderung. Es kann n icht allein 
Aufgabe des Bu ndes sein ,  Bergbauernförderung 
zu betreiben. 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wird 
e ine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrätin Helga Markowitsch: In welchem 
Ausmaß sollen die Bergbauernzuschüsse erhöht 
werden? 

Vizepräside nt Dr. Herbert Schambeck: Bitte . 
Herr Bu ndesmin ister .  

Bundesmin ister Dipl . - Ing. Dr. Franz Fischler: 
Wir haben im heurigen Budget ungefähr  940 Mi l­
l ionen Schi l l ing an Bergbauernzuschu ßmitteln 
vorgesehen .  Das ist e ine Aufstockung gegenüber 
dem Voranschlag 1990 da waren rund 
650 Mil l ionen Schi l l ing enthalten - von mehr als 
e inem Drittel .  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Danke. 

Wird noch eine zweite Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Helga Markowitsch: In welchem 
Ausmaß sollen Tei le der Gesamtförderungen für 
F lächenzahlungen verwendet werden? 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Bitte, 
Herr Bundesmin ister .  

Bundesminister Dipl . -Ing. Dr.  Franz Fischler: 
Der Ante i l  der Flächenförderung nach den Kon­
zeptionen,  wie wir sie vorgenommen haben, ent­
spricht im großen und gan zen dem Aufstok­
k u  ngsbetrag. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Danke. 

Die Fragestunde ist beendet . 

Einlauf und Zuweisungen 

Vizep räsident Dr. Herbert Schambeck: Einge­
langt ist e in  Schreiben des Bundeskanzleramtes 
betreffend eine Ministervertretung. 

Ich ersuche d ie Schriftführung um Verlesu ng 
d ieses Schreibens. 

Schriftführer in  Grete Pirchegger: 

"An die 

Präsidentin des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 22. Apri l  
1 99 1 .  Z. 1 006- 1 3/6, folge nde Entschl ießung ge­
faßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für öffent l iche Wirtschaft und Verkehr 
Dipl . - Ing. Dr. Rudolf Streicher i n  der Zeit vom 
22. bis 23. Mai 1 99 1  den Bundesminister für In­
neres Dr.  Franz Löschnak mit  der  Vertretung. 

Hievon beeh re ich m ic h  m it dem Ersuchen um 
gefäl l ige Kenntnisnahme M itteilung zu machen . 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller 

Min isterialrat" 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: D ient 
zur Kenntnis. 

Ei ngelangt sind 13  Anfragebeantwortungen ,  
die den  Anfrageste l lern übermittelt wurden. 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an  alle übrigen Mitgl ieder des Bun­
desrates verte i lt. 

E ingelangt ist weiters e in  Beschluß des Natio­
nalrates vom 1 5 . Mai 1 99 1  betreffend 

ein Bundesgesetz über die Genehmigung des 
Bundesrechnungsabsc hlusses für 1989. 

D ieser Besch luß  unterl iegt nach Artikel 42 
Abs. 5 B-VG n icht dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates. 

E ine weitere geschäftsordnungsmäßige Be­
hand lung des vor l iegenden Beschlusses durch  den 
Bundesrat ist daher n icht vorgesehen. 

E ingelangt s ind jene Besch lüsse des Nationalra­
tes, die Gegenstand der heutigen Tagesordn ung 
sind. 

Ich habe diese Besch lüsse den in  Betracht kom­
menden Ausschüssen vor Vorberatung  zugewie­
sen .  Die Ausschüsse haben ihre Vorberatungen 
abgesch lossen u nd schrift l iche Ausschußberichte 
erstattet. 

Im Hinblick darauf sowie mit Rücksicht auf ei­
nen mir  zugekommenen Vorsch lag, von der 
24stündigen Aufl iegefrist Abstand zu nehmen, 
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habe ich alle d iese Vorlagen auf die Tagesord­
nung  der heutigen Sitzung geste llt . 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates. die 
mit der Abstandnahme von der 24stündigen Auf­
liegefrist der Ausschu ßberichte einverstanden 
sind , um ein Handzeichen. - Dies ist Stimmen­
einhel l igkeit. 

Der Vorsch lag ist mit der nach § 44 Abs. 3 der 
GO-SR erforderl ichen Zweidritte lmehrheit ange­
nom men. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- D ies ist n icht der Fal l .  

1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Mai 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Schulzeitgesetz 1985 geändert wird 
(102/A-II- I 030), l03/A-II-I032, 122/A-II-1534 
und 120/NR sowie 40511BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen nunmehr in die Tagesordn ung e in und gelan­
gen zum I .  P unkt: Bundesgesetz, mit dem das 
Schu lzeitgesetz 1985 geändert wird. 

D ie Berichterstattung hat Herr Bundesrat Her­
man n  Pramendorfer übernommen. Ich ersuche 
ihn  höflich um den Bericht. 

Berichterstatter Hermann Pramendorfer: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geeh rten Da­
men und Herren! Aufgrund des gegenständl ichen 
Gesetzesbesch lusses soll. da es im Schul­
jahr 1 99 1 /92 zu einer  Konzentration der Seme­
sterfer ien von sechs Bundes ländern in der zwei­
ten Februar-Woche kommen wird.  im Verord­
nungswege die Mögl ichkeit zu einer nachträgli­
chen Änderung des Ferientermines geschaffen 
werden .  

In  den Verordnungen ist vorrangig auf pädago­
gische ,  dann wirtschaftliche, regionale, überregio­
nale und verkehrspolitische Gesichtspunkte sowie 
auf d ie I nteressen der betroffenen Famil ien Be­
dacht  zu neh men. 

Der U nterrichtsausschuß  hat die gegenständ l i ­
che Vorlage i n  seiner S itzung vom 22. Mai 1 99 1  
i n  Verhandlung genommen LInd einstimmig be­
sch lossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen,  kei­
nen Einspruch zu erheben .  

A l s  Ergebnis seiner Beratu ng stel lt der  Unter­
rich tsausschuß somit den A n t I' a g, der Bun­
desrat wol le beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
14 . Mai 1 99 1  betreffend e in  Bundesgesetz, mit 
dem das Schu lzeitgesetz 1 985 geändert wird, wird 
kein E inspruch erhoben .  

V izepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein .  

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr.  
Peter Rezar. Ich ertei le es i hm .  

J (J.311 
Bundesrat Dr. Peter Rezar (SPÖ, Burgenland) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!  Ge­
schätzte Kolleginnen und Kol legen !  Die vorlie­
gende Änderung des Schulzeitgesetzes war aus 
vielfältigsten Überlegungen notwendig. Durch die 
derzeitige Regelung, wonach d ie Landesschulräte 
beziehungsweise die einzelnen Landesregierun­
gen mittels Verordnung die im Gesetz festgeleg­
ten Semesterferien für das jewei l ige Bundesland 
festlegen können, wäre es im Schuljahr 1 99 1 /92 
zu einer Konzentration der Semesterferien von 
sechs Bundesländern in der zweiten Februarwo­
che gekommen. 

Die künftige Ferienrege lung erfordert selbst­
verständ l ich eine ausreichende Koord ination zwi­
schen den einzelnen Bundesländern vor ihrer ver­
ordnungmäßigen Festlegung, wobei als zweckmä­
ßige Koordinationsstelle die Verbindungsste lle 
der Bundesländer in Betracht kommt. 

So gesehen ist d iese Nove lle auch von einem 
föderalistischen Gedanken geprägt, obwohl die 
Gesetzesänderung nur unmittelbar anwendbares 
Bundesrecht be inhaltet. Für  d ie öffentlichen 
Pflichtsc hulen, we lche keine Übungssch u len sind, 
wären daher entsprechende Regel ungen aufgrund 
der Grundsatzbestimmungen der § §  8 ff. Schul­
zeitgesetz von den Ländern zu erlassen .  

Historisch gesehen , wenn  wir  also auf den U r­
sprung dieser schulzeitgesetz l ichen Regelung zu­
rüc kblicken, war Anlaß für diese Idee d ie Öl­
k rise 1 973. wobei damals Ausgangspunkt nicht 
etwa eine Schulzeitrege lung gewesen ,  sondern der 
Aspekt des Energiesparens im Vordergrund ge­
standen ist. 

Die uns a l len noch bekannte Energiewoche -
von vielen wird sie heute noch so genannt - wur­
de 1 974 eingefüh rt. wobei damals eine Zweitei­
lung erfo lgt ist . Die östlichen Bundesländer sol l­
ten ihre Energieferien in  der ersten Februarwo­
che abhalten. während die zweite Februarwoche 
für die Bundesländer Oberösterreich, Salzburg, 
Kärnten ,  die Steiermark, Tirol und Vorarlberg re­
serviert war. 

Nach anfänglichem Funktio n ieren hat sich 
dan n  allerdings seh r  bald gezeigt, daß P robleme 
und Schwierigkeiten auftreten ,  und so ist es zu 
vielfältigsten Diskussionen gekommen. Ich denke 
h ie r  beisp ielsweise an die Kol lisionen mit Schu lfe­
rien größerer ausländischer Nachbarländer. Aber 
auch die österreichische Fremdenverkehrswirt­
schaft und die diversen Verkehrsplaner und Ver­
kehrssicherheitsexperten haben d iese D iskussion 
sehr  stark mit geführt. Dennoch ist es n icht so , 
daß diese Problemat ik  allein die österreichische 
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Fremdenverkehrswirtschaft oder a l lein etwa un­
sere Verkehrsexperten betrifft, sondern primär 
natürl ich unsere Kinder und unsere Famil ien.  

Eine optimale Ferienstaffelung entspricht da­
her durchaus dem pädagogischen Ziel einer  ent­
sprechenden Erholung für unsere Kinder, wobei 
man, wie das bei diesen Dingen naturgemäß ist, 
nichts eindimensional betrachten sol lte. Selbst­
verständlich ist d ie Erholungsphase eines Kindes 
im Schoße der Famil ie im Interesse al ler österrei­
ch ischen Fami l ien .  Meine Damen und Herren!  Je 
fami l iengerechter mit d ieser Regelung gehandelt 
wird, desto mehr wird letztendl ich auch d iesem 
pädagogischen Ziel und diesem pädagogischen 
Gedanken entsprochen. 

Wir  haben auch hier  i n  diesem Hause schon die 
vie lfältigsten Diskussionen hinsichtlich der Ver­
besserung unserer Verkehrssicherheit geführt. 
Die Reduzierung etwa von Unfallzahlen, die 
H in tanhaltung von immer wieder auftretenden 
Staus sol lten optimiert werden. Zugegebenerma­
ßen verstärkt natürlich auch die Schulzeitgesetz­
gebung letztendl ich d ieses Problem, wenn  auch 
nur  am Rande und nur in einem eher marginalen 
Bereic h. Und wenn  eben im Rahme der Schul­
zeitgesetzgebung optimal koordinierend vorge­
gangen wird, dann beginnen d iese Schu lferien 
nicht mit stundenlangen Staus, übergebührl ichem 
Stre ß und sogar mit Verkehrsunfällen mit allen 
damit verbundenen negativen und nachtei l igen 
Folgen  für unsere gesamte Volkswirtschaft. 

Die Schulzeitgesetz-Novelle 1 988 war daher 
nicht zuletzt auch von dem Gedan ken getragen,  
d iese zuvor genannten Risken entsprechend zu 
min imieren, wobei d ie Ferienkernzeit zwar un­
verändert gebl ieben ist, es aber den Bundeslän­
dern freigestel lt wurde, die Ferienzeit entspre­
chend variabel zu  gestalten .  

I n  der Praxis hat sic h a llerdings sehr bald her­
ausgestellt, daß es zu schier unüberbrückbaren 
Schwierigke iten kommen wird . Schon für das 
kommende Jahr 1 992 wäre etwa eine totale Kon­
zentration gegeben, wobei allein in der zweiten 
Februarwoche rund 720 000 Schü ler gleichzeitig 
Ferien gehabt hätten, eine Entwicklung also, d ie 
im S inne des bereits Gesagten eher kontrapro­
duktiv wäre. 

Alle Schüler aus den Bundesländern Wien ,  Nie­
derösterreich.  Kärnten, Salzburg, Vorarlberg und 
Tirol hätten i n  der zweiten Februarwoche ihre 
Ferien absolviert, während nur e in  Bundesland , 
mein Heimatland Burgen land, die erste Februar­
woche in Anspruch genommen hätte , wobei man 
fai rerweise dazusagen muß ,  daß mit rund 
39 000 Sch ülern d ieser Antei l  sehr gering geb lie­
ben wäre. 

In der dritten Februarwoche hätten dann d ie 
Bu ndesländer Oberösterre ich und Steiermark mit 
einem Anteil von rund 394 000 Schülern ihre Fe­
rien abgehalten .  

Hohes Haus !  Selbstverständl ich ist es aufgrund 
d ieser Überlegungen absolut wünschenswert, der­
artige Koll isionen und Konzentrationen h intan­
zuhalten und danach zu trachten ,  im I nteresse al­
ler eine annähernd gleich vertei lte Staffelung zu 
erzielen .  Ich möchte h ier gar n icht verschweigen,  
daß auch die Belange der Wirtschaft, i nsbesonde­
re jene der österreichischen  Fremdenverkehrs­
wirtschaft, bei d iesen Überlegungen entsprechend 
Berücksichtigung finden müssen .  Es wäre abso lut 
realitätsfremd, wol lte man diesen wesentlichen 
Bereich aus den Beratungen ausklammern. 

Es ist zweife lsohne so - da sc hließt sich auch 
wieder der Kreis -, da ß es s innvoll ist ,  wenn die 
F remdenverkehrswirtschaft durch die Schulzeit­
gesetzgebung in die Lage versetzt wird, ihrerseits 
optimal für e inen erholungsspezifischen ,  erho­
lungsintensiven und famil iengerechten Urlaub 
Vorsorge zu treffen. 

Es ist auch kein Geheimnis - und diese Fest­
ste l lung sei mir  gestattet -, daß die Winterferien, 
speziell die Schiferien, von der Kostenseite her 
relativ aufwendig s ind.  Zu den Beherbergungs­
und Reisekosten kommen vie lfach noch die Ko­
sten für d ie Schi l ifte und vor allem d ie Kosten für 
die Anschaffung der Ausrüstung. Umso verständ­
l icher ist daher d ie Forderung nach einer entspre­
chenden Entflechtung beziehungsweise nach ei­
ner fami l iengerechten Staffelung der Ferien. 

Es darf aber in der heutigen Debatte auch nicht 
versc hwiegen werden, daß nicht e inmal d ie Hälfte 
der Zahl  al ler Schulki nder d iese Ferien für den 
Sch i lauf i n  unseren Fremdenverkehrszentren ver­
wendet. In Wien  etwa ist der Anteil jener K inder, 
d ie mit ihren  Familien in  unsere Fremdenver­
kehrsgeb iete fahren, nur bei etwa 40 Prozent ge­
legen .  Im Burgen land ist dieser Prozentsatz noch 
viel geringer. 

Es bedarf daher, und das halte ich für einen 
ganz wesentl ichen Bereich,  der Überlegung, wie 
wir unseren Schü lern und Kindern e in optimales 
Ferien- und Freizeitangebot, verbunden mit kul­
turellen und Lernaspekten, a lso ein Programm 
anbieten können ,  das entsprechend adäquat ist. I n  
Wien gibt es bereits solche Semesterferienpro­
gramme. Speziell für Ostösterreich - und ich 
sage das auch als Burgenländer - ist d ies sicher­
l ich auch aufgrund der Entfernungen zu den ein­
zel nen Wintersportzentren und sicherl ich auch 
aufgrund der Schneelage und der bereits aufge­
zeigten Kostensituation sehr überlegenswert. ( Vi­
zepräsidem S t r u  t z  e n b e r g  e r übernimmt 
den Vorsitz.) 
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Aus den bisherigen Darlegungen ergibt sich ,  
daß be i  der  Frage der  Neuregelgung der Schul­
zeitgesetzgebung an erster Stelle natürl ich die 
pädagogischen Fragen in den Mittelpunkt zu ste l­
len s ind ,  wobei dennoch d ie F ragen der regiona­
len Abstimmung überregionale Probleme, fami­
l ienpolitische Aspekte, Fragen der Verkehrsent­
wicklung, Fragen der Verkehrssicherheit und na­
türl ich  auch Fragen aus den d iversen 
Wirtschaftsbereichen, und h ier vornehml ich Fra­
gen aus der Sicht der österreichischen Fremden­
verkehrswirtschaft, und vieles andere mehr zen­
trale Bestandteile unserer pol itischen Überlegun­
gen sein müssen. 

Geschätzte Kol leginnen und Kol legen !  Ich 
glaube, daß d ie vorliegende Novelle e in  guter An­
satz ist, ein neuer Anlauf, al le neun Bundesländer 
quasi wieder an e inen Tisch zu bekommen und 
unter  Zuhi lfenahme der Koord inationsstel le der 
Bundesländer ein Schulzeitsystem aufzubauen, 
welches alle Interessen sinnvol l  und optimal ver­
b indet. 

Begleitend dazu wäre natürl ich die Abhaltung 
e iner breit angelegten Enquete unter Betei l igung 
und Einbindung al ler davon Betroffenen wesent­
l ich.  Diese Enquete wird ja i m  Herbst d ieses Jah­
res stattfinden, und es bleibt wirklich zu hoffen ,  
daß dabei gute und vor al lem praktikabel Ergeb­
nisse erzielt werden können .  Ich meine, unsere 
Schü ler und vor allem unsere Fami l ien müssen 
uns diese neuen, intensiven Anstrengungen ganz 
einfach wert sein .  

Meine F raktion wird jedenfalls gegen diesen 
vorliegenden Gesetzentwurf hier im Hohen Hau­
se keine E inwendungen erheben. (Allgemeiner 
Beifall.) 10.44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Ing.  Eberhard. Ich erteile ihm d ieses. 

! 0.44 
Bundesrat lng. August Eberhard (ÖVP, Kärn­

ten) : Herr P räsident! Herr Bundesmin ister !  Ho­
hes Haus! Kennzeichen der derzeit unbefriedi­
genden Ferienordnung ist e inerseits e in  ungünsti­
ges Regu lativ, denn 18 Bundes- und Landesbe­
hörden koord in ieren derzeit die Ferien .  
Andererseits ist e ine starke zeitl iche Konzentra­
tion der Semesterferien festzustellen. E ine Novel­
le des Schulzeitgesetzes ist daher meiner Meinung 
nach notwendig und sicher auch angebracht. 

Im wesentlichen geht es bei  der Änderung des 
Schulzeitgesetzes darum, daß neben pädagogi­
schen und verkehrspol itischen Gesichtspunkten 
den regionalen und überregionalen Überlegungen 
mehr Raum eingeräumt wird. Diesen regionalen 
Bedarf kennen vor allem die zuständigen Landes­
behörden .  Daher sol l  mit d iesem Gesetz der 

Schu lzeitgesetz-Novelle die Entscheidungsfin­
dung der Länder letztendlich erleichtert werden .  
Wie heute schon ausgeführt worden  ist, trägt d ie 
derzeit mangelhafte Koordination dazu bei, daß 
im Schuljahr 1 992 in sechs Bundesländern zu­
gle ic h, in der zweiten Februarwoche, Semesterfe­
reien wären, was zu  einer Überbe lastung der U r­
laubsbetriebe und damit auch zu einer Bee in­
trächtigung der Lebensqual ität und auch des Er­
holungserfolges der Schü ler führt. Eine starke 
zeitliche Konzentration br ingt sicher auch mehr 
Gefahren im Reiseverkehr  und erhöht auch die 
Unfal lgefahr auf den Sch ip isten:. Die Dauer der 
Semester so ll für a l le Sch üler in Osterreich gleich 
sein .  Daher ergibt sich nach dem variablen U nter­
richtsbeginn auch der Beginn der Semesterfer ien .  

Wenn im Rahmen der  Diskussion um die Än­
derung des Schu lzeitgesetzes d ie Semesterferien 
da und dort auch in  Frage gestellt werden, so wil l  
ich hier ganz klar und deutlich zum Ausdruck  
bringen:  Unsere Schü ler brauchen nach dem Prü­
fungsstreß vor Semesterabschluß eine Arbe its­
pause und auch eine Erholungsphase . Wenn  ich  
mich  an meine Schulzeit zurückerinnere, so ,  muß 
ich sagen. hat mi r  d iese Arbeitspause und E rho-
11Ingsphase damals sehr  gefehl t. 

Neben der notwendigen Erholung für die Schü­
ler b ieten die Semesterferien auch die Möglich­
keit, daß Eltern und Kinder gemeinsam Sch iur­
laub machen könnnen,  wobei Gemeinsamkeit 
und der famil iäre Aspekt sehr  zum Tragen kom­
men.  In  diesem Zusammenhang muß lobend d ie 
Ki nderfrellnd l ichkeit der österreich ischen Tou ri s­
musbranche im  europäischen Vergleich hervorge­
hoben und darauf hi ngewiesen werden. Die Bei­
behaltung der Semesterferien ist auch deshalb 
notwendig, wei l  sich unsere Fremdenverkehrsbe­
triebe schon auf d iese eingestel lt haben. Ein Weg­
fal len würde in d ieser Branche sic her einen w irt­
schaftlichen Rückschlag bri ngen. 

Und wenn,  wie wir heute auch schon gehört 
haben ,  der Prozentsatz der Schüler, d ie die Seme­
sterferien in unseren Fremdenverkehrsgebieten 
verbringen,  unter der 50-P rozent-Marke liegt, so, 
glaube ich, könnte durch ein attraktiveres P ro­
grammangebot der Länder dieser Prozentsatz si­
cherlich angehoben werden ,  was in weiterer Folge 
auch zu einer besseren Auslastung der Fremden­
verkehrsbetriebe führen würde. Und da ich weiß ,  
daß die Frage Sch iurlaub machen: ja oder nein 
auch seh r  eng m it dem Einkommen, mit dem 
S ich-das- Ieisten-Kö nnen zusammenhängt, so mei­
ne ich ,  daß Anstrengungen unternommen werden 
müssen ,  auch im Sinne der Erholung der Kinder 
d iesen Prozentsatz in Zukunft zu heben. 

Bei a l l  den Überlegungen um eine generel le 
Neuordnung der Ferien, wie Staffelung der 
Hauptferien, mögliche Verlängerung der Weih­
nachtsferien und der Osterferien, müssen aber 
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pädagogische Überlegungen im Vordergrund  
bleiben.  

Im Bericht zur Nove l le des Schulzeitgesetzes 
im § 2 Abs. 2 Z. 1 heißt es unter anderem: "Ver­
ordnungen zur Verlegung der Semesterferien ha­
ben vorrangig auf pädagogische, dann auf w i rt­
schaftl iche, regionale und überregionale und ver­
kehrspol it ische Gesichtspunkte sowie auf Interes­
sen der betroffenen Famil ien Bedacht zu  
nehmen." Aufgrund d ieser Formulierungen wer­
den wir  d ieser Gesetzesnovel le heute h ier gerne 
die Zust immung geben.  - Danke. (Allgemeiner 
Beifall. ) 1 0.50 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem erteile ich Herrn Bundesrat Krenn das 
Wort. 

!IJ.5IJ .. 
Bundesrat Mathias Krenn (FPO, Kärnten):  

Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Sehr ge­
ehrte Damen und Herren Kollegen ! Es ist bemer­
kenswert, welch breiten Raum d ie Debatte um d ie  
sogenannte Reparatur - wie es Herr Abgeordne­
ter Präsident Matzenauer im Nationalrat ausge­
drückt hat - des Schulzeitgesetzes e innimmt.  
Auch Bundesrat Eberhard hat eben angeschnit­
ten, wie weit sich der Bogen im § 2 Z. 1 spannt;  
das geht vo m pädagogischen Bereich zum wirt­
schaftl ichen und fami liären bis hin zu verkeh rs­
politischen Überlegungen.  Es sind also sehr viele 
Bereiche davon betroffen, und durch d iese Tatsa­
che ist zu erwarten ,  daß es dazu auch in al ler Zu­
kunft immer unterschiedl iche Meinungen und 
Standpun kte geben wird. 

Eines sol l  aber im vorhinein k largestellt wer­
den: Diese Reparatur, diese Novelle des Sc hul­
zeitgesetzes erfolgt nicht a l lein im Interesse der  
Tourismusbranche, sondern dafür waren - wie 
das heute auch schon in den Reden meiner Vor­
gänger mehrfach festgeste l lt worden ist - viele 
Faktoren maßgeblich.  

Vor al lem sind es die Schü ler, für die eigentlich 
die Ferienzeiten  gemacht sind. S ie sind es, die d ie 
Ferienzeit dazu benützen sollten ,  um Erholung  
zu  finden. Aber Erholung findet man n icht in  
Zentren mi t  Massentourismus, sondern dort, wo 
eine gewisse Ausgewogenheit herrscht. 

Durch eine unüberlegte Ferienstaffelung, wie  
sie für  den Semesterferienplan für  1 992 vorgese­
hen war , wäre es zu einer Massierung gekommen .  
Daher ist e s  zu begrüßen, daß mit d ieser Novel le 
der prognostizierte Stau in den Wintererholungs­
zentren, aber auch auf den Straßen praktisch e ine 
entsprechende Gegenmaßnahme erfährt. 

Verkehrsstaus und Massentourismus werde n  
nicht von der Fremdenverkehrswirtschaft produ­
ziert; das muß man h ier  sagen.  Ich z itiere Helmut 
Peter aus dem Nationalrat, der gesagt hat, daß aus 

wirk l ich oft unerfindl ichen Gründen gerade zur 
selben Zeit  zufäll ig d ieselben Leute d ieselbe Stra­
ße benützen und sch lußendl ich auch denselben 
Ferienort frequentieren ,  was dann jene Probleme 
zur Folge hat, die weder wir  von der Fremdenver­
kehrswirtschaft - das sage ich als e iner ihrer Ver­
treter - noch die Schüler oder die Famil ien 
schätzen .  

Wir m üssen danach trachten, d iese Konzentra­
tionen zu entflechten,  soda ß Reisetätigkeiten 
nicht mehr in einem so engen Rahmen vo rpro­
grammiert sind, sondern doch bre iter gestreut 
werden können .  Die Qualiät. d ie der Anbieter 
von Ferien an sich zur Verfügung stel len könnte, 
leidet darunter, und dadurch mindert sich der Er­
holungswert für d ie Schü ler ,  d ie aber gerade d iese 
Erholung dringend brauchen würden .  

Ich freue mich,  daß zur Behandlung d ieser Fra­
gen im Herbst eine Enquete geplant ist. Ich unter­
streiche - wie meine Vorredner - ,  daß der päd­
agogische Aspekt sicher grö ßte Aufmerksamkeit 
erfahren  sollte , daneben sol lten aber die Bereiche 
Freizeit  und Tourismus, die schon zu einer gese ll­
schaftspo l it ischen Frage geworden sind,  entspre­
chend eingebaut werden .  Aber auch der ökologi­
sche Bereich, der auch damit zusammenhängt, ist 
zu beachten, denn e ine Vermassung bedeutet ja 
auch einen Ausverkauf der Erholungslandschaft. 

Ich denke etwa an Beispiele aus dem Adria­
raum, wo touristische Hochburgen mit Massen­
tourismus, aber auch die Industrie zu einer enor­
men Verschmutzung des Meeres geführt haben. 
Das ist schon äu ßerst bedenkl ich und läßt m ich 
an den Ausspruch eines bekannten Mannes den­
ken, der gesagt hat. wen n  das Meer stirbt, sterben 
auch die Alpen. Und ich glaube,  sowei t  so llten wir 
es nicht kommen lassen .  

Ich freue mich im Grunde genommen, daß m it 
dieser Novelle e iniges von dem verhindert werden 
kann ,  was befürchtet worden ist. M i r  ist a l lerdings 
klar, daß  nur ein begrenzter Spielraum zu e iner 
Versch iebung der Ferien nach vorne oder nach 
hinten gegeben ist. 

Jedenfal ls sol lten Staffelungen bei der Ferien­
ordnung ins Auge gefaßt werden;  ins Auge gefaßt 
werden sol lten aber selbstverständlich auch 
Herbstfer ien, das möchte ich auch einmal sagen.  
Warum Herbstferien? - Herbstferien würden 
dazu d ienen, jenen Leuten ,  die in der Tourismus­
wirtschaft beschäftigt s ind,  die Möglichkeit zu 
bieten ,  mit ihren Fam il ien ,  mit i h ren Kindern 
auch e inmal auf Urlaub zu fahren. Kinder von 
Tourismusunternehmern sind die Gestraften ,  
weil s ie  ihre  Hauptferienze it, i n  der andere auf 
Urlaub fahren können, p rakt isch n icht in dem 
Ausmaß nützen können , wie es andere tun.  
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Es ist a la longue eine Ferienordnung mit  Be­
rücksichtigung internationaler Ferienzeiten anzu­
streben .  Dabei sind die Ferienkalender a l ler 
Nachbarstaaten zu beobachten,  hauptsäch l ich al­
le rdings die jener Länder ,  deren Menschen heute 
Österreich in  erster Linie bereisen,  damit man 
unl iebsamen Staus entgegenwirken  kann .  

Ich halte al lerdings nichts davon - das möchte 
ich auch betonen - ,  daß einzelne Bundesländer 
jedes Jahr die Semesterferientermine neu festle­
gen .  Ich meine doch ,  daß es vernünftiger wäre, 
länge rfristig zu denken und die Termine ei nmal 
für die nächsten fünf, sechs Jahre festzu legen, da­
mit man wirkl ich von allen betroffenen Seiten her 
eine längere Vorschau hat und möglichst a l le Un­
annehmlichkeiten zu vermeiden versucht.  
Herzlichen Dank. (Beifall bei der FPÖ. )  10 .57 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn Bundesrat 
Wedenig das Wort . 

j () .57 
Bundesrat Dietmar Wedenig (SPÖ, Kärnten) :  

Sehr  gee hrter Herr  Präsident !  Verehrter Herr 
Bu ndesmin ister! Sehr geehrte Damen und Her­
ren !  Hohes Haus! Das Schulzeitgesetz regelt die 
Festsetzung der Ferien an den österre ichischen 
Schulen.  Es ist darin auch klar festgelegt, daß die 
Bu ndesländer Wien ,  Niederösterreich und Bur­
gen land jeweils am ersten Montag im Februar mit 
den Semesterferien beginnen und al le anderen 
Bu ndesländer in der zweiten Februarwoche. 

Dieses Gesetz sieht aber auch die Möglichkeit 
vor,  daß die Länder von sich aus, wenn öffentl i­
ches Interesse vorl iegt, e ine Änderung dieser Fe­
rienordnung vornehmen können. So kann diese 
Ferienwoche eine Woche früher oder eine Woche 
später angesetzt werden .  

Aus föderal istischer Sicht ist d ie  Schu lzeitge­
setz-Novelle 1 988 zu begrüßen, da das Parlament 
den Ländern die Terminwahl überläßt. Was aber 
nicht funktioniert, ist die Koordination zwischen 
neun Landesregierungen. Im Jahr 1 992 wäre eine 
Tota lkonzentration auf d ie zweite Februarwoche 
erfolgt. 722 000 Schü ler hätten mi t  ihren Eltern 
diese Ferienwoche gen ützt, näml ich  Schü ler und 
Eltern aus den Bundesländern Wien , Niederöster­
reich,  Kärnten, Salzburg, Vorarlberg und Tiro\. 
Oberösterreich und Steiermark mit rund 
394 000 Schü lern würden d ie dri tte Februarwo­
che beanspruchen, und nur ein Bundesland, das 
Burgenland, hätte mi t  39 000 Schü lern d ie erste 
Februarwoc he in Anspruch genommen. 

Diese Konzentration ist aus pädagogischer, fa­
mi l ienpol itischer, verkehrstech nischer und wirt­
schaft l icher Sicht abzuleh nen. Die Erholungsqua­
l i tät würde sinken , während Urlaubsstre ß und 
Umweltbelastung enorm groß wären.  Da d ie Län-

der nur b is  zum 3 1 .  Dezember die Möglichkeit 
haben, vom vorgesehenen Termin  abzuweichen,  
hätte es für die genannten sechs Bundesländer 
keine Möglichkeit e iner Terminreparatur mehr 
gegeben .  

Unsere Fraktion begrüßt daher den gemeinsa­
men Gesetzesantrag von SPÖ, ÖVP und FPÖ so­
wie den Beschluß des Nationalrates vom 1 4. Mai 
1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, m it dem das 
Schll izeitgesetz 1 985 geändert wird. 

Die Länder haben nunmehr d ie Gelegenheit 
bekommen,  die Semesterferien des folgenden 
Schuljahres bis 3 1 .  Juli für einen anderen Zeit­
raum festzusetzen. 

Sehr geeh rte Damen und Herren !  Ich sehe in 
diesem Zusammenhang für den Bundesrat eine 
wichtige Koord in ierungsaufgabe. Wir sol lten i n  
unseren Bundesländern dahin gehend wirken ,  
daß d ie  Länder fami l ienfreundlich  sowie pädago­
gisch r icht ig reagieren und e ine s innvolle Vertei ­
lung der österreichischen Semesterferien über 
drei Wochen in die Wege leiten .  Jene Länder, die 
e ine Änderung der Ferienregelung herbeiführen 
wol len, m üssen näm lich in nächster Zeit die ent­
sprechenden gesetzlichen Voraussetzungen schaf­
fen ,  dami t  d iese Regelung für Bundesschulen und 
auch für die al lgemeinbi ldenden Pflich tschulen 
Gült igkeit  hat .  

Wir Leh rer erachten die Semesterferien als 
pädagogisch s innvol l ,  wei l  die Schüler nach den 
Anstrengungen des ersten Schu lhalbjah res eine 
Erholungspallse benötigen. Eine Umfrage unter  
den Kärntner Leh rern hat auch ergeben ,  daß 
80 Prozent  der Meinung sind, daß die Semester­
ferien als Winterferien - Energieferien s ind es ja 
sc hon lange n icht mehr - am jetzigen  Termin 
verbleiben so llen. Pädagogisch richtig ist  es, daß 
den Ländern ,  die das Schuljahr erst  in  der zweiten 
Septemberwoche beginnen, auch der spätere Se­
mestersch luß  zugestanden wird,  damit es bei den 
betreffenden Sch ü lern zu keinem zusätzlichen 
Zeugnisst reß kommt. 

Meine sehr geeh rten Damen und Herren !  Nac h  
einer Aussprache m i t  dem Kärntner Schulrefe­
renten Landesrat Herbert Sch i ller konn te ich fest­
stel len , daß  Kärnten konsensbereit ist und die Se­
mesterfer ie n  1 992 in  die dritte Februarwoche 
verlegen wird,  damit es zumindest mi t  der Bun­
deshauptstadt Wien zu keiner Ferienkol l ision 
kommen wird .  D ie sozialist ische Fraktion stimmt 
daher der sehr  föderalistischen Sch ulzeitge­
setz-Novelle 1 99 1  gerne zu. 

Ich erlaube mir abschließend, nochma ls an alle 
M itglieder des Bundesrates einen Appell zu rich­
ten :  Tragen wir  al les dazu bei ,  daß d ie  Koordina­
tion zwischen den Bundesländern besser funktio­
n iert, denn ohne Zusammenarbeit werden auch 
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die großen Zukunftsaufgaben wie I ntegration 
und Föderalismus nicht im Interesse der Länder 
zu lösen se in !  Der berechtigte und treffende 
Kommentar einer österreichischen Tageszeitung 
mit dem Titel "Die perfekte Organisation" sol lte 
uns eigentlich nachdenkl ich st immen. Ich zitiere 
daraus: Solche Zores gehören zum österreichi­
schen Staatswesen .  Anderswo schafft man sie mit 
einem Telefon aus der Welt, h ierzulande tut's 
auch ein Parlamentsbesch luß .  - Danke.  (Beifall 
bei der SPÖ. ) 1 1 .03 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Kampichler .  Ich ertei­
le ihm das Wort. 

l l .ri3 
Bundesrat Franz KampichIer (ÖVP, N ieder­

österreich): Seh r geehrter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister !  Meine geschätzten Damen und 
Herren !  Hoher Bundesrat! Meine Vorredner ha­
ben schon sehr  treffend zum Ausdruck gebracht, 
wie prekär die jetzige Situation ist, was darauf zu­
rückzuführen ist, daß sec hs Bundesländer densel­
ben Termin für die Semesterferien geplant haben. 
Es mü ßten sich praktisch zu diesem Termin 
Schüler und E ltern aus zwei Dritteln  der B undes­
länder zur selben Zeit in den Ferienorten aufhal­
ten .  Das Problematische ist , daß die bevölke­
rungsgrö ßten Bundesländer dabei wären .  Wenn  
man d ie Situation wäh rend der regulären Seme­
sterferien vor Augen hat, dann kann man sich in 
etwa vorstel len, was passiert wäre, wenn  zwei 
Dritte l a l ler Österreicher unterwegs wären.  

Schon bisher hat es in  Energieferien chaotische 
Zustände gegeben, nämlich dann ,  wen n  die 
schneehungrigen Fami l ien in Richtung Fremden­
verkeh rsorte unterwegs waren, um ihren Winter­
urlaub anzutreten. Meist haben winterliche Stra­
ßenverhältnisse die Situation noch zusätzl ich ver­
schärft. Anstatt der dringend notwendigen Erho­
lung kommt es dann zu zusätzlichen 
Stre ßsituationen für die Familien. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  Auch 
die Fremdenverkehrsorte haben sehr  rasch auf 
die E infü hrung der neuen Ferientermine reagiert 
und haben diese Wochen zur Hauptsaison erk lärt, 
was sich natürl ich auch bei den Preisen entspre­
chend auswirkt. Das bedeutet für jene Fami lien, 
die n icht das Glück haben ,  in der Nähe eines Win­
terurlaubsortes, eines Winterfremdenverkehrsge­
bietes zu wohnen, einige zusätzl ic he Belastungen  
auf sich nehmen zu müssen, e inerseits den  Streß 
der An- und Abreise, andererseits auch d ie hohen 
Kosten dieses Urlaubs. 

Dem Gedanken des E nergiesparens, der ur­
sprün gl ich eigentlich - das wurde von meinen 
Vorrednern schon ausgeführt - Anlaß für diese 
Ferienwoche war, wurde in keiner Weise Rech­
nung getragen ,  denn ein Vielfaches von dem, was 

sich die Schulen dadurch erspart haben ,  daß i n  
dieser Woche die Schulgebäude nicht geheizt 
werden mu ßten, wurde in Form von Benzin ,  von 
Energiezufuhr für die Kraftfahrzeuge, ich möch ­
te nicht sagen verschwendet, aber verwendet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  
Leichter haben es - darauf habe ich schon ver­
wiesen - jene Famil ien, die in  der Nähe eines 
Winterfremdenverkehrsgebietes wohnen. So b in  
ic h zum Beispiel in der glück l ichen Lage, i m  
Wechselgebiet z u  wohnen.  Bei uns ist e s  erfreul i ­
cherweise so , daß wir auch jenen Kindern, deren 
Eltern sich keinen Schiurlaub leisten könnnen, 
ein interessantes Ferienprogramm bieten können. 
Auf meine I nitiative hin gibt es in der Energiewo­
che tägl ich e inen Bus, der die Kinder nach St. 
Corona bringt .  Dort werden sie von fachkundi­
gem Personal betreut. Jene Kinder, die auf diese 
Art und Weise ihren Schiurlaub verbringen kön­
nen, zeigen uns mit ihrer Freude und mit ihrer 
Begeisterung - nachdem auch das Abschlu ßren­
nen dieser Woche über die Bühne gegangen ist 
- ,  daß es sehr woh l  in  einem weniger attraktiven 
Winterurlaubsort mögl ich ist, e inen wu nderschö­
nen Schiurlaub, e ine wunderschöne Ferienwoche 
zu verbri ngen. Das ist ein Privi leg, das jene Orte 
haben, die eben über Schnee und die passenden 
E inrichtungen verfügen. Für d ie anderen Fami­
l ien kann diese eine Semesterwoche sicher nicht 
als glückl iche Lösung betrachtet werden. 

Auch die heutige Gesetzesänderung, meine 
sehr geeh rten Damen und Herren . wird die von 
mir angesprochenen Probleme n icht zur  Zufrie­
denheit lösen.  Längerfristig sol lten wir uns etwas 
Besseres e infallen lassen .  Ich begrüße daher die 
Init iative des Obmannes des U nterrichtsausschus­
ses im Nationalrat, des Herrn Nationalrates 
Höchtl, der sich dafür eingesetzt hat, daß sich i m  
Herbst eine Enquete mit dieser Thematik be­
schäftigen wird .  Es können dort wirklich alle Be­
troffenen ihre Meinung kundtun ,  und wir können 
dort gemeinsam n ac h  einer Lösung suchen, d ie 
einfach eine Verbesserung der gesamten Ferien­
ordnung mit  sich bringt. 

Wir so llten eine Lösung anstreben ,  d ie selbst­
verständlich den Winterurlaub aufrechthält, wei l  
ich glaube, auch E ltern schu lpflichtiger Kinder 
so l lten die Chance haben, im Winter eine Ur­
laubswoche zu verbr ingen.  Wir sol lten e infach al­
les daransetzen ,  die negativen Auswirkungen der 
derzeitigen Lösung auf ein Minimum zu reduzie­
ren .  Ich glaube,  es wäre auch notwendig, auch i n  
d ieser Woche einen echten Erholungswert erzie­
len zu können, indem diese Semesterferien auf 
14  Tage verlängert würden, was natürlich mit sich 
bringen würde, daß die eine oder andere Ferien­
woche zu e inem anderen Zeitpunkt entfällt. 

Bei der Umgruppierung der Ferienordnung 
sol lte auch genere l l  darauf geachtet werden, daß 
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vernü nftige Unterrichtszeitblöcke entstehen. 
Derzeit gibt es durch die verschiedensten Unter­
brechungen manchmal Streßsituationen für die 
Schüler,  d ie nicht notwendig sind. 

Es sind die Landschulwochen. d ie Wien-Wo­
chen unterzubringen, es sind die Schulschikurse 
unterzubringen. Oft entsteht dadurch eine dra­
matische Konzentration an Prüfungsterminen. 
und es kommt zu e iner wirk lich unnötigen Streß­
situation .  

Meine geschätzten Damen und  Herren! A l l  die­
se Überlegungen so llten in die Enquete im Herbst 
e infließen, und wir sol lten wirk lich alles daranset­
zen ,  daß wir  für d ie Zukunft eine positive, fami­
l ienfreund liche Regelung finden. 

Verkehrspolitische oder fremdenverkehrspoli­
tische Argumente stehen für mich persön lich 
nicht im Vordergrund.  Sie sol lten u nsere Ferien­
ordnung nicht beeinflussen, sie sollten soweit wie 
möglich berücksichtigt werden,  aber im Vorder­
grund, meine sehr geehrten Damen und Herren.  
müssen d ie pädagogischen Überlegungen stehen. 
und nur d ie pädagogischen Aspekte sol lten den 
Aussch lag für eine bessere ,  für eine besser funk­
tionierende Ferienordnung für die Zukunft ge­
ben.  (Allgemeiner Beifall. ) I I .1� 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Mag. Lakner. Ich erte ile 
ihm das Wort. 

1 1 .1 � 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ,  Salz­

burg): Seh r  geehrter Herr Präsident!  Herr Mini­
ster! Es schaut heute so aus, als ob nur Lehrer 
und Kärntner reden. (Heiterkeit. ) 

Ich darf mit einer k leinen kritischen Bemer­
kung - wie ich es so ge rne mache - beginnen: 
Die Schule ist meiner Meinung nach - Sie wer­
den mir vermutlich nicht a l le recht geben - in 
der Krise, vor allem durch das Anstreben der Ge­
samtschule, und jetzt sind auch die Ferien in der 
Krise. Das geht schon fast zu weit. 

Ich m u ß  hier schon sagen - obwohl  es im Aus­
schuß so n icht akzeptiert wurde - ,  daß es in 
Jahrzehnten offenbar nicht möglich war, diesbe­
züglich ein Gesamtkonzept zu erstel len.  Und ich 
bleibe bei meiner Meinung, daß es nur  eine Ver­
legenheits lösung ist, die eine Reparatur ermög­
licht, d ie aber in der Zukunft zu keinen Lösungen 
führt. 

Natürl ich müssen die Semesterferien variabel 
. sein.  lch brauche die Gründe nicht zu wiederho­

len, das haben schon so viele Kollegen aus Kärn­
ten und aus der Lehrerschaft erklärt. Aber unse­
rer Meinung nach - wir haben auch e inen dem­
entsprechenden Antrag gestellt - geht das nur, 
wenn auch das Schuljahr variabel ist. Auch da 

müßte man variabler sein ,  aus dem einfachen 
Grund, weil aus pädagogischen G ründen die Se­
mester gleich lang sein  müßten .  Es hat wenig 
Sinn, wenn ein Semester zwei Wochen kürzer ist. 
also das Herbst- und Sommersemester verschie­
den lang sind. Dazu darf es n icht kommen. 

Ich kann mich kurz fassen, wei l  schon v ie les 
gesagt wurde. Ich habe nur  Probleme m it gewis­
sen überregionalen Abstimmungen .  Natürlich 
halte ich die überregionale Abst immung für not­
wendig und begrü ßenswert - aus den verschie­
densten Gründen, und ich hoffe immer, daß die 
pädagogischen d ie wichtigsten sein werden - .  
aber es gibt auch gewisse Probleme, die nicht 
bundesländerweise gelöst werden können. Ange­
nommen. meine Gattin unterrich tet im Nachbar­
bundesland oder eines meiner Kinder geht in ein 
anderes Bundesland zur Schule, dann hätten wir 
nicht zur gleichen Zeit Ferien. Da mü ßte doch -
ich glaube, das ist derzeit nicht der Fall - eine 
ind ividuelle Lösung möglich sein ,  denn sonst ist 
das wieder nicht famil ienfreundl ich,  wie es Herr 
Kollege Kampichler gefordert hat. 

Ich darf noch den Kol legen Rezar fragen: Ein 
guter Ansatz wozu? - Ich stimme mit Ihnen 
überein :  Ein Ziel wäre d ie Erholung in den Fe­
rien .  N ur: Ist es das? - Kol lege Kampichler hat 
schon auf die überfü llten Stra ßen,  auf die Ur­
laubsorte , wo es al les andere als geruhsam zugeht, 
hi ngewiesen. und die Preise und d ie Qual ität pas­
sen auch nicht immer ganz .  

Überhaupt, finde ich ,  gibt es  e in  k leines Pro­
blem,  was die Sch ikurse anlangt; v ie l leicht darf 
ich das erwähnen. Die Schikurse sind meiner Mei­
nung nach bei uns etwas aufgebläht. Ich bin -
wie Sie wahrscheinl ich wissen - auch Lehrer, 
und ich kann daher sagen .  es kommen aus finan­
ziellen Gründen andere Veranstaltungen nicht 
zum Tragen, wei l  die Sch ik urse das ganze Kapital 
einer Schule fressen .  Ich sehe ja e in ,  daß Wiener 
und Niederösterreicher gern in die Berge Schi 
fahren gehen. Aber ich sehe nicht unbedingt ein, 
warum d ie Salzburger relativ teure Schi kurse 
durchführen m üssen - generel l  - ,  warum man 
nicht auch Sch itage durchführen kann. Das ge­
sc h ieht leider sehr selten,  ist aber viel bi l l iger und 
sportl ich genauso zweckmäßig, noch dazu ,  wenn 
man bedenkt. daß ja der pädagogische Wert, den 
ursprü nglich Schikurse hatten, heutzutage nicht 
mehr in dem Maße gegeben ist, weil die Klassen­
vorstände nicht mitfahren, wei l  s ie d ie Prüfungen 
nicht haben , und, und, und,  also aus versch iede­
nen Gründen. A lso ich meine schon,  daß da auch 
Geld für andere Veranstaltungen vorhanden sein 
so llte. 

Ich stimme völ l ig m it Kollegen Kampichler 
überein ,  wenn er meint,  e ine längerfristige Lö­
sung wäre gut. Ich freue mich auf die Enquete 
und hoffe, daß sie auch entsprechende Ansatz-
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punkte bringen wird .  Der Erholu ngswert der 
Winterferien ist viel leicht e inmal generell  in Fra­
ge z u  stellen . Ich wei ß  schon,  sport l iche Betäti­
gung ist gesund, ich fahre auch seh r  gern Sch i ,  
wenn es auch nicht so ausschaut (Bundesrat 
F a  r ( h o f e r: Umso besser.') - um so besser, ja 
- ,  aber 1 4täg ig, ob dann noch der e ntsprechende 
Erholungswert gegeben ist , weiß ich n icht. 

Jedenfalls stimme ich mit  Ihnen überein. was 
die Blöcke betrifft. Nur e i n  Bedenken darf ic h 
noch vortragen ,  das sind d ie Prüfungen,  die zu 
Semesterende etwa ähnlich vorgesehen sind wie 
zum Sch luß  des Schuljahres. Da mü ßte es eine 
Lockerung geben ,  da wäre e i niges dri n nen .  

Ich  hoffe, wir bri ngen einen Winterurlaub ohne 
negative Auswirkungen zusammen. Wenn  das die 
Enquete bewirkt, soll es mich freuen .  - Vielen 
Dan k.  (Allgemeiner Beifall. ) J I . 1 6  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin Lukasser. Ich 
erteile es ihr .  

l J  . 1 6  
Bundesrätin Therese Lukasser (ÖYP, Tirol) :  

Sehr geehrter Herr Präsident!  Herr Bundesmini­
ster! Meine Damen und Herren !  Ich bin zwar kei­
ne Kärntnerin ,  aber auch e ine Leh rer in - die 
letzte jetzt. (Heiterkeit. ) Wir  werden heute , wie 
schon mehrfach gesagt, d ie Änderun g  des Schul­
zeitgesetzes 1 985 beschl ie ßen,  die e rforderlich 
geworden ist. we i l  einige Länder, und zwar Nie­
derösterreich und Wien,  von ih rem Recht Ge­
brauch gemacht haben. das ihnen du rch den § 2 
eingeräumt worden ist, näml ich  - ich zit iere - :  
,.Abweichend von lit. b können die Landesschul­
räte aus öffentlichem Interesse durch Verordnung 
den Anfang der Semesterferien um e ine Woche 
verlängern." - E nde des Z itats. 

Da aber auch andere Länder - Kärnten, Salz­
burg, Tirol  und Vorarlberg - ihre vom Gesetz im 
Sinne des § 2 vorgesehene Regelung beibehalten 
haben, ist. wie einem Zitat der Tagespresse zu 
entnehmen ist, "das Chaos auf Österreichs Stra­
ßen vorprogrammiert" . 

Wie mehrfach gesagt, es würde a lso zu einer 
Konzentration der Semesterfereien von sechs 
Bundesländern in der zweiten Februarwoche 
kommen. Da der Termin für  d ie Festsetzung der 
Semesterferien 1 992 der 3 1 .  Dezember 1 990 war, 
kann e ine Bereinigung im  I nteresse al ler Beteil ig­
ten nur durch eine Gesetzesänderung erfolgen .  
Diese Änderung sieht e ine F risterstreckung bis 
zum 3 1 .  Juli vor.  Dem § 2 wurde auch noch ein 
Absatz angefügt, der schon mehrfach z itiert wor­
den ist. 

Es ist besonders zu begrüßen,  daß al len voran 
pädagogische Gesichtspunkte für die Verlegung 
genannt wurden. Jeder, der d i rekt oder indirekt 

mit der Schule zu tun hat, weiß ,  wie gedrängt die 
Prüfungs- und Schularbeitentermine im Jänner 
sind und wie ungünstig sich ein um e ine Woche 
verkürzter Zeitraum für d ie Schüler auswirken  
muß .  

Nebenbei gesagt bin ich auch aus d iesem Grun­
de ganz strikt gegen Herbstferien, da gerade die­
ser Block, d ieser Unterric htsb lock vom Septem­
ber b is Weihnachten einer der fruchtbarsten des 
Schu ljahres ist. Kol lege Kampichler hat schon 
darauf h ingewiesen,  daß gerade d ieser U nter­
richtsblock am wenigsten von Schiwochen, Wien­
Wochen,  Sege lwochen und so weiter unterbro­
chen wird. 

Mir ist d ie P roblemati k bekannt, da ich mich als 
Mitg l ied des Kollegiums des Landesschu l rates für 
Tirol auch mehrmals dam it konfrontiert sah .  Na­
türl ich geht es auch um wirtschaftl iche Interes­
sen .  Wessen? - Wäre zu fragen .  Die Fam il ien 
haben genauso viel Interesse an n icht überlaufe­
nen und daher preislich günstigeren Urlaubsorten 
wie d ie Tourismusunternehmen an einer zeitl ich 
länger dauernden Auslastung. 

Mit der nun zu schaffenden Möglichkeit. bis 
zum 3 1 .  Juli d ieses Jahres eine ausgewogene Fest­
setzung der Semesterferien zu treffen,  ist leider 
der Ste in  der Weisen noch n icht gefunden .  D ie 
Frage , welche Bundesländer auf die erste oder 
dritte Februarwoche ausweichen, muß noc h ge­
klärt werden - zentralistisch sozusagen, wenn  
man an  die Verbindungsstelle der Bundesländer 
als Koord inator in denkt. 

Dazu ist zu bemerken, daß Wien und N ieder­
österreich gar n icht d ie Mögl ichkeit hätten ,  auf 
die d ritte Woche auszuweichen. Kommt Ihnen  
das n icht irgendwie bekannt vor: e rste Februar­
woche: Wien,  Niederösterre ich ,  Burgenland; 
zweite Februarwoche: Kärnten ,  Tirol ,  Salzburg 
und so weiter? - Ja, genau, wie gehabt, so war bis 
1 985 d ie Ferienordnung. 

Seit 1 989 haben die Länder die Möglichkeit der 
Terminwahl .  Damals, a ls d ies besch lossen wurde, 
ging es um eine Stärkung der Länderrechte und 
darum, e iner befürchteten Kol l ision der U rlau­
berströme aus Ostösterreich, der BRD und den 
Beneluxstaaten auszuweichen. Die i hre Ferienter­
mine selbst beschl ießenden Länder haben dann 
Verordnungen erlassen, ohne den gemeinsamen 
Konsens zu suchen. Ein M usterbeispiel dafür, wie 
Föderalismus ad absurdum geführt werden kann .  

Herr  Präsident! Herr Bundesminister !  Hoher 
Bundesrat! Im Arbeitsübereinkommen der Bun­
desregierung über den Teilbereich U nterricht ist 
zu lesen - ich zitiere wörtlich - :  

" I m  Rahmen einer Regionalisierung und Auto­
nomie der Schu le ist neben der Verwaltungsver-
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einfachung auf allen schul ischen Ebenen inner­
halb eines bundeseinheitlichen Rahmens e ine ver­
stärkte adm inistrative und pädagogische E igen­
ständigkeit" der Schulen "beim 
Regelschu lwesen zu ermögl ichen. 

Die FestIegung des jeweil igen Schu lprofils 
(Stu ndentafe ln ,  Zusatzangebote, Schwerpunktbi l­
dung bei Freigegenständen) so l l  durch d ie jeweil i ­
ge Schule im E invernehmen mit der Landesschul­
behörde erfolgen." - Ende des Zitats. 

Wenn wir d ie Absicht der Regierungspartner 
ernst nehmen, und ich gehe davon aus, dann dür­
fen wir erwarten. daß der Absichtserklärung bald 
Taten folgen  werden . - Man darf zu Recht hof­
fen .  

Als Beispiel  möchte ich e ine In itiative aus mei­
nem eigenen Erlebn isbereich erwähnen. 

Die nun schon sehr  lange geführte Diskussion 
über die Hauptschule hat bewiesen,  daß d ie Lö­
sung des Problems regional versch ieden versucht 
werden muß . Es gibt Regionen in unserem Land. 
in denen an der Hauptschule in  ihrer derzeitigen 
Form nichts auszusetzen ist. Warum so l l  man sie 
dort ändern ,  nur weil  in anderen Gebieten eine 
modifizierte Form notwendig ist? 

An dieser Stelle möc hte ich d ie Tiroler Land­
hauptschule, eine Hauptschu lform mit mehr au­
tonomem Fre iraum , vorstel len .  d ie ich aus eige­
ner Anschauung und Mitarbeit kenne. 

Das im Herbst 1 982 begonnene Konzept bein­
haltet eine Reihe von versch iedenen Elementen,  
die zum Tei l  für das Versuchsmodell erarbeitet 
wurden . zum Teil bereits vorher an einigen  Tiro­
ler Hauptschulen mehrere Jahre erprobt wurden. 

Alle E lemente haben das Ziel .  die Schule wie­
der mehr zu einem Ort von ganzheitlichem Ler­
nen zu machen, an dem die Freiwil l igkeit der 
Schü ler und damit auch d ie Freude am Lernen 
gefördert werden . 

I m  laufenden Schuljahr 1 990/9 1 arbeiten acht 
Tiroler Hauptschulen, e ine in Niederösterreich 
und eine in der Steiermark nach dem Konzept der 
Landhauptschule. 

I h re wesentl ichsten Merkmale sind: 29 Pfl icht­
woc henstunden - Voraussetzung für die Schaf­
fu ng des sch ulautonomen Freiraumes war d ie Re­
duzierung der Stundenzahl ,  damit ist der gesamte 
Pflichtunterricht für d ie Schü ler am Vor mittag 
- ;  ein breites Angebot für F reiwil l ige; mehr Zeit 
für soziales Lernen; dem sozialen Lernen wird er­
höhte Aufmerksamkeit geschenkt, i n  der fünften 
und sechsten Schu lstufe wird e ine Wochenstunde 
für die gemeinsame Bewältigung von Problemen, 
die sich innerhalb der Klassengemeinschaft erge­
ben , zur Verfügung geste llt; mehr Teamarbeit; 

mehr Mitwirkung der Eltern; gleicher Erfolg bei 
geringerer Belastung; Lernen in größeren Zusam­
menhängen;  Berufsvorbere itung ist e in wichtiges 
Anl iegen;  Aufbauen eines begabten- und bega­
bungsfreundlichen Kl imas. D ie Tei l nahme am 
Förderunterricht erfolgt. wie am übrigen Zusatz­
angebot, freiwil l ig. 

Damit wird die Se lbstverantwortung der Schü­
ler für ihre Lernerfordernisse gefördert. So kann 
auch der Grundstein  fü r eine permanente Weiter­
b i ldung gemäß eigenen Bedürfnissen gelegt wer­
den. Die Landhauptschule ist zweifel los eine at­
traktive Schu lform für 1 0- bis 14jähr ige. Aller­
dings kostet das Modell mehr Kooperationsbe­
reitschaft, mehr  F lexib i l i tät und E insatz auf 
Lehrerseite. 

Wenn d ie Regionalisierung ernst genommen 
und sinnvoll gehandhabt wird, könnte sie eine Lö­
sung des Problems bringen .  Allerdi ngs: Autono­
mie. Dezentralisierung und mehr Möglichkeiten 
zur Mitbest immung können nicht nur  von oben 
verordnet werden. Wer d ie Absicht und den Mut 
hat, neue Wege zu gehen,  wer Best immungsrech­
te und Verantwortung de legieren wil l ,  muß der 
Absichtserklärung auch die Praxis folgen lassen .  
E ine breite Diskussion wird notwendig sein ,  und 
a l le Betroffenen s ind zu hören .  

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Hoher 
Bundesrat! Nicht nur das Schu lzeitgesetz. son­
dern eine Reihe anderer, d ie Schule schlechthin 
betreffenden Anl iegen werden in  der Öffentl ich­
keit und in  den Medien diskutiert - n icht immer 
fai r  und n icht immer zutreffend. 

Ein offener Br ief  von Lehrern einer neunk las­
s igen Volksschule aus meinem Heimatbezirk hat 
m ich seh r  beeindruckt. 

Sie sch reiben: Zuviel und doch nicht ausrei­
chend. Der Artikel " Viele Berufsschüler können 
keinen Satz fehlerfrei sch reiben" läßt wieder die 
Forderung laut werden ,  d ie Kulturtechniken Le­
sen. Schreiben und Rechnen  intensiver zu lehren. 

Ich zitiere weiter: 

War e inerseits vor Jahren d ie Anzah l  der Un­
terrichtsstunden für Deutsch und Mathematik an 
der Vol ksschule zugunsten der Englischvorschu­
lung und des Werkunterrichts verringert worden ,  
wuchs andererseits das Ausmaß an jener Erzie­
h ungsarbeit zusehends an, die neben der Vermitt­
lung des vorgegebenen Lehrstoffes zu erfolgen 
hat. 

Sie kennen sie al le, insgesamt sind es 13  ver­
schiedene Erziehungstei le :  Gesundheitserzie­
hung, Leseerziehung. Medienerziehung, musische 
Erziehung, pol itische B i ldung oder Friedenser­
z iehung, Sexualerziehung und so weiter. 13 i nsge­
samt! 
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Diese seh r  wichtigen Aspekte sollen, wie im  
Lehrplan verankert, als U nterrichtsprinzipien i n  
den Unterricht e infl ießen und n icht zu nahezu 
e igenen Unterrichtsgegenstände n  anwachsen .  
Hiezu kommt noch e ine F lut von Tagen und Wo­
chen , zirka 30 im Jahr, zum Beispiel der "Tag des 
Waldes" , der "Tag des Apfels" oder die " Woche 
der Lärmbekämpfung" und so weiter, ganz zu 
schweigen von den versch iedenen Mal-, Zeichen-, 
Rede- ,  Lese- ,  Aufsatz- und Sportwettbewerben 
von mancherlei I nstitutionen . 

Nun zerbrechen sich die Experten die Köpfe, 
wie denn das Di lemma der unzureichenden 
Kenntnisse bei den Schu labgängern zu beheben 
sei .  

Wir Volksschul lehrer wünschen uns trotz k i nd­
orientierten Arbeitens: 

erstens: mehr Zeit für d ie wesentlichsten Auf­
gaben der Volksschule; 

zweitens: daß e inzelne der obengenannten Er­
ziehungsfelder wieder weitgehend an die E ltern 
delegiert werden; 

drittens: größtmögliche Unterstützung durch 
d ie E ltern h insichtlich e iner verläßl ichen Arbeits­
haltung ihrer  Kinder; 

viertens: daß Übungen n icht als Dr i l l ,  Lei­
stungsanforderungen n icht als Sch ikane betrach­
tet werde n; 

und schl ieß l ich :  meh r  Vertrauen in die fachli­
che Kompetenz des Lehrers. 

Dem Sch luß ,  mit F reude lernen und leh ren,  
beides ge l ingt nur, wen n  die Voraussetzungen 
nicht ausgehöhlt bezieh ungsweise überlagert wer­
den, ist nichts h inzuzufügen. - Ich danke Ihnen.  
(Beifall bei der ÖVP.)  1 l .29 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: N ächster 
Redner: Herr Bundesrat Mag. Gudenus. Ich ertei­
le ihm das Wort. 

J J .30 
Bundesrat Mag. Joh n  Gudenus (FPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Hoher B undesrat! Wir haben von 
den Vorrednern gehört, wie umfassend d iese Ver­
ordnung zur Verlegung der Semesterfe rien in  
weite Bereiche der  österreich ischen Gese llschaft 
e ingreift. Sie hat näml ich  vorrangig auf pädagogi­
sche, wirtschaftliche, regionale und überregionale 
und auf verkehrspolitische Gesichtspunkte sowie 
auf d ie Interessen der davon betroffenen Fami­
l ien Bedacht zu nehmen.  Das, was mich an  die­
sem Gesetz, an dieser Verordnung stört, ist der 
U mstand, daß die Fami l ie n  zum Schluß und nicht 
gleich h inter den pädagogischen Begründungen 
erwähnt werden .  

Es  stört mich auch fo lgendes: da ß h ier zwar 
sehr  viele Lehrer geredet haben,  daß aber eigent­
lich der Oberlehrer, der hier reden sol lte, jemand, 
der es seh r  notwendig hätte , der einen Mißerfolg 
in  den letzten Tagen erzielt hat, hie r  n icht auf­
tritt. Ich meine mit dem "Oberlehrer" den Lan­
deshauptmann von Wien Zi lk .  Dieser ist Lehrer,  
aber er vertritt h ier nicht die Interessen se ines 
Bundeslandes. Es ist dies nämlich ein Gesetz, we i­
ches i n  die weitesten Bereiche der Wi rtschaft e in­
gre ift. 

Ich frage mich auch. warum Präsident Strut­
zenberger,  der mich letzthin darauf h ingewiesen 
hat, daß er fast tägl ich mit dem Herrn Landes­
hauptmann konferiert, n icht den Herrn Landes­
hauptmann aufgefordert hat, h ierherzukommen, 
um die Interessen der Wiener Gesel lschaft, der 
Bürger von Wien u nd der Wirtschaft wahrzuneh­
men. Diesen Vorwurf muß ich gegen den Herrn 
Landeshauptmann erheben.  Er mi ßach tet ein ho­
hes demokratisches Gremium, in dem er spre­
chen und so die I nteressen der Wiener Bevölke­
rung wahrnehmen kön nte. Im  üb rigen hat er die 
Interessen der Wiener Bevölkerung im Bereich 
der EXPO in den letzten Tagen nicht wahrge­
nommen gehabt. 

Grundsätzlich - das wurde von uns schon ge­
sagt - sind wir für diese Verordnung, und wir 
hoffen, daß eine Sanierung im Sinne aller mög­
l ich  ist. Die Wiener haben wahrschein l ich  als ein­
zige nicht die Möglichkeit, im  eigenen Bundes­
land Ski  fah ren zu gehen. D ie milden Winter der 
letzten Jahre sind daran schuld. Sonst konnte 
man draußen in H ütteldorf oder im W ienerwald 
i rgendeinen Hang h inunterrutschen . Aber das 
meinen wir ja n icht. Ich bitte Sie, sagen Sie dem 
Herrn Landeshauptmann Zi lk ,  er möge die Inter­
essen der Wiener Bevölkerung besser wahrneh­
men . - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der FPÖ. )  
J 1 .32 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bu ndesrat ! Ich danke Ihnen für Ihre Anregungen 
und für Ihre Frage an mich .  D ie Geschäftsord­
nung verbietet es leider, I hnen von hier aus zu 
antworten .  (Bundesrat Mag. G C l  d e n  u s :  Hab '  
ich ein Glück.') 

Weitere Wortmeldu ngen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
n icht der Fall .  Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung e i n  Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist ebenfa lls nicht der Fal l .  

Wir kommen zur  Abstimmung. 

Bei der A b S I i m in u n g beschließt der Bun­
desrat mit 5 t i In m e n e i n h e L l  i g k e i t, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 
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2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14.  Mai 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz 
geändert wird ( 1 16/A-II- 1 2S1 und 1 16/NR sowie 
40S2/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 2. Punkt der Tag�sordnung: 
Bundesgesetz, m it dem das Al lgememe Hoch­
schu l-Studiengesetz geändert wird. 

Berichterstatter in  ist Frau Bundesrätin Therese 
Lukasser .  Ich b itte um den Bericht. 

Berichterstatter in Therese Lukasser: Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren !  Mit dem gegenständl ichen Gesetzesbesch l.uß 
des National rates so l len Ausländer - sofern Ih­
nen aufgrund eines völ kerrechtl ichen Vertrages 
d ieselben Rechte für den Berufszugang einzuräu­
men sind wie Inländern - die Mögl ichkeit erhal­
ten ,  durch die Erfüllung sämtlicher Zulassungs­
bedingungen für ein best immtes U n.i versität�stu­
d ium im Ausstel lungsland ihres Reifezeugn isses 
auch in Österreich zum Studium zuge lassen zu 
werden .  Ausgenommen sol len  diejenigen Erfor­
dernisse sei n,  die unabhängig vom erworbenen 
Zugangstitel von sämtl ichen Bewe:bern aus �ac.h­
l ichen Gründen zu fordern sind, wie zum Beispiel 
die Eignungsprüfung für die Studienrichtung 
Sportwissenschaften und Leibeserziehun�. od�r 
der Nachweis k ünstlerischer Begabung fur d Ie 
künstlerischen Lehramtsstudien. 

Diejenigen G ru ppen von Ausländert:!, d ie �e­
gen bestimmter Nahebeziehunge�. z� Ost.errelch 
e ine E rleichterung der Zugangsmogltchkelten er­
halten so llen, so l len künft ighin  durc h  eine Ver­
ordnung des Bundesministers für Wissenschaft 
und Forschung definiert werden.  

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 22 .  Mai 1 99 1  
i n  Verhandlung genommen und einstimmig b�­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, keI­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel l t  der U nter­
richtsausschuß som it den A n  t r a g, der Bun­
desrat wol le beschl ießen : 

Gegen den Besch luß des Nationalrates vo� 
1 4. Mai 1 99 1  betreffend e in Bundesgesetz, mit 
dem das Al lgemeine Hochsch ul-Studiengesetz ge­
ä ndert wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Ich .b�­
grüße den im Hause erschienenen Bundesmml­
ster für Gesundheit, Konsumentensch utz und 
Sport Ing. Ettl . (Allgemeiner Beifall.) 

Wir gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Dipl . - Ing. Dr .  Harald Ogris. Ich erteile i hm d ie­
ses. 

l !  35 .. '
Bundesrat Dip l . - Ing. Dr .  Harald Ogris (SPO, 

Wien) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Her­
ren Bundesmin ister !  Meine Damen und Herren! 
Die vorl iegende Novelle des Allgemeinen  Hoch­
schul-Studiengesetzes kann als Vorgriff auf einen 
österreic hischen  Beitritt zu den Europäischen 
Gemeinschaften oder zum Europäischen Wirt­
schaftsraum verstanden werden, da in ihr die 
Gleichstel lung von Ausländern mit Inländern bei 
der Zulassung zu Universi tätsstudien verbessert 
wird. Schon bei der Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft im Jahre 1957  wurde 
ein D iskr im in ierungsverbot bei m  Berufszugang 
von Ausländern festgelegt, dem eine Europäische 
Konvention des Europarates über d ie Gleichwer­
tigkeit von Rei fezeugnissen folgte. 

Die nun h ier  vorliegende Regelung entspricht 
diesen Grundprinzipien , ohne gleichzeitig die In­
teressen östen-eichischer Studienwerber zu ver­
nachlässigen. In Übereinstimmung mit einer Er­
klärung der M itgl iedstaaten der Eu�opäis�hen 
Gemeinschaften aus dem Jahre 1 989 wlrd bel der 
Zu lassung zwischen einer al lgemeinen und einer 
besonderen Hochschu lreife unterschieden ,  wobei 
ein ausländischer Studienwerber dann zu e inem 
bestim mten Studium zuzu lassen ist. wenn  er auch 
in se inem Heimatland d ie Voraussetzungen für 
eine Zu lassung erfüllt und darüber h inaus den 
Nachweis für d ie studienzweigspezifische E ig­
nung, beispielsweise künstlerische o�er sportlic.he 
Begabung bei  künstlerischen bez�ehungsw� .. se 
sportl ichen Studienrichtungen, erbnngt. Auslan­
der können zum Stud ium an österreichischen 
Universitäten jedoch nur im Rah men verfügbarer 
Stud ienplätze zugelassen werden,  wobei die Ver­
fügbarkeit oder ihre Nichtverfügbarkeit im vor­
hinein von den Universitäten im autonomen Be­
reich festzu legen ist. Diese Bestimmung so l l  Eng­
paßsituationen für Inländer vermeiden helfen.  

E ine Überflutung durch Numerus clausus­
Flüchtl inge aus dem Ausland wird bereits durch 
jene Best immung verhin?ert, d i� Zul�ssungen 
nur dann vorsieht, wen n  sIe auch Im Heimatland 
fü r den einze lnen Bewerber gegeben wären. 

I nsgesamt ist d iese durch einen Initiativantrag 
des Nationalrates zustande gekommene Novelle 
ein k le iner Schritt zu e iner auf sehr  versch iede­
nen Wegen angestrebten größeren Inte rnationali­
tät der österreichischen Universi täten, die übri­
gens unabhängig vom Stand der europäischen Ei­
nigungsbemühungen gefördert werden m uß. 

D iese Novel le enthält auch eine Neufassung der 
Bestimmungen für jene Gruppen von A�slän­
dem, die wegen ihrer Nahebeziehungen zu Oster-
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reich eine besondere Erleic hterung der Zugangs­
möglich keiten erfahren sollen, wie etwa Diploma­
ten, Auslandsjou rnalisten oder Personen, die 
mehr als fünf Jahre den M itte lpunkt ihrer Le­
bens interessen in Österreich gefunden haben, 
und deren E hegatten und Kinder. Solche begün­
stigten Gruppen so llen künftig durch Verord­
nung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung definiert werden können. - Soviel zu 
den wichtigsten Bestimmungen dieser Novel le ,  
d ie ja ,  wie gesagt, nur e ine k le ine Novelle ist. 

Ich möchte aber die heutige Diskussion über 
die Studienzulassungsbedingungen auch zum An­
laß neh men,  über den gegenständlichen Gesetz­
entwu rf h inaus einige genere l le Anmerkungen 
zur Studienzulassung zu machen. 

Wir leben in  einer Gesel lsc haft, die bemüht ist, 
in vielen Bereichen, ganz besonders aber bei der 
Ausbi ldung, transparenter und durchlässiger zu 
werden , Das Wechseln von Schultypen wird wie 
das Wechseln von Berufen in Zukunft immer 
häufiger werden .  Während es vor nicht a l lzu lan­
ger Zei t  nur mit e iner AHS-Matura , also e iner 
Gymnasialmatura, mögl ich war ,  an einer Univer­
sität zu stud ieren ,  ist es später ermöglicht worden,  
auch m it einer BHS-Matura, also e iner Matura 
einer berufsbildenden höheren Schu le ,  ein Uni­
versitätsstud ium zu beginnen .  Die Zulassung für 
die Maturanten der berufsbi ldenden hö heren 
Schulen war zunächst spartenspezifisch eng be­
grenzt. Beispielsweise konnte ein Maschinenbau­
techniker nur an  e iner Fakultät fü r Maschinen­
bau inskribieren .  

Später wurde diese Begrenzung nicht mehr so 
eng genommen,  und d ie Mögl ichkeiten eines Stu­
diums i r regulare haben heute überhaupt viel wei­
tere F re iräume für individuel le  Ausbi ldungswege 
eröffnet, so wie auch die Berufsberechtigung zu 
einer Regelung geführt hat, die e in  Studium ohne 
Reifezeugnis ermöglicht. 

Es wi rd heute auch immer wieder von e iner 
"Facharbeitermatura" gesp roc hen; e ine Diskus­
sion, die e inem Bedürfnis nicht nur  der Wirt­
schaft, sondern auch ganz best immter Kreise von 
Arbeitnehmern entspricht, d ie man aufwerten 
wil l .  Man möch te e inen stufenweisen Bi ldungs­
gang haben, der nicht nur eine Regelung vorsieht, 
sondern  viele Rege lungen.  d ie b is zu den höch­
sten Stufen der Ausbi ldung, b is  zu den Universi­
täten, füh ren.  

Diese E ntwick l ung wirft d ie F rage auf,  ob lang­
fr istig das Reifeprüfungszeugnis wirk l ich  das ge­
eignetste Zulassungserfordernis für e in  U niversi­
tätssstudium ist beziehungsweise sein  muß  und ob 
es nicht zweckmäßig sein  könnte, im Sinne einer 
stufenweisen Entwick lung - ä hnl ich wie sei ner­
zeit bei der Aufnahme in d ie Mittelschule - auf 
e ine Prüfung überhaupt zu verzichten und das 

Eignungskriter ium in den B ildungsweg selbst zu 
verlegen. Man sol lte Erle ichterungen bei der Zu­
lassung schaffen,  sehr starke Erle ichterungen, ge­
paart mit zeitgerechten Erfo lgskontrollen , d ie vor 
al lem in den niedrigen Semestern zur Anwen­
dung kommen müßten .  Es ist klar,  daß ein Stau 
entsteht, wenn man keine Kontrollen einführt. Es 
würde die Universitäten in unzumutbarem Maße 
überlasten. Aber wenn man Erfolgskontrollen in 
den niedrigen Semestern vorsieht, kann man den 
Drop-out verr ingern. 

Ich meine, daß dies ein durchaus überlegens­
wertes Modell  für die Zugangsregelung an Uni­
versitäten se in  könnte. Geistige Leistungen sind ja 
bekanntl ich n icht immer mit der Erfü llung for­
maler Kriterien gekoppelt. Eines der vielen Bei­
spiele ist einer der bedeutendsten Physiker der 
Geschichte der Mensch heit, Faraday. Er ist nicht 
ein aus einer Schule hervorgegangener Akademi­
ker gewesen ,  sondern war Buchdrucker. Und es 
gäbe noch viele andere Beispiele. 

Ich selbst komme aus einem Bereich ,  der heute 
selbstverständl ich  den U niversitäten zugerech net 
wird. Aber das war n icht immer so. Die Techni­
schen Universitäten waren frü her Technische 
Hochschulen, vorher waren sie Polytechn ika. 
Man hat das gar n icht dem Studium zugerechnet. 
Es hat lange gebraucht, bis eine Technische Uni­
ve rsität überhaupt e in  Doktorat verleihen konnte. 

Was vielleicht heute zuwenig bekannt ist: Als 
ich 1 95 7  mein Diplom erlangte , war Diplominge­
nieur kein akademischer Grad , sondern nur eine 
Standesbezeichnung. Also in einen Paß konnte 
man ihn unter U mständen gar nicht h ineinschrei­
ben, denn wenn man an einen sehr heik len Beam­
ten gekommen ist ,  hat dieser gesagt: Nein, das 
kommt nicht h inein, es dürfen nur akadem ische 
Grade hinein, und das ist keiner !  Das hat man 
später natürlich repariert, weil es ja ein Unsinn ist 
und die Wirkl ichkeit über so etwas hinausgeht. 
Man kann doch n icht Leute einem schwierigen 
Studium unterwerfen und dann solch formale 
Vorbeha lte machen. 

Ich bringe das a ls Beispiel, um die Entwicklung 
aufzuzeigen. D ie Wirkl ichkeit fragt immer weni­
ger nach Formal ismen und immer mehr nach In­
halten .  Und darüber nachzudenken, meine ich, 
muß  heute eine ständige und auch in Zukunft 
bleibende Aufgabe der Wissenschaftspolit ik se in. 

Wir Sozial isten werden d ieser k leinen Novelle 
selbstverständl ich  recht gerne unsere Zustim­
mung erteilen. (Allgemeiner Beifall. ) 1 1 .44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Dr. 
Liechtenstein das Wort. 
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1 1 .44 
Bundesrat Dr.  V incenz Liechtenstein (ÖVP, 

Steiermark) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter, l ieber Herr Min ister !  Herr Min ister !  
L iebe Kolleginnen und Kollegen !  (Heiterkeit. -
Ruf bei der SPÖ: WO ist der Unterschied?) Wieso? 
Darf ich das nicht sagen? (Bundesrat K 0 n e C 11 y: 
Jetz! miissen Sie llllS verraten, weLcher der .. liebe 
Minister" ist.') Das sage ich auch, bitte, mit Klar­
heit. (Bundesrat K 0 n e C n y: Das hat er sich n icht 
verdiem.') Aber ich möc hte darüber nicht i n  eine 
tiefere D iskussion eingehen. (Bundesminister /l1g. 
E t t I: Eine steirische Alltwort!) Ich habe ihn  nicht 
ungern. Das ist wieder etwas anderes. Denn ich 
wüßte nicht, worüber ich mit Min ister Ettl disku­
tieren mü ßte (Ruf bei der SPÖ: Nicht hier!) ,  ob 
über die Endlagerungen im Bosruck oder über 
andere Dinge,  die Sie und a l le anderen Kollegen 
auch kennen. (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Das 
heißt nicht, daß er nicht trotzdem lieb ist.') Ich 
möchte jetzt wieder von d ieser Thematik abge­
hen, wenn es möglich ist. 

Ich glaube, daß et l iches zum Sachthema vom 
Herrn Professor schon vorweggenommen wurde. 
Ich möchte nur fo lgendes sagen :  

Der Nove lle stimmen w i r  sicherlich zu. Wir  
Österreicher haben - dafür möchte ich M in ister 
Mock wirkl ich danken - den Antrag auf einen 
Beitritt zu den EG gestel lt .  Es entspricht auch 
unserer Geschichte ,  es entspricht auch unserer 
Trad ition ,  in diesem Europa dabei zu sein .  U nd 
auch das Hochschul-Studiengesetz muß der Zu­
kunft angepaßt werden .  

Herr Min ister Busek - pardon ,  wenn i ch  das 
jetzt schon äußern muß - hat nicht nur  Ver­
ständnis für Ost- und Westpol it ik sowie für Ost­
und Westeuropa, sondern besonders auch, was 
vor al lem uns betrifft, für M itteleuropa. U nd wir 
Österreicher gehören nach unserer Tradition na­
türl ich in  diesen Rau m ,  und wir  haben hier auch 
mit e ine Hauptverantwortung. Das darf ich h ier 
i n  d iesem Haus sagen ,  weil ja gerade jene, die es 
betrifft, vor 1 00 Jah ren  auch i hre Vertreter da ge­
habt haben .  

Wir  haben in  Österreich hervorragende U ni­
versitäten. Aber es muß  al les wirkl ich gep lant 
sein .  (Bundesrätin Dr. K a r  L s s 0 n: Wir haben 
flicht unsere Vertreter h ier vor /00 Jahren gehabt, 
denn die Arbeiterschaft war ausgeschlossen vom 
Wahlrecht.') Darf ich noch e inmal  wiederholen : 
Wir haben wirklich hervorragende Universitäten .  
D ie österreichische Verantwortung ist, wenn wir  
den EG beitreten .  wofür ich absolut bin ,  auch 
einschließlich jener Tei le Europas, mit denen wir 
e inmal zusammen waren, aus denen viele unserer 
Vorfahren herstammen, ja zu Gesamteuropa zu 
sagen und damit auch die richtige Entscheidung 
zu fäl len.  (Bundesrat P 0 111 p e r: Sehr richtig.') 

Mehr möchte ich dazu n icht äußern.  Meine 
Fraktion, die ÖVP, wird dazu ja sagen .  (BeifaLL 
bei Ö VP und FPÖ so wie bei Bundesräten der 
SPÖ. )  1 1 .48 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortme ldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
n icht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Frau Berichterstatterin e in  
Schlu ßwort gewünscht? - Dies ist n icht der Fall .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat m it 5 t i In m e Tl e i n  h e L  I i g k e i t ,  gegen 
den GesetzesbesclzLuß des Nationalrates k e i -

Il e il E i n s  p r II C h zu erheben. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14.  Mai 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Impfschadengesetz geändert wird (28/ A-
11-79, 105 und 1 17/NR sowie 4053/BR der Beila­
gen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 3. Punkt der Tagesordnung: Bundes­
gesetz, mit dem das Impfschadengesetz geändert 
wird. 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrätin Kainz .  
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Hedda Kainz: Hohes Haus! 
Das Impfschadengesetz in  seiner geltenden Fas­
sung sieht eine Entschädigung nur für Schäden 
durch gesetzl ich vorgeschriebene Impfungen -
das war bis 1980 d ie Schutzimpfung gegen Pok­
ken - vor. 

Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates hat 
nun zum Ziel, auch für jene Fäl le eine E ntschädi­
gungspfl icht des Bundes zu schaffen,  bei denen 
die Durchführung einer im Interesse der Vol ksge­
sundheit gelegenen Impfung eine Schädigung 
herbeigefüh rt hat. Der  Bundesminister für  Ge­
sundheit, Sport und Konsumentensc hutz wi rd 
verpflichtet, durch Verord nung jene Impfunge n  
z u  bezeichnen, d ie nach dem jewei l igen Stand der 
medizinischen Wissenschaft zur  Abwehr einer 
Gefahr für den al lgemeinen Gesundheitszustand  
der Bevölkerung i m  Interesse der Volksgesund­
heit empfohlen sind. Auf jeden Fall ist jedoch 
eine E ntschädigung für jene Impfschäden vorge­
sehen , d ie durch die im Mutter-Kind-Paß genann­
ten Impfungen verursacht worden sind. 

Weiters sieht der Gesetzesbesch luß  vor ,  daß die 
Vollziehung des I mpfschadengesetzes den Lan ­
desinval idenämtern und als sach lich i n  Betracht 
kommender Oberbehörde sowie als Berufungsbe-
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hörde dem Bundesminister für Arbeit und Sozia­
les übertragen werde n  so l l .  

Der Sozialausschu ß hat die gegenständl iche 
Vorlage in sei ner Sitzung vom 22. Mai 1 99 1  in 
Verhandlung genomme n  und e instimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu em pfehlen. kei­
nen E inspruch zu erheben . Der im Artikel I Z. 5 
enthaltenen Verfassungsbest immung des § 3 
Abs. 1 wurde m it Stim menmehrheit im Sinne des 
Art ikels 44 Abs. 2 B undes-Verfassungsgesetz die 
verfassungsmäßige Zust immung erteilt .  

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Sozial­
ausschuß somit  den A n  t r a g. der Bundesrat 
wol le beschl ießen: 

1 .  Gegen den Besch luß  des National rates vom 
1 4. Mai 1 99 1  betreffend e in  Bundesgesetz, mit 
dem das Impfschadengesetz geändert wird ,  wird 
kein Einspruch erhoben .  

2.  Der in Artikel I Z .  5 enthaltenen Verfas­
sungsbesti mmung des § 3 Abs. 1 wird im Sinne 
des Artikels 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
die verfassungsmäßige Zust immung ertei lt. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in d ie Debatte ein .  

Zu Wort gemeldet ist Frau Bu ndesräti n Sch ier­
huber. Ich erteile ihr d ieses. 

/ 1 .51 
Bundesrätin Agnes Schierhuber (ÖVP, Nieder­

österreich) :  Herr Präsident! Herr Bundesmin i­
ster !  Meine Damen und Herren !  Hohes Haus! Da 
ja von uns al len Gesundheit als wertvol les Gut 
angesehen wird, sind n icht nur  wir selber, son­
dern auch der Gesetzgeber verpfl ichtet, in der 
Vorsorgemedizin al les zu unternehmen, das der 
Erhaltung beziehungsweise Wiederherstel lung 
der Gesundheit der Menschen d ient. 

Da - leider! - i m  Leben n ichts vol lkommen 
ist, gibt es auch immer wieder nach Schutzimp­
fungen nicht absehbare Reaktionen beziehungs­
weise Impfschäden. Und durch  d ie Novel l ierung 
d ieses Impfschadengesetzes wird auf tragische 
Fäl le endlich entsprec hend reagiert. 

Wir alle bekennen u ns zu den Schutzimpfun­
gen ,  s ind es doch die Schutzimpfungen gewesen, 
die das Auftreten von Krankheiten, d ie oft sogar 
zu Ep idemien geführt haben, jetzt eigentlich ver­
h indern. Gerade die Pockenschutzimpfung bezie­
hungsweise auch die K i nderlähmungsschutzimp­
fung haben sich sehr positiv ausgewirkt. 

Ich möchte h ier folgendes Beispiel erzählen: 
Ich hatte in meiner K inderzeit e ine Schulfreun­
din, die an Kinderlähm u ng erkrankt ist .  Für m ich  
ist e s  heute noch furchtbar, daran zu denken, wie 

dieses Mädchen damals an der Eisernen Lunge 
gelegen ist. 

Es ist daher besonders zu begrüßen,  daß Impf­
schäden in  d ieses Impfschadengesetz aufgenom­
men wurden,  die aufgrund einer empfohlenen 
Impfung entstanden ,  wie sie zum Beispiel auch 
im Mutter-Kind-Paß enthalten ist, und daß auch 
i n  diesen Fällen Soforthilfe ge leistet wird .  D iese 
Soforthi lfe von 10 000 S - nur  als .,Soforthi lfe" 
sol l  man d iesen Betrag bezeichnen - darf nie­
mals als "Schmerzensgeldleistung" apostroph iert 
werden ,  den n  wir wissen alle. daß es manchmal zu 
tragischen Fäl len kommt. bei denen es oft lebens­
lange Dauerfolgen gibt. 

Hohes Haus! Ich finde es se hr positiv. daß d ie 
Möglichkeit e ines Rechtsmittels gegeben ist , daß 
man bei  Entschädigungszahlungen gegen Ent­
scheidungen der ersten Instanz berufen kan n. Es 
ist doch erschütternd, daß es - obwohl ich über­
zeugt davon bin.  daß Ärzte immer versuchen, ge­
wissenhaft und fach lich richtig zu impfen - oft 
Reaktionen des Körpers gibt und daß Schäden 
n icht h intangehalten werden können. Ich fi nde es 
sehr bedauer l ich, daß es im Zuge so lcher Zwi­
schenfäl le zu Generalisierungen gekommen ist, 
durch die Schutzimpfungen generell in Frage ge­
ste llt worden sind.  

Meine Bitte an Sie .  sehr geschätzter Herr Mini­
ster, i st  die, daß S ie jetzt vor a l lem sehr rasch und 
umfassend d ie Bevöl kerung über d ie Wichtigkeit  
dieser Schutzimpfungen informieren,  damit die 
"Impfmüdigkeit" , die es da oder dort gibt. ra­
schest beseitigt wird. 

Für mich gehören Schutzimpfungen zu einem 
wichtigen  Tei l  der Vorsorgemedizin .  Da immer 
wieder gesagt wird, wieviel d iese Schutzimpfun­
gen kosten :  Diese Kosten sind doch weit geringer 
als jene,  die entstehen,  wenn es zu Dauerschäden .  
z u  Dauerfo lgen kommt. Dabei möchte ich gar 
n icht von jener psych ischen Belastung sprechen ,  
die d ie  Familien oder das U mfeld trifft. wen n  
eben Menschen erkranken. 

Ich hoffe, daß es den Medizinern gel ingt, d iese 
Probleme noch besser in den Griff zu bekommen ,  
obwohl wir  wissen ,  daß körperl iche Reaktionen 
des Menschen i nfolge von Impfungen niemals 
1 00prozentig ka lkul ierbar sind. 

Wir von der ÖVP werden jedenfalls d iesem Ge­
setzesbesch luß unsere Zust immung geben.  (All­
gemeiner Beifall. ) / l .56 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zu Wort 
gemeldet hat sich Frau Bundesrätin Paischer. Ic h 
erteile es ihr .  

1 1 .56 
Bundesräti n  Edith Paischer (SPÖ, Oberöster-

reich) :  Herr  Präsident! Herr Bundesmin ister !  
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Edith Paischer 

Meine Damen und Herren!  Von der Berichter­
statterin w u rde der I nhalt des novel l ierten Geset­
zes bere its vorgetragen.  Die Regierungsvorlage 
geht sehr  deutl ich u nd detai l l iert auf den Umfang 
des Gesetzes e i n  und we ist darauf h i n ,  daß Imp­
fu ngen n icht  n u r  den Ge i mpften sc h ützen sol len,  
sondern auch die Allg�.mein heit. was ja durch das 
Gesundheitswesen in Osterreich erre ic ht werden 
so l l .  

In die Kom pete n z  des Gesu ndheitswesens fä l lt  
auch der M u tte r- Kind-Paß;  d ies ist  a uc h  im Arti­
kel I (3) des vorl iegenden Impfsc hadengesetzes 
besonders berücksichtigt. Der M u tter-Kind-Paß 
ist  ein Do kument,  das auch an Frau Bundesmi n i­
ster Dr.  Leodolter erinnert, denn während i h rer 
Ministerzeit wurde dieser geschaffen und ist heu­
te gar nicht mehr wegzudenken. Der Mutte r­
Kind-Paß ste l lt für Mutter und Kind eine Ge­
währleistung vo n deren Leben und Gesund heit 
dar. Ich kontaktiere seit der Schaffung dieses 
M utter- Kind- Passes all jene, die damit befa ßt 
sind: E lter n ,  K inde rstationen des Kranken hauses, 
P rimare, K inderärzte, auch Mutterberatu ngsstel­
len.  

Allfgrund dieser Kontakte möchte ich mir eine 
Anregung bezüglich U mgesta ltllng beziehungs­
weise Erweiterung des M utter-Kind- Passes erlau­
be n. Herr M i nister: Erstuntersllch u nge n  bei Neu­
geborenen verlangen dann und wan n  Zusatzver­
merke, zum Beispiel bei Beckenmessun gen oder 
sonstigen Wahrnehm unge n ,  die auf mögl iche ne­
gative Folgen und Auswirkungen schl ießen las­
sen. Dies ist aber aus Platzmangel im M utter­
Kind- Pa ß n icht möglich.  Es mü ßte daher - das 
wäre auch der Wu nsch derer, die damit zu tun 
haben - e i ne halbe oder viel leicht e i ne ganze Sei ­
te  im M utter-Kind-Paß h iefür bereitgestel l t  wer­
den, keinesfal ls  so l lte das ein loser Zettel sein .  

Zur I m pfung selbst sei gesagt, daß e i ne gro ßa n­
gelegte Studie i n  den USA ergeben hat, daß Schä­
den nach einer Keuchh ustenimpfun g  bei  Kindern 
zum Beispiel  fast n ic ht auf diese zurückzufüh ren 
sind.  Eine Beweisführung bei Schäden ist daher 
sehr,  seh r  sc hwierig. I mpfsc häden m üssen daher 
- trotz a l le r  Vorkommnisse - als Rarität ange­
sehen werden .  

Ich darf einen Blick z u rüc k machen: Um d ie 
Jahrhundertwende starb noch jedes vierte Kind.  
Auch nac h dem Zweiten Weltkrieg war die Situa­
t ion wesentl ic h  sch l i m me r  als heute. 1 946/47 star­
ben in  Österre ich 1 1 1 2 Menschen an Diphtherie.  
In  diese n Jahre n  s ind über 4 500 Menschen -
wie Kol legin Schierhuber schon angedeutet hat -
an Kinderlä h m ung erkrankt ;  es gab 392 tödliche 
Folge n .  

B e i  der K i nderlähmungsepidem ie 1954 bis 
1 959 beklagte man 59 1 Todesopfer.  Durc h  
Sc hluck i m pfunge n  konnte man diese K ra n kheit  

fast besiegen .  I nfolge dieser tra u rigen Todesfäl le 
stieg das I m p fbewu ßtsein  in Österreich se hr star k  
a n .  Aber wie i mmer, wen n  es e i nem besser geht, 
vernachlässigt man die Pflichte n der Gesunden ­
vorsorge gege n über s i c h  sel bst u nd auch gegen ­
über den Angehörige n ,  sodaß wi r eine sogenan nte 
Im pfm üdigkeit  verzeichnen müssen.  

Dazu kam - durch das U nglück um die Jahres­
wende, durch die Vorkommn isse bei den I m pfun­
gen - die Angst vor e i ner I mpfu ng. Die Patien­
ten fühlten sich m i ßtrauisch und h i lflos , und zwar 
waren es 44 P rozent der Österreicher, wobei der 
Antei l  bei den F rauen und bei den älteren Men­
schen noc h grö ßer geworden ist. 

D ie Aufgabe l iegt zum gegenwärtigen Zeit­
punkt - und da st i m men wir überein - daher 
nicht nur in der Novel l ierung des I mpfschadenge­
setzes, das wir seit 1 973 haben, sondern auch i n  
einer notwendigen b re it angelegten Imformation.  

Es genügt, glaube i c h ,  nicht, bei Landesregie­
ru ngen und Gesundheitsämtern B rosch üren auf­
zulegen.  Ich meine, es m ü ßte die Aufklärung v ia 
Ru ndfunk und Fernsehen i ns Haus kommen, vor 
allem zu den M üttern . Herr Min iste r! Ich denke 
da auch an eine Gesundheitssendung, in der Art 
wie jene im bayrischen Fernsehen, die sich ., D ie 
Sprechstunde" ne nnt und se hr sachl ich u nd kor­
rekt Aufk lärung bietet .  D ies wäre eine Werbung 
am richtigen P latz, wo zu wir sicher alle ja sagen 
könnten.  ( Vizepräsidenl Dr. Herbere S c  h a  m -
b e  c k übernimmt den Vorsitz. ) 

Es darf bei der Bevölkeru ng nicht der Eindruck 
entstehen - womöglich noch für immer -, daß 
Im pfung hei ßt, sich damit unbedingt e ine n  Scha­
den einzuhandeln .  Diesen Eindruck, d iese Angst 
müssen wir wegbringen ,  und daher müssen wir  
aufklären, u m  das Vertrauen i n  Impfungen wie­
der zurückzugewinnen;  Aufklärung aber n icht  
nur zum Thema Impfung,  sondern Aufk lärung z u  
allen Fragen d e r  Gesund heit, zu d e n  diversen I n ­
fe ktionsgefahre n ,  z u  F ragen des Alkohol-, N i ko­
tin- u nd Drogenkonsums und zu deren Folge­
sc häden.  

V iele Erwachsene i n  der sogenan nten moder­
nen Zeit stehen vor Auslandsreise n .  Es wäre nicht 
wünschenswert, würden Angst und Mi ßtrauen 
eine notwendige Im pfung verh i ndern. Die Folge n  
könnte n  durch importierte Krankhe iten noch v ie l  
schl immer se i n .  

Ich w i l l  abschl ieße nd wünschen u n d  hoffe n,  
daß der gewährte Schadensbetrag i n  der Höhe 
von 10 000 S, der d u rc h  einen An passungsfaktor 
jährl ich geändert wird , und nur e ine Soforthilfe 
für den Geschädigten darstel len kann, n ic ht bean­
sprucht werde n  muß,  was zu e iner Einsparung 
d ieses Betrages führe n  würde. Ich will  auch hof­
fen ,  daß die Landesi nvalidenämter, an die d iese 
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Kompetenzen übertragen werden, kaum Verfah­
ren abzuwickeln haben u nd keine Entschädi­
gungsleistungen erforderl ich werden .  

Meine Damen Lind Herre n !  Der Gesundheits­
zusta nd ist heute in Österreich allgemein so gut 
wie nie zuvor - sicher auch aufgrund der Hygie­
ne, aufgrund gesunder E rnährung, aber auch 
durc h d ie Möglichkeit von I mpfungen.  Daher 
dürfen wir sie n icht in Ab rede stel len und müsse n 
sie weiterh i n  Bestandtei l  österreich ischer Ge­
sundhe itspo lit ik bleiben . unter elen Voraussetzun­
gen ei ner sorgfältigen Durchführung und umfas­
sende n Aufklärung und I nformatio n .  Die SPÖ­
Fraktion wird sowohl  der Gesetzesnovel le zu­
st immen als auch die verfassu ngsmäß i ge 
Zust im mung ertei le n .  (Beifall bei SPÖ llnd bei 
Bundesräten der FPÖ. )  l2.05 

Vize präsident Dr .  Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters Herr B undesrat Dr. Martin 
Strim itzer gemeldet . Ich erteile es i h m .  

llJi5 
Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tiro l ) :  

Herr P räsident !  Herr Bu ndesminister!  Hohes 
Haus! Was ich z u  sagen habe, unte rsche idet sich 
zum Tei l  von den A usführu ngen meiner Vorred­
nerin.  Lassen S ie mich aber z unächst einmal aus­
drückl ic h  festhalte n ,  daß sich d ie Bedenken, we I­
che ich üb rigens auch namens meiner VP-Bun­
desratskol legen aus Tirol u nd Vora rlberg vorzu­
tragen habe. nicht auf  den I n halt des vorliegenden 
Gesetzes an sich beziehen.  sondern mehr auf die 
Art seines Zustandekommens u nd auf die Tatsa­
che, daß h ie r  nach u nserer Mei nung m i t  der B u n ­
desverfassung u nd ihren Zuständigke itsrege l u n ­
gen leichtfertig - verzeihen S i e  mir  diese viel­
leicht etwas harte Beurte i l u ng - umgegangen 
worden ist. 

Wir werden a lso , wei l  wir die im vorl iegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates en thaltenen 
Zielsetzu ngen ebenfalls vol l  bejahen,  selbstver­
ständlich dem Antrag der Berichterstatterin, ge­
gen die Vorlage keinen E inspruch zu erheben ,  
beitreten .  W i r  werden aber der i m  § 3 Abs. 1 des 
Gesetzesbesch lusses des Nationalrates enthalte­
nen Verfassungsbesti m m u ng unsere Zustimmung 
nicht ertei len.  

Warum nicht? - Meine Damen und Herren !  
Ich wi l l  versuchen. I hnen d iese Haltung so z u  be­
gründen,  wie d ie Tiroler Landesregierung das i n  
zwei Äu ßeru ngen, sowohl gegenüber dem bisher 
zuständ ige n B u ndesminister ium fü r Gesundheit,  
Sport u nd Konsumentensc h utz als auch gegen ­
über a llen Parlamentsklubs i n  diesem Hause -
wie wir sehen m üsse n :  bedauerlic herweise verge­
bens - ,  zu t u n  versucht hat. 

Meine Damen und Herren !  D ie Regelung des 
Impfschadengesetzes gründet sich eindeutig auf 

den Kompeten ztatbestand des Artikels 1 0  Abs.  1 
Z. 1 2  des B u ndes-Verfassungsgesetzes: . ,Gesu nd­
heitswesen" . U nd es handelt sich dabei um e i ne 
Angelegenheit,  die u nstreitig - es gibt darüber 
überhaupt ke i ne Ause inandersetzung - i n  m it­
telbarer Bu ndesverwaltung, also durch den Lan­
deshauptma n n  beziehungsweise die ihm u nter­
stel lten Landesbehörden zu vol l ziehen wäre. 
Nach der zitierten Verfassungsbest immung des 
vo rliegenden Gesetzesbeschlusses ist aber e ine 
Vo l lz iehung i n  unm ittelbarer Bundesverwa ltung 
durch die Landes- Inval idenämter - Sie. Frau 
Kol legi n,  haben es vorh i n  sc hon erwähnt - vor­
gesehen.  

In den Erläuterungen wird die Vol lziehung die­
ses Gesetzes durch d ie Landes-I nval idenämter in  
erster I nstan z  dami t  begrü ndet, daß d iesen auch 
die Vollziehung der für den I mpfschadenbereich 
maßgeblichen Vorschriften des Heeresversor­
gu ngs- u nd des Kriegsopferversorgungsgesetzes 
obliegt, und es sei daher zwec kmäßig - so wird 
gesagt - ,  den Landes-Invalidenämtern auch die 
Vollziehung des Impfschadengesetzes zu übertra­
gen .  

Meine Damen u nd Herre n !  Gru ndsätzl ich gibt 
es nach Auffassung des Landes Tirol  u nd des Lan­
des Vorarlberg - ich tei le diese Auffassu ng auch 
persönlich i n  vo llem U mfang - kei ne rlei stich­
haltige G rü nde dafü r, da ß das Im pfschade nge­
setz n i c h  t in m ittelbarer Bundesverwaltung 
vollzogen werden könnte. 

Vö ll ig u n möglich, da verfassungsrec htlich un­
haltbar, ersc heint aber d ie Auffassu ng,  d ie offen­
bar vom Bu ndeskanzleramt, vom Sozialmin isteri­
u m  u nd woh l  auch vom B u ndesmi n ister ium für 
Gesundheit, S port und Konsumentensc hutz ein­
genommen wird, daß sich aus Arti kel 1 02 des 
B undes-Verfassungsgesetzes ergäbe, e ine Über­
tragung der Zuständigkeit hätte auf der Stufe ei­
ner Verfassungsbest immung - wie geschehen -
z u  erfolgen.  

Artikel 1 02 Abs. 1 z we iter Satz des Bundes­
Verfassungsgesetzes lautet näm l ich:  "Soweit  i n  
Angelege n heiten ,  d i e  i n  m ittelbarer B u ndesver­
waltung besorgt werden, B undesbehörden,  i nsbe­
sondere Bundespol izeibehörden ,  mit der Vol i z ie­
hung betraut sind, u nterstehen d iese B undesbe­
hörden in den betreffenden Angelegen he iten dem 
Landeshauptmann und sind an dessen Weisungen 
gebunden; ob und inwieweit so lche B undesbehör­
den mit Akten der Vollziehung betraut werden ,  
best immen die Bundesgesetze; sie d ü rfen - u nd 
das, meine Damen und Herren,  ist der weitere 
springende Punkt dieser Chose - ,  "soweit  es sich 
n icht um d ie Betrauung m it der Vollziehung von 
im Abs. 2" - des Art ikels 1 02 B undes-Verfas­
sungsgesetz - "angefü hrten Angelegenheiten 
handelt, nur mit  Zustimm ung der  bete i l i gten 
Länder k undgemacht werden."  
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Dr. Martin Strimitzer 

Übrigens sieht auch Artikel 1 02 Abs. 4 des 
B undes-Verfassungsgesetzes ausdrückl ich  vor, 
daß d ie Errichtung von e igenen B undesbehörden 
für andere als d ie in Absatz 2 bezeichneten Ange­
legenheiten - wo al le  Bundesbehörden aufge­
zählt sind, d ie in Angelegenheiten der Bundes­
kompetenz Zuständigke iten vollziehen dürfen -
nur  m it Zustimmung der betei l igten Länder er­
fo lgen kann .  U nd Sie dürfen zur Kenntn is neh­
men , meine Damen und Herren, daß im Absatz 2 
des Artikels 1 02 jedenfa l ls das Impfschadengesetz 
n icht  angeführt ist. 

U nd das, meine Damen und Herren, hei ßt. da ß 
das, was hier in dem I mpfschadengesetz in § 3 
Abs. 1 vorgesehen ist, in  keinem Falle mit Arti­
kel 1 02 Bundes-Verfassungsgesetz und den 
Grundsätzen der Auf te i lung der Vol lzugskompe­
tenzen auf Bund und Länder vereinbar ist . Selbst 
wen n  man aber Grund zur Vermutung hätte -
eine Äußerung des Vertreters des Bundesministe­
r iums für Arbeit und Soziales in der gestrigen Sit­
zung des Sozialaussch usses hat die Richtigkeit 
d ieser meiner Vermutung bestätigt - ,  daß allen 
E rnstes daran gedacht, ja seitens der Zentralste l­
Ien beabsichtigt gewesen ist. das Prinzip der mit­
telbaren Bundesverwaltung im Falle des Impf­
schadengesetzes zu d urchbrechen. und selbst 
wenn  wir Bundesräte, meine Damen und Herren,  
oder die Bu ndesländer selber mit der Durchbre­
chung einverstanden wären - ich erkläre vor­
sichtshalber al lerdings noch einmal .  daß ich es 
n icht b in ,  und die Bundesräte, von denen ich ge­
sprochen habe , daß sie das Stimmverhalte n  tei len 
werden, auch nicht - ,  dann wäre die Konstruk­
tion der Verfassungsbest immung gemäß § 3 
Abs. 1 Impfschadengesetz nicht mit den Regel n  
der Bundesverfassung i n  Einklang z u  bringen. 

Denn es bedarf eben ,  meine Damen und Her­
ren ,  n icht bloß einer Verfassungsbestim mung im 
Materiengesetz selbst zur Durchbrechung des 
Prinz ips der mittelbaren Bundesverwaltung, son­
dern es bedarf sch licht und einfach der Zustim­
mu ng der beteil igten Länder. U nd diese Zustim­
mung - Herr Vizepräsident, erlaube, daß ich das 
i n  a l ler Schlichtheit u nd Klarheit trotz deines 
Kopfschüttelns festhalte - ist weder eingeholt 
noch ertei l t  worden .  (Bundesrac 5 l r U l Z e l! -
b e  r g e r: Ich habe mich mit keinem TOl! geriihn, 
Kollege!) 

Und daher ist diese Besti mmung, so wage ich 
zu behaupten ,  verfassungswidrig. Herr Bundes­
min ister !  Ich könnte m ich  durchaus auch e ingren­
zen und sagen :  Es besteht der begründete Ver­
dacht, daß d iese Best immung verfassungswidrig 
ist. Ich sage jedenfal ls voraus, Herr Bundesmini­
ster :  S ie wird, selbst wen n  sie heute die mehrheit­
l iche Zust immung finden sol lte, nicht von langem 
Bestand sei n  können, wenn  sich irgendwo ein 
K läger findet. 

Nun werden manche von Ihnen. meine Damen 
und Herren ,  meinen, man so l lte aus einer solchen 
Sache - noch dazu, wenn wir uns inhaltl ich, wie 
wir ja gesagt haben ,  ohnehin zum Gesetz beken­
nen - keine "Staatsaffäre" machen. Meine Da­
men und Herren ! Das ist auch nicht in meiner 
Absicht gelegen. Ich wil l  nämlich keine Staats-, 
wohl aber muß  ich eine Landesaffäre oder, richti­
ger, eine Länderaffäre daraus machen.  denn, mei­
ne Damen und Herren, da geht es wirk l ich ums 
Prinzip, h ie r  geht es um die verfassungsrechtl iche 
Wurst. Gerade i n  einer Zeit ,  in der die Bundes­
staatlichkeit in Zusammenhang mit der Integra­
tion auf dem Prüfstand steht, in einer Zeit, in der 
die Länderparlamente um Kompetenzen kämp­
fen, in  der es darum geht, subtile Verfahren zu 
entwickeln ,  welche die Über lebensfähigkeit der 
Bundesländer als - ich betone das - eigene 
staatliche Gebi lde in einem großen Europa si­
chern sollen. gerade in einer solchen Zeit ist es 
meines E rachtens notwendig, eifersüchtig dar­
über zu wachen, daß leitende Prinzipien der Bun­
desve rfassung bezüglich der Aufgabenvertei lung 
zwischen Bund und Ländern n icht leichtfertig 
über Bord geworfen werden .  Wenn wir uns näm­
l ich heute nicht wehren, i n  e her kleinen Dingen ,  
wie sol len wi r  morgen bestehen können bei der 
Bewährung in dem uns bevorstehenden Gro ßen? 
Und deshalb - nur deshalb! - geben wir der 
Verfassungsbest immung im § 3 Abs. 1 des vorlie­
genden Gesetzesbeschlusses des Nationalrates 
n i c h  t unsere Zustimmung. - Danke für I hre 
Aufmerksamkeit. (Beifall bei ÖVP (md FPÖ. ) 
1 ::' . 1 7 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesmin ister Ing. Ha­
raId Ettl. Ich ertei le es ihm. 

1::' .1 7 

Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz I ng.  Harald EUl :  Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren ! Eine ku rze An­
merkung: E ifersucht sol l  nicht zur Krankheit 
werden ,  auch die besten Gesetze wie das Psycho­
therap iegesetz können dabei n icht helfen, wen n  
man das i n  Hinblick auf einen gesundheitspol it i ­
schen Aspekt sieht. 

Ich erwähne das deshalb, da wir gerade heute 
vormittag e inen Dialog mit Wissenschaft und 
Forschung über e in  mögliches Gentechn ikgesetz 
begonnen haben und uns mit dieser Materie aus­
einandersetzen ,  wo sich ähnl iche Fragen ergeben,  
wenn man von den Kompetenztatbeständen aus­
geht. Obwohl wir wissen,  daß es europaweit be­
reits eine Reihe von Regelu ngen auf diesem Sek­
tor gibt,  schwant mir,  ich wi l l  nicht sagen :  schl im­
mes, aber zumindest e ine hochinteressante Dis­
kussion ,  wenn es darum geht, diese eher seh r  
komplizierte Materie, wie sie auch außerhalb 
Österreichs gesehen wird, zu  regeln.  
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Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz Ing. Harald Ettl 

Ich bin an und für sich froh darüber, daß es zur 
Sache selbst, a lso zur  Impfschadengesetz-Novelle, 
keinen formalen E inwand gibt. D ie Impfschaden­
gesetz-Novelle,  wie sie in der heutigen Form vor­
liegt, hatte i h ren Ursprung bereits in der letzten 
Legislaturper iode, wei l  es sc hon damals darum 
gegangen ist, wie man d ie empfohlenen Impfun­
gen entsprechend besser regeln  kann, wie man 
unter Zuhi lfenahme der Kausal ität d ie Verur­
sacherfrage anderswo ansiedelt und einfach zu­
sätzl iche Verfahrenserleichterungen bringt, wie­
woh l  ich mi r  als Gesundheitsminister wünsche, 
daß d iese Impfschadengesetz-Novel le so wenig 
wie möglich zur Anwendung kommen muß.  Des­
halb bin ic h froh darüber. daß die Sache selbst 
nicht grundsätzlich beeinsprucht wird .  

Allerdings möchte ich  einige Anmerkungen zu 
Ihrer  Stel lu ngnahme machen, Herr Bundesrat 
Str imitzer. G rundsätzl ich: D ie vom Nationalrat 
besch lossene Novelle zum Im pfschadengesetz, d ie 
jetzt i n  d ieser Fassung vorliegt, erhält die Neue­
rung - und darum geht es - ,  daß ab 1 .  Jänner 
1 992 die Vol lziehung des Impfschadengesetzes in 
erster Instanz durch die Landes invalidenämter 
und als Berufsbehörde in zweiter Instanz durch 
das Bundesmin ister ium für Arbeit und Soziales 
vollzogen werden so l l .  Diese Regelung bedeutet 
natürl ich in der Tat e in  Abweichen von der durch 
die Bu ndesverfassung grundsätz l ich vorgesehe­
nen m itte lbaren  Bu ndesverwaltung. Dazu bedarf 
es entweder der Zust immung durch die Länder -
das ist eine Möglichkeit - oder e iner Verfas­
sungsbest immung, die i hrerseits der Zustimmung 
des Bundesrates mit  Zweidrittel-Mehrheit bei 
Hälfte der P räsenz bedarf. 

Von mei ne m  Ressort wurde die zweite Variante 
gewählt, sodaß nunmehr aus meiner Sicht Ihre 
Zustimmung erforderlich ist. Wir  haben uns na­
türl ich aus verfassungsrechtlicher Sicht mit dieser 
Frage auseinandergesetzt und d ie entsprechenden 
Gutachten des Verfassungsdienstes eingeholt, der 
uns zu dieser Vorgangsweise geführt hat. Ich 
möchte nur darauf h inweisen,  daß es n icht so ist, 
daß wir nicht versucht hätten ,  diese Regelung i n  
entsprechender Form abzusichern. Darauf wol lte 
ich in  diesem Zusammenhang nur hinweisen. 

E in  Umstand ist sicher i n  d iesem Zusammen­
hang auch bemerkenswert, daß sich nämlich wäh­
rend  des Begutachtungsverfahrens sechs Länder 
dazu verschwiegen haben, wobei natürl ich beim 
U mgang mit  e iner derartigen Materie Verschwei­
gen einfach Zustim mung bedeutet. Ich möchte 
aber darauf aufmerksam machen, daß sich e in 
einziges Land ,  nämlich Tirol ,  fristgerecht i n  sei­
ner Stel lungnahme für e ine Vol lziehung des 
Impfschadengesetzes i n  mittelbarer Bundesver­
waltung ausgesprochen hat. Das ist e ines von 
neu n  Ländern ! 

Bei den Beratu ngen im Gesundheitsausschuß 
im National rat wurde dieses Thema nicht d isku­
tiert. Und ich gestehe: Mich hat diese Diskussion 
dann in der Ausschußarbeit des Bundesrates 
wirkl ich überrascht.  Deshalb ist für mich jetzt 
auch wichtig, noch einmal mehr wichtig, daß ich 
für diesen Umstand ein G utachten des Verfas­
sungsdienstes eingeholt habe. 

Ich meine, es gibt gute Gründe, die Vollziehung 
der Abwicklung e iner Entschädigung ei nes Impf­
schadens durch die Landesinvalidenämter durch­
führen zu lassen .  Das ist, glaube ich ,  auch n icht 
grundsätzlich zu bestreiten .  Die Landes-I nval i­
denämter haben nämlich in ihrer bestehenden 
Struktur eine ausgezeichnete mediz in ische Aus­
stattung, alles. was verwaltungstechnisch dazu ge­
braucht wird, ist vorhanden . Als ehemal iger 
Kanzleramtsminister habe i ch  natürl ich auch dar­
auf geschaut, daß ich Novel len im Sinne e iner 
Verwaltungsvereinfachung durchsetzen oder ein­
br ingen kann .  Das habe ich auch in  d ieser Form 
bei der Impfschadengesetz-Novelle getan. Und 
Anerkennungsverfahren an und für sich stellen 
für die Landesinvalidenämter  auch formal nicht 
das geringste Problem dar. Wir haben im Umgang 
mit dieser Materie den e infachsten Weg als den 
s innvol lsten Weg angesehen .  

Damit ist das gewährleistet, was w i r  e igentlich 
immer wollen und was auf parlamentarisc her 
Ebene immer wieder diskutiert wird :  ein guter 
Zugang des Bürgers zu e iner qualifizierten Fest­
ste llung e ines Impfschadens.  Durch d ie Schaffung 
e iner zweiten Instanz, näml ich  den Bundesmini­
ster für Arbeit und Soziales, ist e in verbesserter 
Rechtsschutz für den einzelnen gegeben . Auch 
das wol lten wir. 

Und drittens stel lt die N utzung der vorhande­
nen Strukturen eben diese von mir vorhin schon 
genannte Verwaltungsvere infachung dar, die ja 
i mmer wieder gewünscht wird.  

Sie sehen also , meine Damen und Herren. daß 
gute Gründe in der Sache selbst für die Vorgangs­
weise, auch die rechtliche Absicherung d ieser 
Vorgangsweise aussch laggebend waren ,  und ich 
persönl ich würde es bedauerl ich finden, wenn 
man aus einer derartigen Frage jetzt, wie Sie es 
genannt haben, Herr Bundesrat, mit einer gewis­
sen Eifersuchtsthematisierung e ine Affäre macht. 
Das wäre im Sinne der Sache falsch . 

Ich b in  dafür zuständig, die D inge, wo es irgend 
geht, zu vereinfachen und p lausibel zu machen. 
U nd das ist schwierig genug in  der Gesundheits­
politik .  - Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei 
Bundesrälen der Ö VP. ) /2.25 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet hat sich weiters Herr Bundesrat 
]ürgen Weiss. Ich erte i le es i hm .  
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}2.]'5 
Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg) : 

Herr Präsident! Herr B undesmin ister !  Hohes 
Haus! Herr Min ister .  Sie haben sich jetzt wirk l ich 
große Mühe gegeben, den Herrn Kol legen Stri­
mitzer mi ßzuverstehen. 

Worum geht  es? - Sie haben ja se lbst außer 
Zweifel gestel lt ,  daß das Impfschadengesetz, 
wenn jetzt nicht etwas anderes besch lossen würde, 
in mittelbarer B undesverwaltu ng zu vo l lz iehen 
wäre. Besteht nun  beim Bund der Wunsch, diese 
Angelegenheit durch eine Bundesbehörde erledi­
gen zu lassen, im konkreten Fal l  durch die Lan­
des-Invalidenämter - darüber will ich jetzt gar 
nicht richten und das bewerten, mir  geht es ledig­
l ich um die verfassungspolit ische D iskussion - ,  
dann ist durch d ie Bundesverfassung der Weg 
dazu ganz klar vorgezeichnet . 

Herr Bundesmin ister! Es gibt nur  e inen Weg, 
den die Bundesverfassung aufzeigt , nämlich d ie 
Einholung der Zust immung der betei l igten Bun­
desländer; in diesem Fal l ,  wohl al ler neun;  an­
dernfal ls kann das Gesetz n icht kundgemacht 
werden .  Natür l ich haben Sie recht, wenn Sie mei­
nen, da ß es die Verfassung zu läßt, durch eine Än­
derung der Verfassung - das ist ja in Österreich 
letztlich materiel l  eine Verfassungsbestimmung 
- d iesen notwendigen,  in  der Verfassung an sich 
vorgegebenen Mechanismus zum Schutz der Län­
der außer  Kraft zu  setzen .  Das steht dem Verfas­
sungsgesetzgeber meiner Ansicht nach frei .  

Was die Länder dabei mi ßtrauisch macht, ist 
die Methode: S ie umgehen d ie Notwendigkeit, die 
Zustimmung der Länder einzuholen,  auf e ine 
sehr einfache Weise, indem Sie eine Verfassungs­
bestimmung daraus machen . Wir  kennen das 
auch von vielen anderen Anlaßfäl len.  Der Verfas­
sungsgerichtshof hebt die Bestimmung eines Ge­
setzes als gesetzwidrig auf, und bald erl iegt man 
dann der Versuchung, das im Wege einer Verfas­
sungsbestimmung zu "sa nieren" ,  das heißt, unan­
greifbar zu machen .  

U nd ich glaube, das Parlament kann stolz dar­
auf sei n  - ich meine jetzt den National- und den 
Bundesrat - ,  daß in letzter Zeit - seit dem "Ta­
xigesetz" , wenn  man das so vereinfacht sagen darf 
- dieser Versuchung widerstanden wurde, so lche 
Dinge, weil es bequem u nd einfach ist, im Wege 
einer Verfassungsbestimm u ng zu regeln .  Und das 
ist nun der spri ngende Punkt, warum ich n icht 
bereit b in ,  dieser Verfassungsbest immung zuzu­
stimmen. 

Der Bund macht es s ich zu einfach .  Ich frage 
Sie: Was hindert den Bund daran, den von der 
Bundesverfassu ng vorgesehenen Weg zu gehen? 
Ich sehe dafür keine P lausibi lität, auch i n  I hrer 
Antwort nicht. Es ist m ühsamer, das gestehe ich 

Ihnen zu, und ich gestehe Ihnen auch zu, daß Sie 
dieser Versuchung erl iegen .  Sie haben darauf h in­
gewiesen, daß Sie der Verfassungsd ienst des Bun­
deskanzleramtes zu dieser Regelung gefüh rt habe, 
und ich habe sehr  gerne gehört, daß Sie n icht ge­
sagt haben, er habe Ihnen dazu geraten .  Das woll­
te ich dem Verfassungsdienst des Bundeskanzler­
amtes doch nicht unterste llt haben. 

Dieser Punkt bleibt also nach wie vor offen.  
Warum wird d ieser Weg gewählt, den wir sonst in  
vielen anderen Fällen mit  gro ßer Berechtigung 
ablehnen? Diese Frage ist unbeantwortet gebl ie­
ben .  

Wenn sich d ie Länder im Begutachtungsverfah­
ren nicht beziehungsweise n icht in  diesem Sinne 
geäußert haben ,  ersetzt das meines E rachtens 
noch n icht den Vorgang, d ie Zust immung der 
Länder konkret einzuholen .  

Wenn ich noch einmal in  Nachfolge des  Kolle­
gen Strimitzer darauf h inweisen darf: Am Impf­
schadengesetz an sich und auch an sei ne r  Novel­
l ierung ändert sich durch eine al lfäl l ige Versa­
gung der �ustimmung nichts, denn es b leibt in 
Kraft, die Anderung tritt in Kraft, es kann ledig­
lich nicht in Kraft treten ,  daß die Vo llziehung aus 
d:r mittelb.�ren Bundesverwaltung herausgelöst 
wird.  Das Argste, was passiert ist, war ,  daß ein 
Entschädigungsanspruch, bis das saniert wird , 
eben n icht an das Landesinval idenamt gerichtet 
werden muß,  sondern in mittelbarer Bundesver­
waltung geltend zu machen ist, wobei auch da der 
Rechtsschutz besteht, weil ja auch der mittelbaren 
Bundesverwaltung eigen ist, daß es einen Rechts­
zug vom Landeshauptmann an die Oberbehörde 
gibt. Also auch daher sehe ich keinen Gru nd ,  die­
ser Ver�?ssungsbesti�mung zuzustimmen .  ( Bei­
fall bei O VP und FPO. J  U.29 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldu ngen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall .  

D i e  Debatte ist gesch lossen .  

Wird von der Frau Berichterstatter in ein 
Schlu ßwort gewünscht? - Das ist ebenfa l ls n icht 
gegeben.  

Wir kommen daher zur A b  s t i m  m u n g .  

Der vorliegende Besch luß enthält Verfassungs­
bestimmungen, die nach Artikel 44 Abs. 2 B-VG 
der Zustimmung des Bundesrates bei Anwesen­
heit von mindestens der Hälfte der Mitgl ieder des 
Bundesrates und einer Mehrheit von mindestens 
zwei Drittel n  der abgegebenen Stimmen bedür­
fen .  
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Ich stelle zunächst die für die Abstimmung er­
forderliche Anwesenheit der M itgl ieder des Bun­
desrates fest. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegenden 
Besch luß des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben,  um ein Handzeic hen. - Dies ist 
S t i m  m e n m e  h r h e i t. Der Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, ist somit a n g e n 0 m -
m e  n.  

Ich bitte ferner jene Mitgl ieder des Bundesra­
tes, die dem Antrag zustimmen, den Verfassungs­
bestimmungen des Artikel I Z. 5 des § 3 Abs. I 
im S inne des Artikels 44 Abs. 2 des B-VG die ver­
fassungsmäß ige Zustimmung zu ertei len,  um ein 
Handzeichen. - Es ist dies die S t i m  m e n -
m e  h r h e  i t. Der Antrag, den zitierten Verfas­
sungsbestimmungen im S inne des Artikels 44 
Abs. 2 B-VG d ie Zustimmung zu erteilen, ist so­
mit a n g e n  0 m m e n .  

Ausdrückl ich stelle i ch  d ie  erforderl iche Zwei­
dritte lmehrheit im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 
B-VG fest. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Mai 1991 betreffend eine Anti-Doping-Kon­
vention samt Anhang (94 und 1 19/NR sowie 
4054/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 4. Punkt der Tagesordnung: Be­
sch luß des National rates vom 1 4. Mai 1 99 1  be­
treffend eine Anti-Doping-Konvention samt An­
hang. 

Die Berichterstattung hat Herr Bu ndesrat Nor­
bert P ichler übernommen. Ich ersuche ihn 
höfl ich um seinen Bericht. 

Berichterstatter Norbert Pichler: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Bundesmin ister !  Meine sehr 
geeh rten Damen und Herren !  Das Ziel des gegen­
ständl ichen Übereinkommens ist es, die Reduzie­
rung und schl ießlich die gänzl iche Ausmerzung 
des Problems Doping im Sport zu erre ichen. 

Zur Verwirk l ichung dieses Zieles so l len  Maß­
nahmen zur Begrenzung der Mögl ichkeiten ,  
Wirkstoffe, d ie  zu den verbotenen Gruppen von 
Dopingwirkstoffen gehören,  anzuschaffen bezie­
hungsweise anwenden zu können, getroffen wer­
den.  

Weiters sol l  e ine Liste der verbotenen pharma­
kologischen Dopingwi rkstoffe und Dopingme­
thoden erstellt , nationale Sportorganisationen bei 
der F inanzierung der Dopingkontrollen und 
-analysen unterstützt, öffentliche Förderungsmit­
tel nur an Sportorganisationen, die die Anti-Do­
pingbest immungen effektiv e insetzen ,  zugetei lt, 
Dopingkontrol labors errichtet, Schulen und 

Sportvereine informiert, unangekündigte 00-
pingkontrollen der Sportler und Sportler innen 
auch außerhalb von Wettkämpfen durchgeführt 
und schl ießl ich eine Harmonisierung der Anti­
Dopingbestimmungen der nationalen Sportorga­
nisationen sowie durch internationale Zusam­
menarbeit zwischen den befaßten Organisationen 
herbeigeführt werden. 

Der Nationalrat hat anläßl ich der Beschlußfas­
sung im Gegenstande im Sinne des Artikels 50 
Abs. 2 B-VG besch lossen,  daß d ieser Staatsver­
trag durch Erlassung von Gesetzen zu erfü l len ist. 

Nach den E rläuterungen der Regierungsvorla­
ge enthält der gegenständliche Staatsvertrag im 
Artikel 1 1  Z. 1 l it. b verfassungsändernde Be­
st immungen, d ie das "Sportwesen" berühren,  das 
gemäß Arti kel 1 5  Abs. 1 B-VG in den Kompe­
tenzbereich der Länder fällt. Demgemäß ist nicht 
nur eine Zust immung des Bundesrates gemäß Ar­
tikel 50 Abs. 1 B-VG notwendig, sondern auch 
eine Zustimmung des Bundesrates im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 3 B-VG in Verbindung m it Ar­
tikel 44 B-VG erforderl ich .  

Der Sozialausschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage in  sei ner  S itzung vom 22 .  Mai 1 99 1  in  
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen,  dem 
Staatsvertrag im Sinne des Artikels 50 Abs. 1 B­
VG sowie gemäß Arti ke l  50 Abs. 3 B-VG in Ver­
bindung mit Artikel 44 B-VG die verfassungsmä­
ßige Zustimmung zu erte i len. Mit Stimmenmehr­
heit wurde besch lossen, keinen E inspruch zu er­
heben, daß der Staatsvertrag durch Gesetze z u  
erfüllen ist. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Sozial­
ausschuß somit den A n  t I' a g, der Bundesrat 
wol le beschließen: 

1 .  Dem Beschluß des Nationalrates vom 
1 4. Mai 1 99 1  betreffend e ine Anti-Doping-Kon­
vention samt Anhang wird im Sinne des Ar­
tikels 50 Abs. 1 B-VG sowie gemä ß Artikel  50 
Abs. 3 B-VG in Verb indung mit Artikel 44 B-VG 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt . 

2 .  Gegen den Besch luß des Nationalrates, den 
gegenständlichen Staatsvertrag durch die Er las­
sung von Gesetzen zu erfü llen,  wird kein Ein­
spruch erhoben. 

V ize präsident Dr. Herbert Schambeck: Wir  ge­
hen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr  Bundesrat 
Helmut Klomfar .  Ich erteile es ihm.  

12 .35 .. 
Bundesrat Helmut Klomfar (OVP, Wien) :  Sehr 

geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Ich möchte es gleich vorwegnehmen 
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u nd sagen, daß ich d ie  Anti -Doping-Kon vention 
für notwendig halte . Aber für das Problem, das 
Doping komplett in den Griff zu bekom men, ist 
e in ganzes Maßnahmenpaket notwendig und er­
forderlich, und ich glaube, man muß da über die 
gesetzl ichen Maßnahmen hinausgehen.  

Der Berichterstatter hat ja schon einiges aufge­
zählt, ich möchte aber die mir  am wichtigsten zu 
sein  scheinenden Punkte noch herausgreifen, und 
zwar sind das die f inanzielle Unterstützung für 
Dopingkontrol len,  d ie Unterstützung von For­
sc hung und Entwick lung im Bereich der analyti­
sc hen Biochemie und Pharmakologie, die Errich­
tung von Dopingkontrollabors, die Förderung 
von Dopingkontrol len d urch nationale Sportor­
gan isationen . 

Aber außer diesen  Kotnrol len  werden  sicher 
Diszip l inarmaßnahmen notwendig sein .  das 
hei ßt, wirksame Strafen auch für Funktionäre, 
Ärzte und Betreuer,  und ich glaube , man muß 
auch öffentl iche Förderungen zurückziehen ,  
wenn  Dopingvergehen festgestellt werden .  

Aber durc h a 1 1  diese Maßnahmen kann man das 
Übel  sicherlich n icht an der Wu rzel packen. Es 
wird eine Zusammenarbeit mit al len Medien, ins­
besondere den Massenmedien, notwendig se in ,  
um Gesundheitsrisken und Gesu ndheitsgefähr­
dungen aufzuzeigen .  I n  den Schulen muß  - und 
das ist e in  Appell an d ie Lehrer - nicht nur im 
Biologieunterricht, sondern auch im Schu lsport 
aufklärend auf die Gefahren des Dopings hinge­
wiesen werden . Ich persönlich lehne Doping aus 
ethischen und moral ischen Gründen ab. Mi r  wäre 
es nie eingefallen, als Tei lnehmer eines Mara­
thonlaufes zu Dopingmitteln zu greifen ,  um viel­
leicht fünf oder zehn  Minuten früher am Ziel zu 
sein .  Den n  beim Marathonlauf ist man schon Sie­
ger ,  wenn  man im Ziel ankommt. Da kommt es 
gar nicht so seh r  auf d ie Zeit an. Und ich glaube, 
d ieses ethische und moral ische Gefühl sol lte man 
unserer Jugend "ein impfen" . 

Ich kann m ich seh r  gut in die Lage e ines Spit­
zensportlers versetzen ,  der im internationalen 
Wettbewerb vie l le icht Kopf an Kopf mit der Kon ­
k urrenz steht und dann zu  Dopingmitte l greift, 
um das letzte bi ßchen aus seinem Körper heraus­
zuholen .  Verständnis habe ich dafür, aber ich ver­
urteile das. 

Aber am gefährl ichsten ist das Dop ing bei un­
serer Jugend. Es gibt e ine Anzahl von Menschen, 
d ie dazu neigen, m it Doping Trainingsmängel zu 
kompensieren. U nd das ist sicherlich das 
sch l immste. Ich glaube , wir müssen da - und da 
kann ich nur immer wieder an d ie Schulen appel­
lieren - viel, viel mehr Aufklärung betreiben ,  
auch über d ie Medien,  über gesundheit l iche Schä­
den, aber speziel l  über Spätfo lgen,  die der junge 
Mensch oft gar n icht abschätzen kann ,  um, wie 

gesagt, der Jugend mehr Ethik und Moral zu  
übermitte ln. Nur mit  a11 d iesen Maßnahmen in ­
klusive natürlich der  gesetzl ichen können wir  das 
Problem Doping in den G riff bekommen. Wir 
stimmen daher der Anti-Doping-Konvention zu .  
- Danke schön. (Allgemeiner BeifalU 1:! .38 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Weiters 
hat sich Herr Bundesrat Kar! Wöl lert zu Wort 
gemeldet. Ich ertei le es ihm. 

1 �.38 .. 
Bundesrat Karl Wöllert (SPO, Oberösterre ich ) :  

Herr Präsident! Herr Bu ndesmin ister !  Hoher 
Bundesrat! Daß Sport die wichtigste Nebensache 
der Welt ist, gehört sozusagen zu den banalsten 
Weisheiten des Lebe ns. Aber Sport ist natürl ich 
wesentlich mehr: Sport spielt eine wesentliche 
Rolle, hat wichtige Funktionen in der Gesel l ­
schaft, i st  wichtig für d ie moral ische und körperli­
che Entwicklung und Erziehung des Menschen 
und ist natürl ich e in wesent licher Faktor  für die 
Erhaltung und Förderung der Gesundheit in  der 
Gesel lschaft. 

Und Sport ist natürlich auch e ine wertvo l le 
Form menschl icher Selbstentfaltung. Sport hat 
zweifel los Vorbi ldwirkung, le ider nicht nur in  po­
sitiver, sondern oft auch in negativer H insicht. 
Und Sport wird vor allem in der Form des Spit­
zensports auch medial gewaltig m ißbrauc ht. 
Welch nationale "Tragödie" und " Katastrophe",  
wenn Österreichs Ballesterer gegen Schweden 
sechs Bummerln aufgebrummt bekommen oder 
wenn ein österreichiseher Schiheros gar nur S i l ­
ber statt Gold bei  den Olympischen Wi nterspie­
len oder Weltmeisterschaften e inhe imst! 

Die Ergüsse der österreich ischen  Sport journale 
und ihr Schreibniveau sind in  so lchen Fä l len ja 
sicherl ich sattsam bekannt. Chauvin ismus, der 
Ruf nach Höchstleistungen,  das Siegen-Müssen ,  
die Mobi l isierung des persönl ichen Ehrgeizes, das 
heroisierte Hervorheben von Sportlern ,  die sich 
trotz erheblicher Verletzungen noch fitspritzen 
lassen - ein fürchterl iches Wort - und dadurch 
zu . .  Helden der Nation" hochsti l isiert werden :  a l l  
dies gehört zweifel los zu den verantwortungslose­
sten Taten des medialen B lätterwaldes. 

Wen wundert es daher, wenn  da den sportl i ­
chen Höchstle istungen häufig b iochemisch nach­
geholfen wird. D ie Kette bekannter Vorkomm nis­
se ist lang, und sie ist ein Spiegelbild der Entwick­
lung des Spitzensports. 

Der wohl  spektakulärste Fal l  der letzten Zeit, 
d ie Aufdeckung des Dopings des kanadischen 
Spitzensprinters Ben Johnson bei den letzten 
Olympischen Sommerspielen ist wahrschein lich 
nur die Spitze eines Eisberges. 

Meine Damen u nd Herren !  Es ist i n  d iesem Zu­
sammenhang auch erschreckend, daß,  wie be-
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kanntgewordene Beispiele aus der Bundesrepu­
bl ik  Deutschland beziehungsweise aus der ehema­
ligen DDR zeigen, Ärzte und Trainer gemeinsam 
mit dem Athleten tei lhaben an d ieser unseligen 
Entwick lung und sozusagen e ine konzertierte Ak­
tion bilden .  Österreich ist da nicht immer  auszu­
nehmen, wie 28 ertappte Dopingsünder des letz­
ten Jahres zeigen. 

Do ping ist ein internationa les Problem, und es 
ist daher in  höchstem Maße zu begrü ßen, da ß 
hiezu nunmehr eine internationale Konvention 
des Europarates vorl iegt. Sport ist international 
und grenzübergreifend, und daher sind gleiche 
Regeln, gleiche Gesetze und gleiche Überprü­
fungsmethoden wichtig. Doping bedeutet Gefähr­
dung der Gesundheit und Raubbau am eigenen 
Körper. E i ne Konvention als Rahmen ist daher 
wichtig u nd ein Schritt in d ie r ichtige Richtung, 
muß aber durch entsprechende nationale Gesetze 
und Verordnungen ergänzt werden. 

Österreich hat diesbezüglich sc hon in  der Ver­
gangenheit e ine Reihe beispielgebender positiver 
Aspekte gesetzt, und zwar sowohl im gesetzlichen 
Bereich als auch d urch begrüßenswerte Init iati­
ven. Ich nenne in diesem Zusammenhang be i­
spie lsweise die "Aktion Sportler gegen Doping" , 
die Dopingbestimmungen der Bundessportorga­
nisation oder auch das österreich isc he Anti-Do­
ping-Schulmodel l .  

Wesentl iche Maßnahmen bei  der Bekämpfung 
des Dopings müssen jede nfalls sein :  effiziente 
Dopingkontrollverfah ren, Streichen von öffentl i­
chen Förderungsmitte ln  für Sportler, Trainer, 
Vereine und sonstige Betei l igte , die des Dopings 
überführt werden, E ntwicklung entsprechender 
Forschungsprogramme, Auflistung der verbote­
nen Gruppen von Dopingwirkstoffen und -me­
thoden, wirkungsvolle Diszip l inarmaßnahmen, 
bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit, In­
formationsaustausch und so weiter. 

Meine Damen und Herren !  Die wirkungsvollste 
und wichtigste Maß nahme muß aber die Aufk lä­
rung sein - in den Schulen, in  den Vereinen , 
über Medien, in der Öffentl ichkeitsarbeit. N icht 
nur  Sportler innen u nd Sportler,  sondern alle jun­
gen Menschen müssen begreifen, was passiert, 
wenn man dem Körper derartige Substanzen zu­
führt. Anti-Doping-Aktivitäten bedeuten Arbeit 
n icht nur am Körper,  sondern auch am Geist. 

Meine Damen und Herren !  Es sind al lerdings 
n icht nur die Spitzensportler, die das betrifft, son­
dern n icht zuletzt vielfach auch Hobbysportler, 
die zu unerlaubten le istungssteigernden M itteln 
greifen. U nd in  den privaten Fitneßcentern 
wächst zweifellos eine derzeit noch unkontrol l ier­
te Dunkelziffer an Dopingfällen heran. Vergessen 
wir aber auch nicht den direkten Zusammenhang 
zwischen Doping mit dem Ziel ,  Muskeln schnel-

ler aufzubauen, leistungsfähiger zu sein ,  und je­
nen Aufputschmitte ln ,  die in  anderen ,  nicht spor­
tiven Situationen des Lebens helfen so llen , Sp it­
zen leistungen zu vollbringen .  ( Vizepräsidelll 
5 [ r II t z e 11 b e  r g e r  iiberninunt den Vorsitz. ) 

Meine Damen und Herren !  Hoher Bundesrat !  
Das Zie l des E uroparates, die Reduzierung und 
d ie sch l ie ßlich gänzl iche Ausmerzung des Pro­
blems Doping zu erreichen, ist ein wichtiges und 
absolut notwendiges. Die Unterzeichnung d ieser 
internationalen Anti-Doping-Konvention sol l  da­
her auch ein Signal über die Grenze unseres Lan­
des hi naus se in  und allen Ländern Beispiel geben ,  
die noch keine derartigen Gesetze zur  Unterbin­
dung von Doping haben. 

Meine F raktion sti mmt daher dem Antrag, dem 
Besch luß  des Nationalrates die verfassungsgemä­
ße Zustim mung zu erteilen, zu und erhebt auch 
gegen den National ratsbeschluß ,  den gegenständ­
lichen Staatsvertrag durch d ie Erlassung von Ge­
setzen zu erfül len, keinen E inspruch .  - Ich dan­
ke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Allgemeiner 
BeifalU 1:: . ./6 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem erteile ich Herrn Bundesrat Jürgen 
Weiss das Wort. 

1::'Af5 
Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg): 

Herr P räsident! Herr Bundesminister !  Meine Da­
men und Herren !  D ie Regierungsvorlage legt aus­
führl ich k lar, daß die Anti-Doping-Konvention 
unter anderem auch stark in  die Länderzuständig­
keit für das Sportwesen eingreift . Ich k ritisiere 
das nicht, obwohl  ich  aus einem Land stamme, 
das in seinem Sportgesetz diesbezügl ich bereits 
Vorsorge getroffen hatte; auch das geht fairerwei­
se aus der Regierungsvorlage hervor.  

Die internationale Zusammenarbeit b ringt auf 
d iesem Gebiet einen notwendigen Fortschritt, zu 
dem auch die Bundesländer beitragen m üssen -
und d ies auch wollen. Wie der Bund al lerdings 
mit diesem Eingriff umgeht, muß in der Länder­
kammer des Parlaments al lerdings Kritik heraus­
fordern,  zumal diese Vorgangsweise Symbolcha­
rakter für eine Vorgangsweise in jenen zahlrei­
chen ähnl ichen Fällen darstellt, d ie mit EWR und 
EG zu erwarten sind. 

Worum geht es? - Mit diesem Staatsvertrag 
überträgt der Bund aufgrund der B undesverfas­
sung Länderzuständigkeiten an supranationale 
E inrichtungen, im konkreten Fall an die soge­
nannte Beobachtende Begleitgruppe der Anti­
Doping-Konvention .  Daher bedarf Artikel 1 1  
Abs. 1 l i t .  b der Konvention als verfassungsän ­
dernde Bestimmung der gesonderten Zustim­
mung des Bundesrates nach Artikel 44 Bundes­
Verfassungsgesetz. 
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D ie Beobachtende Begleitgruppe tritt in einem 
Tei lbereich des Sportwesens a lso an die Stelle der 
Landtage beziehungsweise der Landesregierun­
gen .  Wer Österreich in d ieser i nternationalen 
Einrichtung, an die Länderzuständ igkeit abgetre­
ten wird, vertritt, entscheidet der Bund autonom. 
Auch das entspricht dem Bundes-Verfassungsge­
setz. Das ist e ine Konstruktion, die uns in Zu­
kunft noch sehr häufig begegnen wird, denn bei 
EWR und E G geschieht im Pri nzip n ichts ande­
res. 

In der Bundesrep ubl i k  Deutsc hland, d ie auf­
grund ihrer langjährigen Zugehö rigkeit zur EG 
schon große Erfahrungen hat, gibt es e in  k lares 
Betei l igungsverfahren der Bundesländer, das sich 
die Bundesländer übrigens als Preis für die Zu­
stimmung zur  Einheitl ichen Europäischen Akte, 
also zum Binnenmarktkonzept, beim Bund er­
trotzt haben, da sie sonst n icht zugestimmt hät­
ten .  

Dieses Konzept der Bundesrepubl ik Deutsch­
land besagt unter anderem, daß die Länder in De­
legationen der internationalen Einrichtungen  ein­
gebunden sind, auch personel l ,  und daß der Bund 
in Materien, die eigentlich aus dem Zuständ ig­
keitsbereich der Länder stammen,  an e ine ge­
meinsame Auffassung der Länder gebunden ist, 
er a lso nicht über den Kopf der Länder etwas an­
deres einbringen kann als das, was dem Wi l len 
der Länder entspricht. Und genau diese Rege­
lung, die sich in der Bundesrepubl i k Deutschland 
durc haus zum Nutzen der Länder bewährt hat, 
wird von Bundesländern für diese Mitwirkung 
der Beobachtenden Beg leitgruppe nach der Anti­
Doping-Konvention verlangt. 

Die Vorarlberger Landesregierung hat bereits 
im Begutachtungsverfahren am 1 5 .  November 
1 989 auf d ie Notwendigkeit h ingewiesen, daß der 
Bund m it den B undesländern darüber reichzeitig 
Gespräche füh rt .  Da sich seitens der Bundesregie­
rung n ichts ere ignet hat in diesem Bereich, hat 
d ie Landesregierung den Parlamentsk l ubs am 
1 8. Apri l  1 99 1  folgendes mitgete ilt - und die 
oberösterreich ische Landesregierung hat sich 
dem angeschlossen - :  

" Die Vorarlberger Landesregierung stimmt der 
erwähnten Übertragung von Hoheitsrechten nur 
unter der Voraussetzung zu, daß der Bund den 
Ländern folgendes zusichert: Die Länder haben 
die Mögl ichkeit, einen gemeinsamen Vertreter i n  
die österreichische Delegation der  Beobachten­
den Begleitgruppe zu entsenden .  Die Stel l ung­
nahme des gemeinsamen Ländervertreters ist in 
jenen Angelegenheiten b indend, für die nach der 
innerstaatl ichen Kompetenzvertei lung die Ge­
setzgebung im selbständigen Wirkungsbereich 
der Länder liegen ."  - E nde des Zitats. 

Dazu erfolgte keine Stel lungnahme; das war je­
denfalls der Stand von gestern. 

Diese Verweigerung der E inbeziehung von 
Ländervertretern ist im An laßfall n icht sachge­
recht. Es fehlt jedenfal ls  jede inhaltl iche Begrün­
dung dafür, zumal die Konvention die Möglich­
keit e röffnet, daß ein Land durch mehrere Ver­
treter an der Beobach tenden Begleitgruppe tei l ­
nehmen kann.  Es läßt sich also nicht auf d ie 
Frage reduzieren, daß nur einer fahren kann und 
daß das zwangsläufig e in Vertreter des Bundes 
sein muß .  Die Verweigerung ist also meiner An­
sicht nach im Anlaßfa l l  n icht begründet. 

Ich stimme daher im Sinne der geschi lderten 
Ausführungen der Vorarlberger und auch - wie 
ich sogleich h inzufüge - der Oberösterreichi­
schen Landesregierung, gemeinsam mit meinen 
Kol legen aus Tirol  u nd Vorarlberg, jenem Punkt 
des Antrages des Ausschusses nicht zu,  der d ie 
Zustimmung des Bundesrates gemäß Artikel 44 
Bundes-Verfassungsgesetz zum Gegenstand hat, 
näm lich jenem, der dem Bu ndesrat eine gewisse 
Schutzfunktion zubi l l igt, wenn der Bund in Län­
derzuständigkeiten e ingreift . ( Vizepräsidem Dr. 
5 c h a  m b  e c k  übernimmt den Vorsitz. ) 

Wir möchten über den Anlaßfal l  des konkreten 
Staatsvertrages h inaus der Bundesregierung deut­
l ich  machen ,  daß sie damit am Beginn der Diskus­
sion über den sehr sensiblen Bere ich der Mitwir­
kungsmöglichkeiten der Bundesländer bei einem 
Beitritt zum EWR und zur EG letztlich für einen 
Mi ßton sorgt. 

Wir al le, meine Damen und Herren,  werden -
die letzten Tage haben das auch wohl deutl ich 
gemacht - noch viel Arbeit und Mühe haben , 
Bedenken gegen die Preisgabe wesentl icher Teile 
staatlicher Souverän ität des Bundes und der Bun­
desländer auszuräumen und für EWR und EG 
eine Lösung zu  finden ,  bei der die Bundesländer 
nicht unter die Räder geraten - mögen sie nun i n  
Wien oder i n  Brüssel rollen. 

Die Haltung der Bundesregierung bei der Rati­
fizierung der Anti-Doping-Konvention ist eigent­
l ich kein Beitrag dazu,  dieses M i ßtrauen und die­
se Bedenken auszuräumen. Unsere Konsequenz 
daraus - das ist jedenfalls die meine und d ie eini­
ger Kol legen - kann daher n icht anders lauten 
als: Wehret den Anfängen! (Beifall bei Ö VP und 
FPÖ.) 12.53 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: 
Wünscht noch jemand das Wort? - Herr Bun­
desrat Gerst! .  Bitte. Ich erteile Herrn Bundesrat 
Gerstl das Wort. 

1:2.54 .. 
Bundesrat Alfred Gerstl (OVP, Ste iermark) :  

Sehr  geehrter Herr Min ister!  Sehr  geehrter Herr 
Präsident! Ich mußte mich zu Wort melden ,  ob-
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wohl ich das am Anfang gar nicht woll te. Denn 
vieles ist so scheinheil ig, wie zum Beispiel hier 
ununterbrochen auf Doping loszugehen, als wenn  
n icht das Doping erst gekommen wäre. um gene­
tische Unterschiedlichke iten von Völkern auszu­
gleichen in  Erwartung der Nationen .  daß ihre 
Sportler bekannte Rekorde übertreffen ,  als wenn 
nicht auch v ie le Studenten  in  al len Foren oder 
nicht wenige Manager Dopingmiuel nehmen 
würden ,  näml ich  die Studenten beim Lernen,  für 
Prüfungen, um sich aufrechtzuerhalten .  Wenn 
S ie in  al len Spitälern in Österreich herumschau­
en, so können Sie festste l len, daß dort nicht d ie 
Sp itzensportler wegen Dopingmiue l l iegen, nach­
dem s ie für ihre Heimat Leistung erbrachten.  son­
dern eher k ran ke Menschen, die aufgrund ihrer 
berufl ichen Streßsituation zu Dopingmitte l ge­
griffen ha�en ,  i n  vielfältiger Weise, beginnend 
mit ei ner Uberdosis an Kaffee über Kopfwehpul­
ver bis h in  zu Amphetaminen, wie Reaktivan und 
so weiter. Ich stimme sicherlich dieser Forderung 
betreffend Antidoping zu, das ist klar, aber noch 
n iemand hat sich den Kopf darüber zerbrochen :  
Wie so l l  e s  in  Wirklichkeit weitergehen? Wie 
denn? !  

Als ich 1 978/79 im Grazer Gemeinderat a ls  
Sportsprecher darauf hingewiesen habe , man 
möge das Zeit- und Distanzgefüh l  in die Lei­
stungsskala des Sportes einbinden , hat man gelä­
chelt. Nur John Cates von der Universität in  San 
Diego hat das aufgegriffen,  und heute hat i n  
Amer ika an vielen Hochschulen das Zeit- und 
Distanzgefüh l  seinen Platz in der Forschung für 
den Spitzensport und wird in Fitneßcentern ange­
boten. 

Wir so l lten also n icht immer auf jene Sportler 
losge hen, d ie Dopingmittel genom men haben.  
Die meisten ,  d ie über Doping reden,  wissen gar 
nicht. was das wirklich ist. Die einen haben das 
Captagon ,  d ie anderen d ie Anabol ika. Was sind 
denn Anabol ika? Wer hat die denn erfunden? 
Warum sind d ie Anabolika auf den Markt gekom­
men? - Um näml ich  alten Frauen oder Män­
nern, die nach einer Operation einen Verfal l  der 
Muskulatur hatten. wieder auf die Beine zu hel­
fen .  N ichts anderes haben dann d ie Sportler ge­
macht, als das in ihr  Programm aufzunehmen. um 
- das steht fest - den schnelleren Aufbau bei 
der Muskulatur, wie er i n  südl ichen, in  einigen 
afrikanischen Ländern d ieser Menschen natürl ich 
vorgegeben möglich ist ,  auszugleichen. Also weg 
mit Doping, aber auch weg mit Wachstumshor­
monen, die heute nicht erfaßbar und suchbar 
sind, weg davon in  der ganzen Welt und zurück 
auf e ine Leistungsskala, wie sie ohne Doping 
möglich ist. 

Aber die Sportschäden bei Spitzenleistungen 
werden die gleichen sein !  Jeder von Ihnen, der 
einen Coach gekannt hat oder kennt - ich war es 

auch in einer kleinen Dimension - wei ß ,  wie es 
bei e inem Wettkampf zugeht, ob das jetzt Karate 
oder Kickboxing, Gewichtheben oder das Boxen 
ist. Da sitzt man dan n  an der Ecke. motiviert 
noch den Zusammengebrochenen für d ie letzte 
Leistung, und er vol lbringt d iese Leistung mit 
gro ßer Freude, denn es ist ihm ein Bedürfnis, und 
das ist viel ungefährl icher als Kriege oder sonstige 
Auseinandersetzungen. Das möchte ich hier ge­
sagt haben .  (Beifall bei Ö VP und SPÖ und Beifall 
des Bundesrates Mag. Glldenus. ) /2.58 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesminister Ing.  Ha­
raid Ett!. Ich erteile es i hm .  

/2 .58 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und 

Konsumentenschutz l ng .  Harald EUI: Herr  Präsi­
dent! Meine Damen u nd Herren !  Zur Wortmel­
dung des Herrn Bundesrates Weiss möchte ich 
feststel len,  daß wir in zweierlei H insicht nicht nur 
die Kooperation mit den Ländern - kompetenz­
mäßig klar geregelt - verbessern wollen . In ei­
nem Fall  geht es - wie wir unlängst bei der 
Sportreferenten-Konfe renz besprochen haben -
um das Dopingkomitee. I n  Kürze werden zwei 
Ländervertreter kooptiert werden .  

Der zweite Bereich ist d i e  von Ihnen angespro­
chene Monitoring Group .  Nach Ratifizierung des 
Abkommens sind wir dort Mitglied. Dann zah lt 
der Europarat ein Mitglied, es spricht nichts da­
gegen,  ein zweites Mitglied, ein Bundesländermit­
gl ied, mit h ineinzunehmen .  Über d ie Frage der 
Bezah lung - ein unheiml ich komplizie rtes The­
ma in Österreich - werden wir uns viel leicht 
auch noch ein igen. Dan n  kann auch dem Rech­
nung getragen werden ,  was Sie, Herr Bundesrat, 
angeregt haben ,  ohne daß wir jetzt deshalb die 
Länder-Bund-Diskussion in besonderer Form 
ausweiten lassen wol len .  - Danke. (Beifall bei 
der SPÖ. )  12.59 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor .  

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Die Debatte ist gesch lossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfal ls nicht der 
Fal! .  

Wir gelangen daher z u r  A b  s t i m  m u n g. 

Der vor liegende Besch luß  enthält Verfassungs­
bestim mu ngen, die nach Art ikel 44 B-VG der 
Zust immung des Bundesrates bei Anwesenheit 
von mindestens der Hälfte der M itgl ieder des 
Bundesrates und mit e iner Mehrheit von m inde-
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stens zwei Dr itteln der abgegebenen Stimmen be­
dürfen.  

Ich ste lle zunächst die für die Abstimmung er­
forderl iche Anwesenhe it der M itgl ieder des Bun­
desrates fest. 

Ich bitte jene Mitgl ieder des Bundesrates. d ie 
dem vorliegenden Besch luß  des Nationalrates im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 1 B-VG zusti mmen,  
um e in Handzeichen. - Es ist d ies S t i m  m e  n -
e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, dem vorl iegenden Beschluß im 
Sinne des Artikels 50 Abs. I B-VG zuzustimmen , 
ist somit a n g e n 0 m m e n .  

Ferner bitte ich jene Mitglieder des Bundesra­
tes, die dem Antrag zust immen , im S inne des Ar­
tikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 44 

Bundes-Verfassungsgesetz die verfassungsmäßige 
Zustimmung zu ertei len, um e in Handzeichen. -
Es ist d ies die S t i m  m e n m e h r  h e i t .  

Der Antrag, den Verfassungsbest immungen im 
S inne des Artikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 44 B-VG die Zustimm ung zu erte i len , ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

Ausdrück l ich stelle i ch  die erforderl iche Zwei­
drittelmehrheit im Sinne des Artikels 44 B-VG 
fest. 

Weiters bi tte ich jene Mitgl ieder des Bundesra­
tes. die dem Antrag zusti mmen, gegen den Be­
sch luß des Nationalrates, den gegenständlichen 
Staatsvertrag durch d ie Erlassung von Gesetzen 
zu erfüllen, keinen Einspruch zu erheben, um e in 
Handzeichen. - Es ist dies S t i m  m e  n e  i n -
h e l I i g k e i t .  

Der Antrag, gegen den Beschluß des National­
rates im Sinne des Art ikels 50 Abs. 2 B-VG kei­
nen Einspruch zu erheben, ist somit a n g e  -
n o  m m e n.  

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Mai 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 
( 1 .  BOG-Novelle 1991) ,  das Gehaltsgesetz 1956, 
das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Neben­
gebührenzulagengesetz, das Landes­
lehrer-Oienstrechtsgesetz 1984, das Land- und 
forstwirtschaftliche Landeslehrer-Dienstrechts­
gesetz 1985, die Bundesforste-Dienstord­
nung 1986, das Land- und Forstarbeiter-Dienst­
rechtsgesetz, das Eltern-Karenzurlaubsgesetz, 
das Mutterschutzgesetz 1979, das Karenzur­
laubsgeldgesetz, das Arbeitslosenversicherungs­
gesetz 1977 und die Reisegebührenvorschrift ge­
ändert werden (101 und 1 14/NR sowie 4055/BR 
der Beilagen) 

Vizepräsident Oe Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 5. Punkt der Tagesordnung:  
Bundesgesetz, mit  dem das Beamten-Dienst­
rechtsgesetz 1 979 ( 1 .  BOG-Novel le 1 99 1 )  und 
andere Gesetze geändert werden. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Holzinger übernommen. Ich b itte ihn höf­
l ich um den Bericht. 

Berichterstatter Erich Holzinger: Herr Präsi­
dent! Herr Min ister !  Meine Damen u nd Herren !  
Durch den  gegenständlichen Gesetzesbesch l uß  
werden fü r  d ie unter den Geltungsbereich des 
Muttersch utzgesetzes und des Eltern-Karenzur­
laubsgesetzes fallenden Arbeitnehmer und öffent­
l ich Bediensteten gleichartige Regel ungen über 
die Tei lzeitbeschäftigung aus Anlaß der Geburt 
eines Kindes, der Adoption e ines Kindes oder der 
Übernahme eines Pflegekindes geschaffen. 

Ferner hat der Gesetzesbesch luß d ie  Schaffung 
gesonderter Krankenpflegeschemata für Beamte 
und Vertragsbedienstete im Krankenpflegedienst 
und in medizinisch-technischen Diensten zum 
Zie l. 

Sch l ießl ich werden die Bestimmu ngen über d ie 
Herabsetzung der Wochendienstze it auf die Hälf­
te gemäß § 50 b Beamten-Dienstrechtsge­
setz 1 979 und der vergleichbaren Bestimmungen 
über die Herabsetzung der Lehrverpflichtung auf 
die Hälfte flexib le r  gestaltet, ein Rechtsanspruch 
auf die Gewährung e ines Karenzurlaubes für d ie 
Pflege eines beh inderten Kindes mit gleichzeiti­
ger pensionsrechtl icher Absicherun g  auch für 
Landeslehrer geschaffen und Regelungen über 
die Bemessung der Abfertigung der Vertragsbe­
diensteten ,  der Bediensteten der Österreichisc he n  
Bundesforste und der Arbeitnehmer nach dem 
Land- und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz für 
den Fall i h res Ausscheidens aus dem Dienstver­
hältnis während einer Tei lzeitbeschäftigung nach 
§ 15 c Mutterschutzgesetz oder nach § 8 Eltern­
Karenzurlaubsgesetz getroffen .  

Der Ausschuß  für Verfassung u nd Föderal is­
mus hat d ie gegenständliche Vorlage in sei ner S it­
zung vom 22. Mai 199 1  in Verhandl ung genom­
men und e instimmig besch lossen,  dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu e rhe­
ben .  

Als Ergebnis sei ner  Beratung ste llt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderal ismus somit 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 4. Mai 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit  
dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1 979 
( 1 .  BOG-Novel le  1 99 1 ) ,  das Gehaltsgesetz 1 956, 
das Vertragsbedienstetengesetz 1 948, das Neben­
gebührenzulagengesetz,  das Landesleh rer-Dienst-
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rechtsgesetz 1984, das Land- und forstwirtschaft­
l iche Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1 985,  die 
Bu ndesforste-Dienstordnung 1 986. das Land­
und Forstarbeiter-Dienstrec htsgesetz, das E ltern­
Karenzurl aubsgesetz, das Muttersch utzge­
setz 1 979. das Karenzurlaubsgeldgesetz, das Ar­
beitslosenversicherungsgesetz 1 977 und die Rei­
segebührenvorschrift geändert werden , wird kein 
E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Zum Wo rt geme ldet hat s ich Herr  Vizepräsi­
dent Walter Strutzenberger. Ich ertei le es ihm .  

13 .1!6 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 
Wien) :  Herr Präsident! Herr Staatssek retär !  Ho­
her Bundesrat! Der Titel 1 .  BDG-Novelle 1 99 1  
k l ingt natürlich wunderbar. Die Ausführungen 
des Herrn Berichterstatters haben gezeigt, wie 
verwaltungsreformistisch  i n  diesem öffentl ichen 
D ienst gearbeitet wird, wenn man e in ige . . .  
(Rufe bei der SPÖ: Herr Minister!) Ich b itte um 
Entschuld igung, nicht: Herr Staatssek retär. son­
dern:  Herr Bundesminister! Selbstverständlich !  
Danke, daß ich darauf aufmerksam gemac ht wur­
de. (Beifall bei der SPÖ. )  Ich darf dich wirkl ich 
um Verzeihung bitten.  Das war ein Versprecher 
aus alter Zeit. 

Ich möchte fortfahren. Sie sehen, wie d ie Ver­
waltung vereinfacht ist. Wenn man im öffentli­
chen Dienst irgendwo etwas nur an bestehende 
gesetzliche Regelu ngen anpassen möchte, gerät 
die halbe Parlamentsmannschaft in Aufregung 
aufgrund des Titels. aus dem hervorgeht,  was a l les 
geändert werden muß ,  und vor al lem auch deswe­
gen ,  wei l  man glaubt, daß für die Beam ten  etwas 
gemacht wird und etwas gemacht werden muß 
und daß das m it hohen Kosten verbunde n  ist. 

Ich möchte hier feststel len ,  daß dieses Gesetz 
mit  einer e inzigen Ausnah me vorerst überhaupt 
keine Kosten verursachen wird. Ich möchte mich 
daher auch - da Frau Bundesrätin Höd l ,  meine 
Fraktionskol legin. sicherlich dann zu den Anpas­
sungsnotwendigkeiten ein iges sagen wird - in  
meinen Ausführungen nur  auf e inen seh r  wesent­
l ichen Punkt  dieser Gesetzesnovel le besch ränken 
und mir gestatten, dazu einige Worte zu  sagen. 

Es ist kein Zufall ,  daß bei der Behandlung die­
ses - an sich - Beamtengesetzes anstelle des 
Herrn Staatssekretärs Kostelka, der ressortmäßig 
zuständig wäre, mein F reund ,  der Herr Gesund­
he itsmin istel', anwesend ist. Und zwar geht  es dar­
um,  daß m it dieser Novelle für die i m  Bundes­
dienst Beschäftigten, im Krankenpflegedienst Be­
schäftigten eine besoldungsrechtliche Neurege­
lung geschaffen werden so l l .  

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  
Diese Festste l lu ng scheint m i r  deswegen wichtig 
zu sein,  wei l  ich glaube, daß in Lainz,  eine Ange­
legenheit, über d ie ich mit Sicherheit hier keinen 
Satz ver l ieren werde, zutage getreten ist, daß es 
U mstände in unserem Gesundheitswesen gibt, die 
man fälschlicherweise dem Krankenpflegeperso­
nal angelastet hat, wo sich aber bei genauerer U n­
tersuchung gezeigt hat, daß es nicht ausschließ­
l ich Fehl leistungen und Versagen des Kranken­
pflegedienstes sind, die zu Problemen in den 
Krankenhäusern, i n  den Sp itälern, auch in den 
Altenheimen und wo immer führen und gefüh rt 
haben, sondern daß am System ein iges krank war .  
Wir  sind daher der  Meinung, und ich b in  der Mei­
nu ng, daß wir hier eine Anderung vornehmen 
müssen .  

Eines ist ganz klar: Bei d ieser schwierigen ,  
komplizierten und sehr viel menschl iches Einfüh­
lungsvermögen erforderl ichen Tätigkeit eines 
Krankenpflegers sp ielt natürl ich auch die Bezah­
lung eine große Rolle. Obwohl  ich gleich feststel ­
len möchte - und das ist jetzt nicht nur  von mir  
so hingesagt, sondern das wei ß  ich aus vielen D is­
kussionen mit Bed iensteten im Krankenpflegebe­
reich - ,  daß es n icht die Bezahlung al lein ist, die 
jetzt zu e iner entscheidenden Verbesserung des 
Gesundheitswesens oder des Pflegedienstes füh­
ren kann ,  daß aber natürl ich die Attraktivität d ie­
ses Berufszweiges damit gehoben werden würde. 

Die negative Krit ik und die Tatsache, daß man 
d ie Fehler immer nur beim  Krankenpflegeperso­
nal sucht, haben d iesen Beruf n icht attraktiver ge­
macht, sondern - im Gegentei l  - weniger at­
traktiv gemacht. Das führt natürl ich dazu, daß es 
zu wenig Personal gibt, wei l  eben n iemand meh r  
bereit ist, d iesen Beruf auszuüben und sich dieser 
aufopferungsvollen Tätigkeit hinzugeben , die 
man - ich sage das auch seh r  bewußt - beinahe 
nicht als "Beruf" , sondern als "Berufung" be­
zeichnen sollte. Ich glaube, für die Ausübung die­
ses Berufes s ind Idealismus u nd Berufung not­
wendig, genauso wie beim  Beruf des Lehrers, wo 
ich immer wieder sage, es ist falsch ,  d ies als " Be­
ruf" zu bezeichnen, denn der gute Lehrer sollte 
e igentl ich berufe n  sein ,  Leh rer zu se in .  

Meine Damen und Herren !  Wir werden m it 
d iesem Bundesgesetz für etwa 800 oder 900 Be­
d ienstete, d ie sich im Bundesdienstverhältnis be­
finden, e ine Verbesserung i hrer E inkommenssi­
tuation herbeifüh ren  und beschließen. Es wird 
das sogenannte K-Schema real isiert werden. 

Es sei festgestel lt , daß der Bund hier keine Vor­
reiterro lle hat. Wenn jetzt dieses Krankenpflege­
schema für die Bundesbediensteten geschaffen 
wird ,  so deshalb ,  wei l  bereits e inzelne Länder -
in  Österreich ist der überwiegende Teil des Kran­
kenpflegepersonals im Landesdienst beschäftigt 
- ein eigenes Krankenpflegeschema gestaltet ha-
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ben, um die Attraktivität d ieses Berufsbi ldes, wie 
ich bereits sagte, zu heben und so zu versuchen, 
die Leute, die sich dafür finden. besser zu entloh­
nen. Es erfolgt daher eine entlohnu ngsmä ßige 
Angleichung der Bundesbediensteten an die 
Schemata in d iesen Bere ichen. 

Ich habe vorhin gesagt, diese Novel le wird vor­
erst keine Mehrkosten verursachen, mit einer ein­
zigen Ausnahme.  Bitte seien S ie nicht überrascht. 
da ß dadurch jährli che Mehrkosten in der Höhe 
von 33  Mil lonen Schi l l ing entstehen werden,  wor­
aus hervorgeht, da ß es sich um kein "goldenes" 
Besoldungsschema für das Krankenpflegeperso­
nal handelt. 

Ich glaube also, daß die Notwendigkeit für die­
se Novel le gegeben war ,  und ich bin froh darüber, 
daß man sich dazu bekannt hat, das auch für den 
Bundesbereich in dieser Weise zu schaffen .  

I ch  möchte eine Gruppe erwähnen. die eben­
fal ls  von der Ausbildung, von der Verwendung 
her im Krankenpfleged ienst tätig ist, deren Tätig­
keit aber n icht als "Krankenpfleged ienst" im ei­
gentlichen Sinn bezeichnet werden kann, das sind 
die Krankenpfleger, die i m  mil itärischen Bereich 
beschäftigt sind. 

Ich möchte F ragen vorbeugen, warum man die­
se n icht in d ieses Schema aufgenommen hat, und 
möchte darauf h inweisen, daß das im mi l itäri­
schen Bereich tätige Krankenpflegepersonal ein 
eigenes Besoldungsschema hat, das Besoldungs­
schema für die Bediensteten in der Landesvertei­
digung, und ferner darauf, daß es dort e in ige Zu­
lagen g ibt. die systemimmanent sind. Daher kann 
man d iese Heeresbediensteten nicht in das Kran­
kenpflegeschema übernehmen. Wir s ind aber der 
Meinung, daß diese Bediensteten zumindest ge­
nauso besoldet werden müssen wie d ie Kranken­
pfleger im zivi len Bereich.  Deshalb wird d ieses 
Problem mittels e iner Ergänzungszulage einer 
Regelung zugeführt werden. Ich möchte das nur 
der Vol lständigkeit halber angemerkt haben.  

Ich möchte aber in  d iesem Zusammenhang 
noch eine Feststel lung treffen, mir  noch eine 
Feststel lung erlauben. Herr Bundesmin ister !  Ich 
habe sc hon gesagt, daß wir sicherlich nicht die 
ganze Problematik des Pflegewesens oder des 
Pflegedienstes m it einer Besoldungsregelung wer­
den lösen können. Ich glaube daher, daß es not­
wendig sein wird,  daß wir sehr rasch zu e inem 
neuen Krankenpflegegesetz kommen. Ich weiß ,  
daß bereits Gespräche und Verhandlungen statt­
finden, und b in auch überzeugt, daß wir uns in  
den nächsten Tagen und Wochen wieder h ier im 
Bundesrat mit  einem neuen Krankenpflegegesetz 
auseinandersetzen werden müssen und, wie ich 
hoffe, mit e inem Krankenpflegegesetz, dem wir 
auch uneingeschränkt unsere Zustimmung geben 
können. 

Was meine ich damit? - Es gibt heute bereits 
im  Rahmen des Begutachtungsverfahrens betref­
fend das neue Kranken pflegegesetz bestimmte 
Einwände, und zwar von seiten der Praktiker, von 
seiten derjenigen. die i m  Krankenpflegedienst 
selbst tätig s ind und auch das Krankenpflegeper­
sonal als Betriebsräte, als Gewerkschafter zu ver­
treten haben .  Ich verrate hier kein Geheimnis, 
wenn ich sage, daß am 27. Mai eine zentrale Be­
triebsrätekonferenz, an der zirka 600 bis 700 Per­
sonen tei lnehmen werden, in Wien stattfinden 
wird und daß von Vertretern d ieser Betriebsräte­
konferenz e ine Schrift einer Bürgerinitiat ive den 
drei Präsidenten des National rates überreicht 
werden wird , m it dem Inhalt, daß auch e ine gute,  
b rauchbare, aber auch allgemein vertretbare Aus­
b i ldung in diesem neuen Krankenpflegegesetz 
verankert werden soll , denn wenn man sich Ver­
besserungen  erwartet, wenn man sich Verbesse­
rungen wünscht - und wer wünscht sich das 
nicht,  denn i rgendwann kommt viel leicht jeder 
e inmal in die Verlegenheit, daß er Krankenpflege 
persönl ich i n  Anspruch nehmen muß,  und erst 
dann kommt er darauf, was dort a l les schlecht ist 
und was dort al les geändert werden müßte - ,  
dann können und müssen wir zu Recht eine ge­
d iegene. e ine gute Ausbi ldung verlangen und 
werden diese auch verlangen,  aber, bitte, noch­
mals: unter Berücksichtigung der Wünsche derje­
n igen. die i n  diesen Bere ichen bereits jahrzehnte­
lang gearbei tet haben. 

Meine Damen und Herren!  Ich glaube und hof­
fe , daß wir bald dieses Problem, das e ines der 
wichtigsten P robleme im Gesundheitswesen über­
haupt darstellt ,  gelöst haben werden. Ich bin da­
von überzeugt, Herr Bundesminister, daß du, so 
wie wir d ich kennen, nach bestem Wissen und 
Gewissen das Deine dazu beitragen wirst, daß es 
e ine gute Lösung wird,  d ie angestrebt werden 
m u ß. 

Ich möchte nicht verheh len,  daß es auch Pro­
bleme gibt, d ie du als Gesundheitsminister seh r  
gerne gelöst haben möchtest, bei denen e s  aber 
w ieder andere Umstände und Widerstände gibt .  

Vor al lem aber sei eines h ie r  noch einmal  er­
wähnt: 33 M il l ionen Sch i l l ing mehr für das Ge­
sundheitswesen - ich möchte n icht in  den Ver­
dacht kom men,  ich sei größenwahnsinnig, wenn 
ich das sage - sind für d iesen Bereich ein lächer­
l icher Betrag. Das nützt uns al les nichts. 

Ich b in überzeugt davon, daß auch deine Be­
mühungen,  Herr Bundesminister ,  wahrsc heinl ich 
da oder dort von den finanziellen Schwierigkeiten 
e ingebremst werden. Ich möchte h ier  schon heute 
a l le auffordern,  ihren Einflu ß  geltend zu machen , 
damit n icht am falschen P latz gespart wird .  Es 
müssen uns eben die Gesundhe it, Wiederherstel­
l ung oder Erhaltung der Gesundheit etwas wert 
sein .  Wir werden halt in den Topf oder in die 
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Töpfe - da es sicherlich n i c ht um Geldmittel aus 
einem Topf geht - grei fen müssen ,  um d ieses 
Gesundheitswesen und dieses Gesundheitssystem 
aufrec ht erhalten zu kön nen. 

Ich möc hte damit sc hon zum Sch l u ß  kommen 
und ,  wie ich glaube, mit I h rer  Zust immung u nd 
mit I h rem E i n verständnis h ier einmal  nach der 
monate- - ich möchte fast sagen - ,  ja fast jahre­
langen D iskri m i n ierung d u rc h  die Negativdisk us­
sion über das Kranken pflegeperso nal  von d ieser 
Stelle aus den Tausenden Menschen.  d ie i m  Kran­
kenpflegebe reic h besc häftigt sind, die sich d iesem 
aufopferu ngsvol len Beruf  widmen,  die ihr Bestes 
gebe n, den Dank aussprechen.  (Allgemeiner Bei­
fall. ) 

Ich meine - und Ihr  Beifall hat m i r  das jetzt 
gezeigt - ,  daß das wirkl ich ein Herzensbedürfnis 
aller Bu ndesräte, also der Vertreter der Länder 
insgesamt, war, und dan ke dafür, daß ich d iesen 
Dan k aussprechen kon nte. 

Meine Fraktion wird sel bstverständ lich d ieser 
Beamten-D ienstrec htsgesetz- Novel le d ie Zusti m­
mung. erte i len.  - Danke schön. (Beifall bei SPÖ 

und O VP. ) 13 .22 

Vizepräside nt Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort ist weiters gemeldet F rau Bundesräti n Dr. 
Eleonore Hödl .  

1 3.22 

Bundesräti n  Dr.  E leonore Hödl (SPÖ , Ste ier­
mark) :  Sehr  geehrter Herr Präsident! Werter 
Herr M inister !  Meine Damen und Herren!  U nser 
Vizepräsident Strutzenberger hat bereits die we­
sentlichen P u n kte dieser sehr  umfassenden 
Beam ten -Dienstrech tsgesetz -Novelle angespro­
chen. I c h  möchte noch jenen Bereich herausgrei ­
fen.  der sozusagen den fam ilien pol itisc hen Be­
reich betrifft, das sind die Regelungen h i nsicht­
l ich des Eltern karenzurlaubes, der Teilzeitbe­
schäftigung nach dem M uttersc h utzgesetz und 
der Selbstversicherung wegen der Pflege eines be­
h inderten Ki ndes. 

Die vorliege nde Novel le beinhaltet praktisch 
ein Nachvol lziehen all jener Bestim m u ngen ,  d ie 
wir im vergangenen Jahr i m  Rahmen des Fami­
l ienpaketes beschlossen haben, sozusagen eine 
Adaptierung des Beamtendienstrec hts an diese fa­
mil ienpolitisc hen Bestimmungen. Damit sol l  es in 
Zukunft möglich sein ,  da ß n icht nur die män nli­
chen und weibl ic he n  Vertragsbediensteten im öf­
fentl ic hen Dienst, sondern auch die B undesbeam­
ten und Bundesbeamtin nen , die beamteten Lan­
desleh rer, d ie land- und forstwi rtschaftlichen 
Landeslehrer die im Rah men des Famil ienpaketes 
besch lossenen Verbesserungen h in sichtlic h Ka­
renzurlaub und Muttersch utz  in Anspruch neh­
men können. 

Mei ne Damen u nd Herren!  Ich möchte n u n  
n icht  e i n e  D iskussion wieder holen , die w i r  j a  
sc hon sehr ausfü hrlich i m  vergangenen Jahr hin­
sichtlich des Famil ienpaketes hier im B u ndesrat 
geführt haben - es war das im Juni  1 99 1  und 
auch im Deze mber 1 989 - ,  ich möc hte aber ei­
nes hervorheben, u nd zwar die Tatsache, wie 
wichtig die E i nführung des Elternkarenzurlau bes 
u n d  d ie Teilzeitregel ungen nach dem M utter­
sch utzgesetz sind. Erstmals ist es damit möglich 
gewo rden,  daß Mu tter und Vater in einer Familie 
zur Betreuung ihres K indes von klein auf eine 
pa rtnersc haftliche Regel ung fi nden können. Ich 
gla ube, das ist ein ganz wesentlicher Sch ritt zu 
mehr Partnerschaft u nd G leichberechtigung. Da­
mit  ist etwas e rreicht worden, was auch u nseren 
Ki ndern zugute kommt, denn es ist ganz wichtig, 
daß die Kinder von beiden Elterntei len betreut 
und erzoge n werden,  u nd zwar von kle in auf. 

N icht erst dann ,  wen n sie in die Schule gehen und 
viel leicht eine Lernhilfe durch den Vater brau­
chen,  sondern sc hon von klein auf sol l  sich auch 
der Vate r um das Kind k ümmern. 

Ich erin nere mich noch sehr deutl ich an d ie da­
malige Disk ussion im Zusammenhang mit der 
E i nfüh r u ng des Eltern karenzurlaubes. U nd i h r  
we rdet e u c h  a u c h  noch an d i e  Unkenrufe der 
W irtschaft erinnern. Es hat sich aber geze igt, daß 
die  Wirtschaft keinen Sc haden d urch die E i nfüh­
r u ng des E lternkarenzurlaubes erl itten hat und 
daß Wirtschaftsi nteressen und Famil ieni nteressen 
vereinbar si nd. 

Mit  d ieser Neuregelung ist es auch möglich, 
da ß das Risiko, das s ich durch e inen Karenzur­
laub und d ie weiteren Folgen aus der S icht  des 
D ienstgebers ergibt, n ic ht mehr allein auf  der 
F ra u  lastet, sondern de j u re auch den Mann trifft. 
I n  Z u k unft können sich Mann u nd Frau hi nsicht­
l ich der Tei l u ng der Belastu ngen absprechen ,  die 
sich natürl ich aus e inem Karenzurlaub für Beruf 
und Karriere e rgeben . 

I m  konkreten gibt es nun im Beamtendienst­
recht in Z u k unft folgende Möglich keiten:  Nach 
§ 50 b Beamten-Dienstrechtsgesetz ist es mög­
l ich ,  d ie Wochendienstzeit wegen der Pflege eines 
Ki ndes - das m u ß  nicht das eigene Kind sein .  das 
kann auch das adoptierte Kind sein - auf die 
Hälfte herabzusetzen.  D iese Regel ungen hat es ja 
schon bisher im Beamten-Dienstrechtsgesetz ge­
geben ,  allerdings galt s ie nur bis zum dritten Le­
bensjahr des Kindes. N unmehr wird es möglich 
sei n ,  bis zum 6. Lebensjahr,  pra ktisch bis zum 
Schuleintritt,  d iese Herabsetzung der Wochen­
die nstzeit auf die Hälfte zu beantragen und i n  
Anspruch z u  nehmen.  

Das ist  e i ne überaus g ünstige Rege l u ng, die  wir 
u ns n atürl ich auch i n  anderen Berufsbereichen 
w ünschen w ürden. Viel le icht wird das e ine Ziel­
richtung sei n ,  in  die wir weiterarbeiten m üssen, 
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um auch fü r d ie Arbeiter und Angestel lten, die ja 
derzeit nur die Mögl ichkeit haben. bis zum d rit­
ten Lebensjahr des Ki ndes e ine verkü rzte Arbeits­
zeit zur Betreu ung ihres Ki ndes in Anspruch z u  
nehmen, d i e  Frist b i s  zum Sch u lbegi nn des Kin­
des zu erstrecken . (Bundesrat K r e f 1  Il: Dann muß 
man auclz die Kindergartenpol itik ändern!) 

Daneben gibt es natürl ich a uch noc h die Mög­
l ichkeit, andere Teilzeitbesc häftigungsregel ungen 
nac h § 15 c Mutterschutzgesetz und § 8 E ltern­
karenzurlaubsgesetz in Anspruch zu nehmen. 

E i n  wichtiger Punkt.  den ich noc h a nsprec hen 
möc hte, ist, daß es nunmehr a uch nac h Beamten­
D ienstrec htsgesetz möglich ist ,  zur Pflege eines 
behinderten Kindes den Karenzurlaub i n  An­
spruch zu nehmen, so wie wir es bisher nach 
§ 18 ASVG schon für die Arbe iter und Angestel l ­
t e n  hatten, a llerdings auc h da eine wesentlich 
gü nstigere Regelung, und zwar insofern,  a ls diese 
Pflegezeit, d ieser Karenzurlaub,  den e i n  E lte rn­
teil zur Pflege des behinderten Ki ndes nehmen 
kann, nicht begrenzt ist.  wie das im ASVG ist.  
Dort kann man nur bis zum 30. Lebensjahr des 
K indes so etwas in Form einer kostenlosen Selbst­
versicherung i n  Anspruch neh me n .  

Meine Damen u nd Herren !  I c h  möchte z u m  
Absc h l u ß  noc h eine Kritik anbringe n, a uch wen n  
das von manchen be lächelt oder n u r  a l s  margi na­
les P roblem angesehen wird, und zwar fo lgendes: 
Als ich das Beamten-Dienstrechtsgesetz zur Vor­
bereitung mei nes Debattenbeitrages du rchgelesen 
habe , habe ich immer wieder das Wort gelesen 
"der Beamte" und wieder "der Beamte " .  Ich frage 
mich:  Wo sind die Beamtinnen? Man hat ja fast 
den Eindruc k ,  es gibt in diese m  Berufsstand n u r  
Männer. Daß das n icht so ist, wissen wir .  (Vize ­
präsident Walter 5 t r u ( z e n  b e r g e r  über­
nimmt den Vorsitz. ) 

Natü rlich gibt es e ine General klausel i n  unserer 
Verfassung, wo es im Art. 7 Abs. 3 Bundes­
Verfassungsgesetz heißt, da ß d ie Amtsbezeich­
nung je nach dem Geschlecht des Amtsin habers 
männlich oder weibl ich ist, aber ich glaube, es ist 
d u rc haus an der Zeit,  u nd ic h meine auc h .  daß die 
Zeit dafür reif ist, i n  unsere Gesetze e ndl ich die 
weibl ichen Beze ichnungen a ufzunehmen.  Ich 
glaube, es spric ht nichts dagegen ,  da ß man neben 
" Beamten" auch die weibl iche Form " Beamti n" 
anfü h rt.  Ich bin jedenfalls der Meinung, daß aus 
e i nem Gesetz jewei ls der Adressat, das heißt der­
jenige, an den die gesetzlichen Besti m m ungen ge­
richtet sind und für den sie gelten sol len ,  ersicht­
lich sei n  muß. und zwar ob das ein Mann ode r 
eine Frau ist ode r ob beide ge meint sind.  Daher 
hoffe ich, daß wir dazu kommen, daß wir  ei nes 
Tages Gesetze haben ,  in denen auch die weibl i ­
c he n  Berufsbezeich n ungen a ufscheinen und n icht  
n u r  durc h  e ine Generalklausel irgendwo in eine m  
anderen Gesetz, w i e  h ier i n  d e r  B u ndesverfas-

su ng, geregelt sind.  Ich glaube. wir b rauchen das, 
und es ist sicher grammati kal isch lösbar, auch 
wenn manche da anderer Meinung sind. 

Meine Damen und Herren, nun zurück zur 
vo rl iegenden Beamten-Dienstrechtsgesetz-Novel­
le. Ich möc hte abschl ie ßend festhalten , daß es 
eine erfreul iche Novel le ist, weil  sie wichtigen fa­
mil ienpo litischen Gesichtspunk ten Rechnung 
trägt. Daher gibt unsere Fraktion d�.zu sehr gerne 
die Zustimm ung.  (BeifaLL bei SPO und O VP' ) 
/3 .31 

Vi zepräsident Walter Strutzenberger: Als 
näc hster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
D r. Strimitzer. Ich erte ile i h m  dieses. 

/ 3.3/ 
Bu ndesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol) :  

Herr  Präsident!  Herr B undesm in ister!  Hohes 
Haus! Man kön nte z u m  Gegenstand natü r l ich 
noch viel  sagen ,  aber erstens ist sc hon viel gesagt 
worden. zweitens  ist der Saa l mehr als halbleer. 
u nd drittens sind die Antipathien vor allem für 
den letzte n Redner umso k leiner. je größer sein 
Eifer ist,  die Zeit. d ie er fü r se ine Rede ve rwe n­
det, zu minimieren.  

Also nur  so viel :  Erstens darf ich sagen.  daß der 
anerkannte Verfassungsrechtier Universitätspro­
fessor Dr. Karl Ko rinek, üb rigens selbst Mitgl ied 
des Verfassungsgerichtshofes, . . .  ( Bundesrat Dr. 
5 c Iz a m  b e  c k: Kommt heUle ins Haus.') Ausge­
ze ich net! Dan n ist das jede nfalls e ine sehr aktuel­
le Aussage . die ich h ier zu treffen habe. 

Also Herr U n iversitätsprofessor Dr.  Korinek 
hat un längst im Z uge der Woh n rechtsenquete 
hier in d iesem H o he n  Hause darauf hingewiesen .  
daß nach einem E rkenntnis des Höchstgerichtes 
eine Norm auch dan n verfassungswidrig ist, wen n  
ihr  I n halt nur m it subti ler Sach kenntnis, au ßeror­
dentlic hen method ischen Fähigkeiten und einer 
gewissen Lust z u m  Lösen von Den ksportaufga­
ben verstanden werden kann.  

Ich wage zu behaupten ,  daß das al les sehr  bald 
auf das Beamtendienstrecht zutreffen wird, wenn 
wir die heute zur Beratung stehenden Novellen 
noch mit in Rec h n u ng stel len,  und ich möchte 
daher den zuständigen Damen und Herren des 
Bu ndeskanzleramtes empfeh len,  so rasch als n u r  
möglich eine Neukodifikation der Rechtsmaterie 
in  die Wege zu leite n .  

Zweitens: M e i n e  Damen u n d  Herren, e s  mag 
schon stimmen,  daß die öffentlich Bediensteten 
Spitzen re iter - wie man i n  den letzten Tagen z u  
lese n bekommen h a t  - b e i m  Streiken sind. Wie 
d ie he ute behandelten Vorlagen aber beweisen,  
s ind s ie  oft n icht  Spitzenreiter ,  sondern Nachzüg­
ler, wen n  es um die Zuerken n ung all gemeiner so­
zialer Errunge nschaften geht.  
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Dr. Martin Strimitzer 

U nd drittens lassen Sie mich sagen :  D ie Einfüh­
rung eines eigenen verbesserten Bundesbed ien­
steten-Krankenpflegeschemas - übrigens auch 
erst, nachde m die B u ndesländer für die vergleich­
baren Landesbed ienstete n in der Sache sc hon tä­
tig geworden sind - ist z u  begr ü ßen. 

Es wird aber nach meinem Erachten d ie Misere 
i m  Kranken pflegebereich n ic ht wesentlich ändern 
könne n ,  wen n  nicht das gesamte Berufsumfeld 
ebenfal ls geände rt wird.  Ich  eri nnere Sie an den 
Artikel - ich glaube, von vorgestern - im " Ku­
rier" , der u nter der knall igen Ubersch rift gestan­
de n hat :  Es hat sich seit Lainz im Bereich des 
Krankenpflegebe reic hes praktisch nichts geän­
dert. 

Materiel le Verbesse runge n ,  meine Damen und 
Herren,  sind sicher wichtig, sie sind abe r, wie wir 
wissen , nicht unbedingt aussch laggebend. Dau­
ernde Überforder u ng und Streß wegen Personal­
mangels, u n k lare, widersprüchl iche organisatori­
sche Regel u nge n ,  m angelhafte Ausbildung - der 
Herr Vizepräsident  hat das Thema angeschnitten 
- für das jewei ls verlangte Anforderungsprofi l ,  
a l l  das si nd U mstände, die m a n  m i t  Geld allei n 
sic her n ic ht i n  den Griff bek o m men kann. 

Wenn man nun hört, d a ß  Tunesierinnen u nd 
Tsc hech i n nen,  Jugoslawinnen,  ja sogar neben den 
schon lange bewäh rten P h i l i ppininnen jetzt auch 
Rot- oder Nationalchinesi n nen angeworben,  in 
den Hei matländern i n  Deutschschnel lsiedek u rse 
gesteckt und dann i n  öste rreic h ischen Spitälern 
- hier vor al lem i n  Wiener Spitälern - z u r  
Krankenfü rsorge e i ngesetzt we rden sol len , dann 
muß ich sagen.  besc h leichen mich - ich sage es 
gan z  offen - n icht nur ange nehme Gefühle.  

Ich möchte daher den Verantwo rtl ichen wi rk­
l ich dri ngend empfehlen,  s ich eingehend mit  je­
ner Petition zu beschäftige n,  die Herr Vizepräsi­
dent Str utzenberge r bereits erwähnt hat und die 
die für die Bediensteten in  den Krankenanstalten 
zuständige Sektion der Gewerkschaft öffe ntlicher 
Dienst i n  der näch sten Woche hier i m  Hause 
übergeben wird. I n  dieser Petition sollen die P ro­
bleme des K ranken pflegepe rsonals, insbesondere 
die Fragen der Ausbildung des Kran ken pflege­
personals, detai l l iert gesch ildert und kon k rete 
Vorschläge zur Abh ilfe aufgezeigt sei n .  

Österreich ,  mein e  Damen u nd Herren, kan n 
sich jedenfal ls eine Perpetuierung der Malaise 
n icht mehr weiter le iste n !  - Ich danke fü r d ie 
Aufmerksa m keit. (A llgemeiner Beifall. ; /3.36 

V izepräsident Walter Strutzenberger: Z u m  
Wort gemeldet h a t  s ich He r r  Bundesminister Ett l .  
Ich ertei le i h m  dieses. 

-

/3.37 
B u ndesminister fü r Gesundheit, Sport und 

Konsumentensc h utz Ing .  H a rald Ettl: Herr Präsi-

dent!  Meine Damen und Herren Abgeordneten !  
N icht a l s  ehemaliger Kan zleramts- respektive Be­
amten m i n ister me lde ich m icht jetzt, so ndern des­
halb, wei l  Sie. Herr Bundesrat, angesproc hen ha­
ben,  daß sich seit Lainz noch n ichts geändert hat. 
Erlauben Sie mir nur einige Anmerkungen dazu. 
Ich gehe auch davon aus, daß die Beza h l ung zwar 
etwas E lementa res, etwas Wichtiges ist, aber n icht 
al les sein kann. Es geht letzte n E ndes i n  der Ge­
sundheitspolit i k  darum,  claß die Gesundheitsbe­
rufe i h re Attraktivität - vor allem im Pflege be­
re ich - wieder erreichen so l len,  damit wirk l ich 
Zuzug zu diesen Berufen vorhanden ist oder wie­
der entsteht. 

Es gibt eine Rei he von G r ü nden dafür,  daß es 
so u nd n icht anders ist. Das eine ist e ine Ausbi l­
du ngsl i n ie, die eigentlich genau genommen etwas 
isoliert dasteht, um nicht zu sagen in e iner Sack­
gasse landet. Darüber h i naus sind es im Spitals­
�ekto r natürlich die absolut  u nattraktiven Dien­
ste , Schic htzyklen,  die berücksichtigt we rden 
müsse n ,  u nd vieles me hr: a lles E rsche inungen,  die 
absol ut famil ie nfeindlich sind.  Das führt letzten 
E ndes auch dazu ,  da ß gerade junge Kran ken­
schwestern.  wen n  sie ein Kind bekom men, natür­
l ich zu H ause bleiben und oft nicht mehr so rasch 
in den Beruf wieder einsteigen kön nen .  

Das heißt .  i n  Österreich si nd w i r  in d e r  Si­
tuatio n ,  daß diplomie rte Krankensc hwestern 
n icht länger als vier Jahre i n  i h rem angestammten 
Beruf bleiben. Das ist eine ä u ßerst bedenkl iche 
Tatsache, auf die man aber hinweisen muß. Es hat 
mit  einer Reihe von Begleitumständen zu tun, die 
man reorganisieren muß,  aber in den Vorder­
grund zu stellen ist eine Ausbi ldung, die natürl ich 
weitere ntwickelt werden m u ß. 

Ich möchte n icht  verhe hlen,  da ß das Weiterent­
wicke l n  der Ausbi ldung - und ic h stehe dazu als 
Gesundheitsminister - gerade im Pflegebereich 
etwas Kostenaufwendiges ist. Wir haben vor kur­
zem e rst mit den Gesundheitsreferenten u nd den 
F i nanzreferenten über diese Frage diskutiert. 
Wen n  es dar u m  geht, vo n der rein budgetären 
Seite her restri ktive Maßnahmen setzen z u  m üs­
sen ,  dann sind gro ße Ausbi ldungsreformen nicht 
unbedingt das, was gro ße Chancen auf Verwi rkl i­
c hung hat, auch wenn wir da u nd dort m it kleinen 
Schritte n uns weiterbewegen werden u nd weiter­
bewegen m üsse n .  

Gerade h ier i m  Bundesrat. meine Damen und 
Herren .  merke ich an, daß ich m i r  besonders auf 
diesem Sektor - auf dem Sektor Weiterentwick­
lung der Ausbild u ng im Kranken pflegebereich -
mehr Impulse für die Beschäftigten dieser Berufs­
ausbi ldungssparte erwarten könnte. Das wäre an 
u nd für sich seh r  wichtig, u m ,  wie gesagt, wen ig­
stens Zug um Z ug weiterzukommen . Aber das 
Parlament wird in den nächsten Tagen mit d ieser 
F rage konfrontiert werden .  
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Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz Ing. Harald Ettl 

Sie haben davon gesprochen, daß es I h nen e i n  
bißchen Angst macht, Herr Bundesrat, wel}n w i r  
Krankensc hweste rn a u s  Tunesien, a us d e r  CSFR, 
aus J ugoslawien,  von den Phi l ip inen ode r aus 
China haben. - Ja es ist  halt einmal so , daß zu 
wen ig Krankenschwestern in Öste rreic h ausgebi l ­
det werden. Es ist ein isolierter Beruf. Die Män­
ner steigen n icht ein. 

Abe r was wir sc hon verlangen i n  Österreich -
und darauf möc hte ich gerade h ier  a ufmerksam 
mac hen - ,  ist, daß es ein nicht e infac hes Nostrifi­
zierungsverfah ren gibt, daß wirkl ich die Schwe­
stern getestet werden m üssen,  ob sie adäquat ein­
gesetzt werden können. 

U nd wei l  Sie zum Sc h l u ß  die Chinesinnen an­
gefüh rt haben: Ja da gibt es sogar ein Programm, 
das die Gemeinde Wien mit Shanghai d u rchge­
fü hrt hat, und zwar we i l  dort über österre ic h i­
sches Engi neering ein S pital gebaut wird. Kran­
kensc hwestern , die in China sch o n  Deutsch ge­
lernt haben und dort in Zuk unft in diesem inter­
nationalen Spital arbeiten werden,  werden in 
einem befristeten Zeitrau m  - fünf Jahre - in 
Wien in  einem speziellen Ausbi ldungsprogra m m  
arbeiten.  Das ist sinnvoll  fü r Wien,  aber das ist 
auch für das neue K ra nken haus in China nütz­
l ic h .  Auf diese Dinge möchte i c h  aufmerksam 
machen. 

Allein in diesem Jahr hatte n wir i n  den ersten 
Monaten über tausend Nostrifiz ierungsfäl le in 
den Gesundheitsberufen, wei l  der Bedarf, meine 
Damen und Herren, so giga ntisch ist. Zweifels­
ohne ist es so, daß es in W ien zu a u ßerordentlich 
star ken Perso nalaufstoc k u ngen und Verme hrun­
gen der Zahl  der Planstel len im S pitalsbereich ge­
kommen ist. U nd ich möchte ge rade hier ,  i m  
Bundesrat, darauf hinweisen, we i l  w i r  jetzt auch 
erste Bedarfsstudien vorlegen, d a ß  d ie Ausstat­
tung in Wien in Relation zu den anderen B undes­
ländern - das hat auch mit der Spitze n medizin 
und e inigen anderen D ingen zu tun - eine gün­
stigere ist. 

Letzter Punkt:  Nach Lainz  wu rden eine Rei he 
von Ma ßnahmen eingeleitet und getroffe n. Es 
waren n icht nur neue Gesetze, die sich Zug um 
Zug in der Gesundheitspo liti k auswirken werden,  
sondern es werden auch eine Rei h e  von organisa­
torisc hen Ma ßnahmen zügig vorangetriebe n .  

E i ne davon ist, da ß wir uns letzten E ndes für 
das Jahr 1992 um eine Neuregel u ng in der Ge­
sundheitspol iti k ,  um e i ne K RAZA F - Nachfo lgere ­
gel u ng bemü hen werden, wo wi r v iele s innvol le 
Best immu ngen ,  die sehr  viel mit Weiterentwic k­
lung i n  den Gesundheitsbereichen u nd seh r  viel 
mit Reorganisation zu tun haben werden ,  verab­
sc hieden wollen.  - Danke. (Beifall bei der SPÖ 
llnd bei Bundesräten der Ö VP. ) 13.44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iege n n icht vor. 

Wü nscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist gesch lossen.  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schlu ß­
wort gewü nscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fall .  

Wir kom men z u r  Abstimm ung. 

Bei der A b s t i m  m 1 1  n g beschLießt der Bun­
desrat mit S t i m m e Tl e i 11  h e l l  i g k e i t, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i n  e II 
E i 'l S P r u c h zu erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Mai 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Land- und forstwirtschaftliehe Landes­
lehrer-Dienstrechtsgesetz 1985 und das Gehalts­
gesetz 1956 geändert werden (65 und 1 15/NR so­
wie 4056/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen n u n  zum 6.  Punkt der Tageso rd n ung: 
Bu ndesgesetz, mit dem das Land- und forstwirt­
sc haftliche Landesle hrer-Dienstrec htsgesetz 1 985 
und das Gehaltsgesetz 1 956 geändert werden. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat E rich Hol­
zi nger. Ich b itte um den Bericht. 

Berichterstatter E rich Holzinger: Herr M i ni­
ste r!  Herr P räsident!  Der gegenständliche Geset­
zesbesc h l u ß  des Nationalrates hat eine Anglei­
ch ung eier Le hrverpfl ichtung der Lehrer an land­
und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschu­
len a n  die der vergleichbaren Lehrergruppen im 
Bundesbe reich unter Bedachtnah mne auf d ie ver­
fassungsrec htl ic he Kom petenzlage zum Ziel .  

Neben einer Angleichung des Le hrverpflich­
tungssystems an das Werte inheitensyte m des 
Bu ndesleh re r-Le hrverpfl ichtungsgesetzes ein­
sc hl ie ß l ic h  einer Verminderung der Leh rver­
pfl ichtung der Leiter u nd einer Verbesser u ng der 
Leh rverpfl ichtung bestimmter anderer Lehre r  an 
so lchen Berufs- u nd Fachsch ulen sol l  auch die 
E i nrec h n u ng d i verser Nebenleistungen an Fach­
sc h ulen nach den für den Bundesbereich gelten­
den Rege l ungen erfolgen.  

Der Gesetzesbesc h l u ß  sieht a uc h  e ine Anpas­
sung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1 985 
an Best i m mu ngen des Beamten-Dienstrechtsge­
setzes 1 979, insbesondere h insichtl ich der Ge­
währung von Karenzurlauben z u r  Betre uung von 
Kindern, vor. 

Der Aussc h u ß  für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage i n  sei ner Sit­
zung vom 22.  Mai 1 99 1  in Verhandlung genom-

541. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 54

www.parlament.gv.at



25000 B undesrat - 54 1 .  S itzung - 23. Mai 1 99 1  
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men und einstim m ig beschlossen ,  dem Hohen 
Hause zu empfehlen ,  kei nen Eins p ruch z u  erhe­
ben .  

Als E rgebnis sei ner Beratung stel lt  der Aus­
sc huß für Verfassung und Föderalismus som it 
den A n t r a g . der B undesrat wol le beschl ie ßen:  

Gegen den Besc h l u ß  des Nationalrates vom 
1 4. Mai 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, m it 
dem das Land- und forstwirtschaftliche Landes­
le hrer-Dienstrechtsgesetz 1985 u nd das Geha lts­
gesetz 1 956 geändert werden. wird kein Ein­
spruch e r hoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Zum Wort ge meldet ist Herr B undesrat I ng. 
August Eberhard.  Ich ertei le es i h m .  

13...J7 .. 
B undesrat I ng. August Eberhard (OVP,  Kärn-

ten) :  Seh r  geeh rter Herr P räsident !  Herr Bundes­
minister !  Ho hes Haus!  Obwohl ich der letzte Red­
ner b i n  u nd jeder sc hon eher auf d ie  Uhr schaut 
wegen der Heimfahrt,  hoffe ich doch ,  daß noc h 
I nteresse für das berec htigte An l iegen der Land­
wi rtschaftsle h re r  vorhanden ist. Als Obmann des 
Zentralaussch usses der Landwirtschaftslehre r  
Kärntens m u ß  i c h  zu diesem Pro b le m  Ste l lung 
beziehen.  

Die Landwi rtschaftssch ulen gen ie ßen öster­
reichweit  e inen guten Ruf. Den W unsch,  d iese 
Sch u len zu besuche n ,  haben nicht nur  Bauernkin­
der ,  sondern auch andere j u nge Menschen.  

Der Grund l iegt sicher darin,  daß i n  den Land­
wirtsc haftssch u le n  n icht nur Fac h wissen vermit­
telt wird, so nde rn daß auc h  der Al lgemei nbi ldu ng 
besonderer Ste l lenwert zukommt. Während i m  
übrigen berufsbi ldenden Schulwesen z u m  Bei­
spiel bei  u ns in Kärnten über die E inführung des 
U nterrichtsgegenstandes " Lebenskunde" noch 
disk utiert wird, hat d ieser U nterrichtsgegenstand 
in den Landwirtschaftssch ulen schon jahrelange 
Tradition .  

Die  Landwi rtschaftssch ulen werden bekannter­
maßen hau ptsäch l ic h  als Internatssch u len ge­
führt. Der I nternatsschulbetrieb ermöglicht es, 
daß neben der Wissensvermittlung i n  der Freizeit 
auc h i nd ividue l l  auf die e inzelnen Sch ü ler e in ge­
gangen werden kann.  D ies ist sicher ein Grund 
dafür, d a ß  die Ausbildung in den Landwirt­
schaftssch u len n icht nur als spez i fi sche Ausb il­
dung für den bäuerl ic he n  Berufsstand angese hen, 
sondern auch als Berufsvorbereitung für a ndere 
Berufe gerne angenommen wird. 

Der gute Ruf unserer Landwi rtschaftssch u len 
ist i m  wesentl ichen sicher auf die pflichtbewu ßte , 
verantwortu ngsvo lle Arbeit  der Leh r kräfte, des 

Lehrerkollegiums in diesem Sc h ulbereich zurück­
zuführen.  Umso u nverständlicher ist es deshalb, 
daß die U nterrichtstätigkeit in den Landwirt­
schaftssc h u le n  bisher schlechter bewertet wurde 
als im vergleichbare n  mittleren berufsbildenden 
Schulwesen.  Unser Standpunkt war daher immer: 
Für gleiche Arbeit fordern wir a uch den gleic hen 
Loh n .  

S o  wurde schon im Jahre 1 966, als das erste 
Dienstrec ht für die Landwirtschaftsle h rer be­
schlossen wurde. in den Erläute rnden Bemerkun­
gen zur Frage der Le hrverpflichtung festgestel lt :  
" Diese Regelung entspricht der für Bundeslehrer 
geltenden Lehrverpflichtung." Schon bei der Er­
stellung des Dienstrec htes ging man also von der 
Gleichbehand lung der Landwirtschaftslehrer mit  
den Leh rern an berufsbildenden m ittleren Schu­
len aus. 

Heute, fast ein Vierteljahrhu ndert später. sind 
wir von einer Gleichbehand l u ng weit entfernt, da 
der Dienstgeber den Bundesleh rern viele Verbes­
seru ngen zugestand, die uns Landwirtschaftsleh­
rern bisher vorenthalten bl iebe n .  

Sowo h l  b e i  der Le hrverpflic htung d e r  einzel­
nen U nterrichtsgegenstände als auch bei der Be­
we rtung der Nebenleistu nge n ,  wie Kustodiat, 
Verwaltung der Lehrwerkstätten,  Klassenvor­
stand und anderes mehr, gab es b isher eine dienst­
l ic he Schlechterste I l ung der Landwi rtschaftsleh­
rer und gan z  besonders der Leh rerinnen, welche 
den praktischen U nterricht a n  landwi rtsc haft l i ­
chen Haushaltungssc hu len ertei len.  

So m ußte zum Beispiel b isher e ine Landwirt­
schaftslehrerin um 4.543 Wertein heiten - dies 
entspricht etwa 9 Arbeitsstunden - mehr arbe i­
te n ,  u m  dieselbe Leistungsbewertung zu errei­
c hen wie ihre verg leichbare Kol legin an der städ­
tisc hen Haushaltungssch u le .  

Es  ist daher mehr a ls  gerechtfertigt, wen n  mit  
der  heutigen Besch l u ßfassung der Land- und 
forstwirtschaftl ichen Landeslehrer-Dienstrechts­
gesetz-Novel le dieses bestehe nde Un recht besei­
tigt wird. 

Wie schon erwähnt, bringt d iese Novel le eine 
Besserbewertung des theoretischen Fach- u nd 
auch des al lgemeinbi ldenden Unterrichtes bezie­
h ungsweise der U nterrichtsgegenstände sowie 
eine bessere Bewertung u nd Angleich ung des 
praktischen Unterrichtes und der Nebenleistun­
gen ,  vor allem aber der Kustod iate. 

Darüber h i naus wird mit d ieser Novelle auch 
die Verwendung der Lehrer z u r  Sch ülerbetreu­
ung während des Pflichtpraktik u ms gesetzlich ge­
regelt u nd in die Leh rverpflicht u ng eingerechnet. 

Weiters wird analog den Vertragslehrern auch 
den pragmatisierten Lehrern für die einzelnen 
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Ing. August Eberhard 

U nterric htsgegenstände an land- u nd forstwirt­
schaftl ichen Sc hulen,  die eine den U nterric htsge­
genständen entsprechende Lehramtsprüfung a m  
Bundessem i nar. a n  der Pädagogischen oder Be­
rufspädagogisc hen Akademie nachwe isen kön­
nen, die E i nstufu ng i n  die Verwendu ngsgrup­
pe L 2a 2 ermöglicht. 

So freue ich mic h ,  wen n  es auch langwierige 
Verhandl u ngen waren ,  die bis zum Jahr 1 986 zu­
rückreichen,  daß mit  der heutigen Beschlu ßfas­
sung der Landeslehrer- Dienstrechtsgesetz-Nove l­
le  fü r d ie Landwi rtschaftsle h rer österreichweit 
e ine weitestge hende Angle ichung in der Bewer­
tung der Unterric htsgegenstände u nd der Neben­
leistungen an d ie Bu ndeslehrer  erreicht wird. 

Leider ist die Herstel lung der Gehaltsrelation 
nicht n u r  bei den Landwirtschaftsleh rern.  son­
dern auch i m  übrigen Schulwesen zwischen 
L I -Leh rern und L 2 - Lehrern noch ausständig. 
Bereits in den ac htziger Jahren wurden die Bezü ­
ge der L I - Lehrer i n  Etappen deutlich angehoben 
und an das Gehaltsniveau der Verwaltu ngsbeam­
ten angeg l ichen.  

Obwoh l  be i den damal igen Verhandlu ngen vo n 
der Dienstgeberseite versprochen wurde, daß 
auch die Bezüge der L 2-Lehrer entsprechend an­
gepaßt werden, ist d ie Benachteiligung der 
L 2-Lehrer bis heute gebl ieben .  So wird der Ge­
haltsabsta nd zwischen L I - Le h rer u nd L 2-Lehrer 
i m mer grö ßer. obwo h l  d ies n icht d urch Lei­
stungsunterschiede z u  rec htfe rtigen ist. 

Es kann wohl  nicht so sei n ,  daß vom Dienstge­
bervertreter bei den Verhandl ungen zunächst d ie 
Forderung auf Herste l lung der Gehaltsrelation 
anerkannt wird,  die Regie rung aber, weil es zu­
sätzliche B udgetmittel erfo rdert, die berechtigte 
und aner kan nte Forder u ng bisher abgelehnt hat. 

Es ist bezeichnend u n d  e in  Beweis für den drin­
genden Handlu ngsbedarf in d ieser Frage, wen n  
zum Beispiel e i n  L I -Di rektor ei ner landwi rt­
schaftl ichen Fachsc h ule eine um mehr als  
1 00 Prozent höhere Leiterzulage erhält a ls  e i n  
L 2-Direktor derselben Schule.  

Es m u ß  daher al les u nternommen werden,  da­
mit d ie W iederherste l l u ng der Beso ld u ngsgerech ­
tigkeit zwischen L 1 - u n d  L 2 - Lehrern bald Rea l i­
tät wird. 

Wen n  heute der Gesund heitsmi n ister anstel le  
des zustä ndigen Beamtenstaatsekretärs hier an­
wesend ist, hoffe ich ,  daß d ies  ein gutes Omen ist , 
und zwar deshalb,  wei l  ich damit annehme, daß es 
zu einer bald igen Gesundung der bestehenden 
Besoldu n gsungerechtigkeit kommt. - Danke 
sc hön. (Beifall bei der Ö VP. ) /3.56 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortme ldungen l iegen nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wo rt? - Das ist 
n icht der Fal l .  

D i e  Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sc h l uß­
wort gewünscht? - Das ist  ebenfalls nicht der 
Fal l .  

Wir  kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m ll /1 g beschließt der BU/1-
desrat mit 5 t i In m e n e i n  h e l l  i g k e i t ,  gegen 
den Geselzesbeschluß des Nationalrates k e i n e n 
E i 11 S P r u c h zu erheben. 

7. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
15. Mai 1991 betreffend einen Vertrag zwischen 
der Republik Österreich und der Sozialistischen 
Föderativen Republik Jugoslawien über Bauten 
und Anlagen für die Grenzabfertigung und über 
die Zonen im Bereich des Karawankenstraßen­
tunnels samt Beilagen 1 bis 4 (67 und 1 211NR 
sowie 4057/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen n u n  z u m  7. Punkt der 1ageso rdnu ng: Ver­
trag zwischen der Republ ik  Osterreich und der 
Sozialist ischen Föderat iven Rep ubl ik  Jugoslawien 
über Bauten und An lagen fü r d ie G renzabferti­
gl.lng und über die Zonen im Bereich des Kara­
wan ke nstraßentunnels samt Bei lagen 1 bis 4.  

Berichterstatter ist Herr  Bundes rat Gottfried 
Jaud.  Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Gottfried Jaud: Sehr geeh rter 
Herr Präsident!  Herr Minister!  Der gegenständl i­
che Staatsvertrag trägt dem Umstan d  Rec h n u ng, 
daß gemäß Artikel  3 Abs. 2 des Staatsvertrages 
zwischen der Republ ik  Österreich und der Sozia­
l istischen Föderativen Republ ik J u goslawien vom 
1 5 . September 1 977 ,  in der Fassung vom 
20. O ktober 1 980, eine Verei nbarung über d ie 
Benützung der der G renzabfertigung dienenden 
Baute n  u nd Anlagen und über die Bestreitung der 
Bau- u nd Betriebskosten zwisc hen den beiden 
Staaten zu treffen ist. 

D iese Vere inbarung wurde nach dem G r und­
satz vorbereitet, daß der jewe i lige Gebietsstaat die 
Objekte für die Eingangsabfertigung des Nach­
barstaates auf sei nem Hoheitsgebiet auf eigene 
Kosten er richtet, erhält u nd verwaltet und sie den 
Organ e n  des Nachbarstaates u nentgeltlich zur 
Ve rfügung ste l lt .  

D e m  Nationalrat erschien bei  der  Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom­
mens d ie Er lassung von besonderen B undesgeset­
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des VertragsinhaItes i n  die i n ner­
staatli c he Rechtsordnung nicht erforderlich. 
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Der Wirtschaftsaussc h u ß  hat d ie gegenständli­
c h e  Vorlage in se iner S itzung vom 22 .  Mai 1 99 1  
i n  Verhand l u ng gen o m men u nd e inst i mmig be­
sc h losse n,  dem Hohen Hause zu empfe hlen , kei­
nen Ei nspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel l t  der Wirt­
sc haftsaussch u ß  som i t  den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen:  

Gegen den Besc h l u ß  des National rates vom 
1 5 . Mai 1 99 1  betreffend e i nen Ve rtrag zwischen 
d e r  Republ ik  Österreich und der Sozial istischen 
Föderative n  Republ ik  J ugoslawien über Bauten 
u nd Anlagen für die G ren zabfertigung u nd über 
d i e  Zo nen i m  Bereich des Karawankenstraßen­
t u n nels sam t  Beilagen 1 b is  4 wird kein Ein­
sp ruch erhoben . 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
m eldunge n l iegen nicht vor. 

Wünsc ht je mand d as Wort? - Das ist n icht der 
F a l l .  

W i r  kommen z u r  Absti m m u ng.  

Bei der A b s l i m  m U fl g beschließt der BUll­
desrat mit 5 l i nz l1l e ll e  i 11 h e L L  i g k e i c, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n  e Tl E i II -

S p r  II C Iz zu erheben. 

D ie Tagesordnung ist erschöpft. 

Wortmeldungen zur Geschäftsbehandlung 
betreffend Besetzung von Ausschußfunktionen 

V i zepräsident Walter Strutzenberger: Zur Ge­
sch äftsbehand lung hat sich Herr Bundesrat Mag. 
L a k ner zu Wort gemeldet. Ich erteile es i h m  

14.00 
B u ndesrat Mag. Georg Lakner ( F PÖ, Salz­

b u rg) :  Sehr gee hrter Herr P räsident! Herr Mini­
ste r !  Hohes Haus! Ich melde mich zu Wort zur 
Besetzung der Funktionen i m  B u ndesrat über­
h a u pt und im spezie l len i n  den Aussch üssen. 

Es ist d ies n icht u nser e i nziges Anliegen, aber 
es ist e in  Anl iegen, das wir schon seit e in iger Zeit 
vorbringen,  ohne auf  gro ßes Echo zu sto ßen.  
Darum erlauben Sie  m i r ,  Sie noch e in  paar M i n u­
ten aufzuhalten .  

Ich gehe von der Annahme aus,  daß es so aus­
s i e ht, als machten sich M itarbeit u nd Kol legial ität 
im B undesrat schlecht  bezahlt.  Ich denke an die 
"Ka mpfhähne" im Nationalrat - das werden Sie 
n ic ht abstreiten können,  daß es bei  uns  nicht so 
ist - und m u ß  feststel len,  daß es dort e ine ge­
rechte Aussc h ußeinte i lung u nd e ine gerechte -
nämlich nach der Stärke der F raktionen - Ver­
tei lung der F un ktionen gibt, ohne daß d ies in der 
Geschäftso rdnu ng festgelegt ist. D ies geschieht 

d urch Parteienabkommen. Ic h bedau re, daß d ies 
bei uns - jedenfalls bisher - nicht möglich ist. 

Ich darf nur darauf h i nwe isen, da ß der B u ndes­
rat zwö lf oder dre ize hn - über die Zahl kön nte 
man streiten - Aussch üsse hat . Der d reize h nte 
ist jener Gemeinsame Ausschuß,  von dem ich 
nicht genau wei ß, welche Fun ktionen es da dr in­
ne n gibt  u nd wie oft er  zusamment ritt. Wenn S ie 
rechnen, daß es i n  jedem Ausschu ß e inen Vorsit­
zenden ,  zwei Stellvertrete r und, ic h glaube, z wei  
Schriftfü hrer gibt,  so sind das in  etwa fünf F u n k ­
tionen, u nd egal o b  i c h  das jetzt m a l  zwölf oder 
mal dreizehn rechne: Ich komme da auf e ine 
Zahl ,  d ie jedenfal ls je nseits der sec hzig l iegt. 
Wen n  man das u m rec hnet, so kom mt auf jeden 
Mandatar i m  B undesrat in etwa eine F unktio n .  

Ich  wi l l  jetzt gar  n icht darum streite n ,  daß wir  
fünf Vorsitzende wollen und noch dazu in den 
wichtigsten Aussch üssen,  aber ich  glaube, daß es 
auch dem Bundesrat woh l  anstü nde, d ieser demo­
kratischen Gepfloge n heit, daß man das gerecht 
verteilt ,  nachzukommen.  

Ich wü nsc he a lso , ich bitte darum, ich ersuche 
darum, daß in der nächsten Präsidiale über dieses 
Thema ausführl ich gesprochen wird,  ob man 
n icht dem Gru nde nach elem Gedanken zust im­
men könnte, d ie Ausschußfunktionen in etwa 
nach der Stärke zu vertei len.  Wir haben derzeit 
eine e inzige F u nktion , das ist der Ordner, denn 
da steht laut Geschäftsordnung jeder Fraktion ei­
ner zu.  

Nun,  wir  s ind n icht ämtergei l ,  ich glaube, das 
brauche ich nicht zu sagen. Es ist e i n  Zeichen ,  
d a ß  w i r  m itarbeiten wol len,  und S i e  können das 
Zeichen setzen, u ns m itarbeiten zu lasse n .  

Ich  habe m it d ieser Wo rtmeldung die  mildeste 
Form des Drängens gewählt. Mehr w i l l  ich dazu 
jetzt e igentlich gar n icht sagen. Ich bitte, die Ge­
spräche darüber aufzunehmen, und ich stel le,  
wenn es gewünscht  wird,  den A n t r a g, darüber 
e ine Debatte z u  eröffnen.  (Allgemeiner Beifall. ) 
UIJ3 

Beschluß auf Durchführung einer Debatte 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Es wür­
de sich jetzt d ie Frage erheben, wie I h r  letzter 
Satz mit der Formulierung "ob es gewü nscht 
wird" genau auszulegen wäre. Aber ich nehme es 
so, daß Sie den Antrag gestel lt haben ,  daß dar­
über e ine Debatte abgefüh rt wird .  

Dieser Antrag l iegt also vor, lind i c h  lasse so­
gleich darüber a b s t i m  m e n. 

Ich b itte jene M itgl ieder des B u ndesrates, d ie  
diesem Antrag zust immen, um ein Handzeichen. 
- Es ist d ies Stimmenein helligkeit. Der Antrag 
ist som i t  angenommen.  ( Widerspruch.) Ich korri-
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giere: E i n  Herr war dagegen.  Der Antrag ist daher 
mit S t i m  m e n m e h r  h e i t a n g e n 0 m -
m e n . 

Wir  gehen daher in die Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr V i zepräsi­
dent Dr.  Schambec k. Ich ertei le es i h m .  

J .JJ).J 
Bu ndesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖV P ,  N ie­

derösterreic h ) :  Herr Präsident! Meine seh r  ver­
eh rten Damen u nd Herre n !  Wenn ich mich jetzt 
kurz fasse, dann nicht,  daß sie glauben, ich sei 
plötzlich erkrankt ode r wortkarg geworden (Hei­
terke it) oder daß mir zu d iesem Thema nichts e i n­
fällt ,  aber ich schl ieße mich mit der Nahezu-Ein­
hell igkeit,  m i t  der jetzt der Debattenbeschluß ge­
fa ßt wurde, der  Me inung des Herrn F rakt ionsob­
man nes der Freiheitl ichen Partei ,  P rof. Mag. 
Lakner, an, darüber in de r Präsidialsitzung in al­
ler Ruhe, Breite und T iefe zu sprechen , denn ich 
glaube, Hohe r Bu ndesrat, das ist der Ort, wo so l­
che Fragen e rö rtert werden sol lte n .  Ich darf Ih­
nen aufgrund meiner jah relangen Zugehö rigkeit 
zu diesem Gremium versichern. daß so lche D inge 
sc hon öfter aufgeta ucht sind, auch zwischen S PÖ 

und ÖVP. und das hat man dann in e ine r  Präsi­
dialsitzung besprochen. 

Ich darf I h ne n  aber jetzt schon sagen,  daß Sie 
- S ie haben das selbst so treffend formul iert und 
ohne Ironie gesagt, da ß als Funktion n icht allein 
jene des Vorsitze nden in  e inem großen und wich­
tigen Aussch u ß  anzusehen ist; we i l  S ie das das 
letztemal im Zusammenhang mit der Wahl des 
Vorsitzenden des Un terrichtsausschusses ange­
sch nitten haben, darf ich es wiederholen, Hoher 
Bundesrat - n ic ht erwarte n konnten, da ß ich als 
Fraktionsobmann der Mehrheitsfraktion d ieses 
Hauses mit 30 B u ndesratsmandaten auf den Vor­
sitzenden des U nterrichtsausschusses zugunsten 
einer F raktion von fünf Sitzen verzichten wü rde. 
Das hat es auch im Nationalrat nicht gegeben.  

Abe r selbstverständl ich,  Herr  Kollege Lak ner. 
kann man darüber sprechen, denn es gibt eine 
Reihe anderer F unktio nen, etwa ObmannsteI lver­
trete r oder Sc hriftfüh rer  und so weiter.  Au ßer­
dem befinden wir uns in e i nem Jahr, in  dem es 
verschiedene Wahlgänge u nd Entwick l u ngen ge­
ben wi rd, die uns alle e i n  entspreche ndes Verhal­
ten i n  jeder F raktion auftragen.  

Ich sc hl ieße m ich de r Meinung an, daß wir  dar­
über in der P räsid ialsitz u ng in al ler Ruhe bei  
rechtzeit igem Kommen und be i entsprec hendem 
B leiben - wobei wir für die Tücken der Tec h n i k  
Verständnis haben - sprechen sol lten .  

I c h  möchte aber d iese Gelegenheit auch noch 
gerne wahrnehmen, z u  attestieren,  daß das Be­
mühen von I h nen und I hrer Fraktion nicht in je­
der E ntwic k l ungsphase der Fraktion der F reiheit-

l ichen Partei i n  d iesem Haus sac hl ic h  gewesen ist, 
was aber jetzt gegeben ist. Ich möchte aber auch 
festste l len,  daß wir d iese m geänderten Klima 
schon Rech nung getrage n haben. W i r  wollen -
das sei auch ausgesprochen - eine Arbeitsgruppe 
e i nsetzen ,  i n  der wir  uns mit den Konsequenzen 
von EG- und EWR-M itgliedschaft Österreichs i n  
bezug a u f  die Kompetenzverte i lung beschäftigen 
werden.  D iesbezüglic h haben wir mit  den Mitglie­
dern der S PÖ, der Ö VP und der Fre iheitlichen 
Partei sc hon ein Ve rhältnis festgel egt, sodaß wir  
in  diesem Arbeitskreis schon entsprechend zu­
samme narbeiten werde n. 

Daher sehe ich d ieser Sitzung der Präsidiale in 
demselben Si nne entgegen.  (A llgemeiner Beifall. ) 
J.J..1!7 

Vizepräsident Wa lte r  Strutzenberger: Herr 
Kol lege, darf ich bitten.  

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck (den 
Vorsitz übernehmend): Heute ist Not am Mann!  
(Heiterkeit. - Bllndesrätin P a  i s e h e  r:  Not an 
der Frau! - Weitere Zwischenrufe. ) 

Zum Wort gemeldet ist Herr Vize präsident 
Walter Strutzen berge r .  Ich darf es ihm erteilen. 

l.J.1!7 
Bu ndesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 

Wien) : Herr Präsident !  Hoher B undesrat! - Ver­
e h rter Herr Kollege Lakner!  Ich bin froh darüber, 
daß einer chaotisc hen Verhaltensweise endl ich 
e in  Ende gesetzt wird ,  daß s ich a uch die freiheitl i­
c he Fraktion nunme h r  zur Geschäftsordn u ng be­
kennt und jetzt dort, wo es h i ngehört, die Debatte 
eröffnet über Wü nsche dieser Fraktion. Denn bis­
her waren das immer Wünsche zwischen Tür und 
Angel  i n  der Präsidiale.  

Ich pfl ichte selbstverständlich Ihrem Antrag 
bei ,  daß in der Präsidiale die S it uation der Aus­
sc hüsse des Bundesrates besprochen werden sol l .  
Ich glaube, ich bin weit  und breit als Demokrat 
bekannt, und ich werde m ich daher mit Freude 
demokratischen Gepflogenheiten unterziehen, 
das hei ßt,  sachl iche Diskussionen zu füh ren. 

Ich möchte betonen, daß man von niemandem 
e rwarten kann, da ß man jetzt gro ßzügig auf 
F u n ktionen verzichtet, auch nicht von der noch 
stärksten Fraktion oder stärkeren Fraktion im 
Hause. Denn bitte schön, mein Freund Professor 
Schambec k hat ja erklärt, es stehen in nächster 
Zeit  Wahlen ins Haus. 

U nd bitte , wie gesagt, wir kön nen natürl ich 
auch die Zeit für Verhandl ungen und Gespräche 
ve rwenden,  aber , wo w i r  wissen u nd wo das jetzt 
u nterstr ic hen wurde , daß da i rge ndwelche Wah­
len ins H a us stehen ,  war ich der Meinung - und 
ich halte damit nicht h inter dem Berg, ich spreche 
h ier  etwas laut aus, was ich I h ne n  schon gesagt 
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habe - :  Vielleicht wäre es ganz gü nstig, wen n  
man erst i m  H erbst über d i e  neue Vertei lung und 
neue Berechnung von Ausschu ßfu nktionen und 
Mandaten sprechen würde. 

Aber noch mals, um die Dinge n icht zu verlän­
gern,  ohne Chaos,  ohne "das müssen wir jetzt so­
fort machen" : Selbstverständl ich bin ich auch be­
reit, in der P räsidiale darü ber entsprechende 
ernsthafte Gespräche u nd Verhandlungen zu fü h­
ren .  

Wen n  ich sage ,, ich" , d a n n  meine ich  das nicht 
n u r  in meinem e igenen Namen, sondern als F rak­
tionsverantwort l ic her der Sozialde mokratischen 
Partei auch im Namen me iner Fraktion. - Ich 
danke sc hön. (Allgemeiner Beifall. ) 

Vizepräsident D1'. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sic h Herr B undesrat Mag. 
lohn Gude n us. ( Vizepräsident Dr. 
5 c h a m b  e c k  spricht den Vornamen des Red­
ners englisch aus. ) Ic h ertei le es i h m .  (Bundesrat 
Mas.. G II d e n  u s: Jolm, biue.' - Ruf bei der 
SPO: "Jonny reilet l'v·ieder ".' )  Bitte: lohn! (ßllf1 -
desrat 5 l r II t z  e Il b e r g e r: Ein Amerikaner 
wäre beleidigt.') 

N.l l  
Bu ndesrat Mag. lohn Gudenus (FPÖ, Wien) : 

Herr Präsident !  Me ine Damen und Herren ! Es ist 
ja von den beiden Vorrednern zu diesem Thema 
e ige ntlich sc hon a l les a usgefü hrt worden. Man 
könnte sich nun befriedigt zurück lehnen und sa­
gen :  Die Fre i heit l ichen bekommen das, was i hnen 
zusteht.  Ich betone deshalb :  Das, was ih nen zu­
ste ht,  so llen sie bekommen,  wei l  man den Min­
derheiten ja gewisse Rechte nicht  nur  im S in ne 
e i nes aktiven M inderheitssch utzes gibt, so ndern 
auch wei l  ab e iner gewissen Grö ßenordnung ein 
moral isches A n recht dara uf  vorhanden ist. 

Ich b i n  darüber sehr dankbar. Und namens 
meiner F ra ktion bin ich besonders dan k bar  dafür, 
daß diese Disk ussion in Einhel l igkeit und Ruhe 
u nd ohne polemisc he Zwischenr ufe über d i e  
R unden gegangen ist. 

Jedoch:  An I hren F rüchten und an I h ren Taten 
wol len wir Sie erken nen !  U nd ich hoffe, daß Sie 
uns n icht einen de r mindesten Ausschüsse zuwei­
se n ,  die es gibt. Lassen Sie auch einer k leinen 
F raktion einen gewichtigen Ausschu ß zukom­
men!  - Ich danke.  (Beifall bei der FPÖ. )  14 . 12  

Vizep räsident Dr.  Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor .  

Wünscht n o c h  jemand das Wort? - Es ist d ies 
n icht der Fall .  

Die Debatte ist  daher gesch lossen.  

Hoher Bundesrat ! Ich  gebe noch bek a nnt, daß 
se it  der  letzten beziehungsweise in der  heutigen 
Sitzung insgesamt 13  Anfragen ,  78 7/J bis  799/J, 
eingebracht wurden.  

D ie Einberufung der n ä c h s t e n S itzung des 
B undesrates wird auf schriftlichem Wege erfol­
gen .  Als Sitzu ngstermin ist Don nerstag, der 
1 3 . Juni 1 99 1 , 9 Uhr i n  Aussicht geno m men.  

F ü r  die Tagesordnu ng dieser Sitzung kommen 
jene Vorlagen i n  Betrac ht, d ie der Natio nalrat bis  
dahin  verabsc hiedet haben wird ,  sowe it  s ie  dem 
Ei nspruchsrec ht beziehu ngsweise dem Zust im­
mungsrecht des Bu ndesrates unterl iegen .  

Die Ausschu ßvorberatungen sind für M i tt­
woch,  den 1 2 . Juni  1 99 1 ,  ab 1 5  Uhr vorgesehen.  

D ie jetzige Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 14 Uhr 13 Minuten 

Österreich ische Staatsd ruckerei . 91 032 1 

541. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 54

www.parlament.gv.at




